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Kriegsende im Libanon S.19 
Mit dem Abzug der PLO-Verbände Ende 
.August dJ. aus Beirnt haben die Israelis eines 
ihrer Kriegsziele erreicht. Mit der Wahl des 
Phalangeführers Gemayel ein weiteres. Und 
dann kam R. Reagan am I. September mit ei· 
I'ICr Nahost·l nitiative. Wie weiter im Libanon 
und der Nahost region? 
Ober der Diskuill ion dieser Frage lOll ten die 
Kriegsuntaten der israelischen Invasoren nicht 
in Vergessenheit geraten. Sie untersucht der 
Bremer Völkerrechtler Prof. Gerhard Stuby. 

Mittelamerika/Karibik S.4 
Ein weiteres Mal hat sich im Juli.september' 
1982 die Minelamerikakrite vcnchärft und 
regional ausgeweitet. Am 11. August dJ . bil· 
ligte der Senat in Washington die Entsendung 
von US·Kampftruppen in die Region. Eine 
l'ICue Tongking-Resolution ... 
Wir bringen eine Bil .. nz dcr Rcgionalisierull&' 
der Mittelamcrikakrisc, Bciträge ... on FMLN· 
Comand .. nte Cayetano Carpio (EI S .. I ..... dor), 
Ricardo ugos (Honduras) sowie die Positionen 
Nik .. raguas (Daniel Orlega) und Kubas (Raf .. el 
Rodrigucz). 

Südliches Afrika S.34 
Fast unbeachtet bl ieb ein neuer südafrikani· 
scher Krieg gegen Angola und eine Eska.lation 
des "uncrklärten Krieges" gegen Moo; .. mbique 
und Zimbabwe. Wächst die .. tot .. le Strategic" 
des südafrikanischen Prcmiermininers P. Botha 
in einen "totalen Kricg" gegen dic Frontst .. aten 
hinüber? 

ehe Guevara S. 40 
l ."i Jahre nach der Ermordung Che Gue ..... nu in 
Boli ... ien ist die ... om Symbol "Che" ausgehende 
Faszination ungebrochen. War Chc ein "Aus· 
steigcr"? Kann cr gegen das heutige re ... olutio­
näre Kuba beansprucht werden? 
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AlB-Aktuell: Israels Libanonkrieg und wir 

Mehr als zwei Monate brauchte die Bundesregierung, bevor ihr die 
ersten deutlichen Worte der Dislanzicrung von der israelischen 
Kricgdiihrung im Libanon über die Lippen kamen. Bundeskanzler 
Helmut SchmielI äulknc gegenüber der Welt vom 14./15. August 
1982, daß Israel im Zuge seiner Dauerbombardicrung Wcstbciruu 
unnötigerwei~ den Tod von Zivilisten herbeigtiuhrt und gt"gtß die 
Menschenwürde verstolkn habe. 
Zugleich aber brachte der Bundeskanzler wie eh und je "Verständ­
nis" für die Israelis auf - \'oie rur die Palästinenser, Libanesen, Syrer 
und die arabischen Randbctciligten. "Verständnis" gleichermaßen für 
jene, die sich flagranter Verktzungen des Völkerrechl$ schuldig ge­
macht haben, wie für ihre Opfer, die 40.000 Toten und 100.000 
~'crwundclcn Libanesen und Paläninenser? "Verständnis" gleicher­
maßen rür jene, die - laut einer Internationalen Untersuchungskom­
mission zum Libanonkrieg (siehe Beitrag von G. Stuby) - die Tat­
bestande der Aggrtuion und des Völkermords erflillen, wie fur die 
hbanesisch-palästinensischen Verteidiger eines halbokkupierten Lan .. 
des, die von ihrem völkenechtlich verbrieften Recht auf Widerstand 
Gebrauch machen? 

Was Bonn wieder einmal schuldig blieb, war eine unmißverständliche 
Verurteilung des Aggressors, waren pr .. ktische Konsequenzen gegen 
Israel, mit denen man doch zuvor im Falkland{Malwinenkrieg - mit 
Wirtschaftssanktionen - gegen Argentin ien nicht gezögert hatte. Sol· 
che Maßnahmen gegen Israel seitens der Bundesrepublik (sie ist 
Israels Handebparlner Nr. 2) und der EG wären ausgesprochen wirk· 
!klm, da ihr Anteil an israelischen GesamtU:pOTt .. n um die 4~% aus­
macht, verglichen mit rund 25% der USA. Bei den Importen Israels 
ist dieses Verhältnis ähnlich. (Bfa-Mitteilungen, Weltwirtschaft zur 
Jahresmitte 1982, Israel,Juli 1982) 
Irmerhalb der EG gibt es auch Kräfte, die angesichts der Unnachgie· 
bigkeit Israels in der Paläninenserfrage und seiner Libanonkriegsftih· 
rung auch tatsächlich rür Sanktionsschritte eintreten, allen voran 
Griechenland, das inzwischen als erster Staa.t Wesleuropas die Palasti· 
nensische BefreiungsorS'"nisation (PLO) anerkannte. 
Oie sozialliberale Bundesregierung hat zwar gelegentlich auch - be-
50ndeu wenn es um große Geschäfte mit arabischen Olmächten ging 
- das "Selbstbeuimmungsrecht der Palästinenser" im Munde ge­
führt. Aber zugleich stimmte sie Lobeshymnen auf den Separatfrie­
densprozeß der USA, Israels und Ägyptens von Camp David (Sep­
tember 1978) an, der doch eben dieses Selbstbestimmungsrecht zu 
eliminieren trachtet, der den von der UNO anerkannten Anspruch 
der Paläninenser auf einen eigenen Staat verneint. Oie Bundesregie­
rung zog auch keinerlei Konsequenun aus den dreisten Völkerrechts­
brüchen der Regierung Begin 1980/81, als diese nacheinander Ost­
jerusalem und die syrischen Golanhöhen annektierte. 

Bonn blockt EG-Sanktionen 

Mehr noch, ab Anfang Juni dJ. Außenminister Hans-Dietrieh Gen­
scher von einem Besuch in Israelzuriickkehrte, tat er "Sympathie" 
rtir seme Gastge~r kund. Nachdem die "sympathische" Regierung 
Begin am 6. Juni 1982 ihren Angriffskrieg gegen den Libanon und 
die dorthin vertriebenen Paläninenser ang<"ordnet halle, herrKhte in 
Bonn vornehmes Schweigen. 
Hinter den Kulissen freilich uigte sich die Bundesregierung tatkr'''f­
tig. Sie vereitehe innerhalb der EG sowohl eine Verurteilung Israels 
ab auch die Verhängung von Sanktionen (zur Veränderung EG·Nah­
ostposition siehe S. S2-33). Und als am 19. Augu$l dJ. die UN·Son· 
der\'ollversammlung zu Pal:htina in New Vork in einer Resolution 
mit 120: 2 Stimmen (Gegenstimmen: USA, Israel), bei 20 Enthal­
tungen, Israel wegen seines Nichtabzuges aus dem Libanon verurleil­
te und ihm im Fall der weiteren Nichtbefolgung der UN-Sicherheits· 
ratsentscheide (Wortlaut siehe AlB 9/1982, S.S) Sanktionen an· 
drohte, enthielt sich die Bonner Vertretung der Stimme. 
Trotz aller Sonntagsreden von einer "Ausgewogenheit" der bundes­
deutschen Nahostpolitik hält die Bundesregierung faktisch an ihrer 
traditionell einseitigen Paneinahme für das expansionslüsterne Israel 
fest. Eben deShalb ergibt sich eine ~sondere Verantwortlichkeit der 
Regierenden in Bonn am Schicksal der 4,S Mio Palästinenser, die 
durch die Kriegs.·erbrechen Israe ls und durch deren Stützung seitens 
der Wenmächte zu einem Volk von Vertrie~nen, Verfolgten und 
Unterdrückten wurden. Die BRD hat zu Israels Stärkepolitik den 
drillgröBten Beitrag an Wirtschaftshilfe überhaupt - neben den USA 
und dem Welt judentum - in einer Höhe \'on bislang über 8 Mrd D~I 
geleistet . Hinzu kommt eine insgeheime uncntg<"ltlicbe Waffenhilfe 

Bonns in den ~Oer/60er Jahren an Israel in Höhe von ~OO Mio Dollar, 
die Te l Aviv zu seinem Eroberungskrieg im Juni 1967 ermuntern 
half. In jenem Blitzkrieg ergriffen Bundesregierung, Bundenagspat­
teien und hiesige Massenmedien nahezu ausnahmslos Partei für den 
Aggressor, ja kam Jubelstimmung auf. 

Bei Israels Libanonkrieg des Jahres 1982 regte sich in einem Teil der 
Massenmedien Kritik. Verschiedentlich wurde der Regierung lkgin 
das Recht abgesprochen, die israelischen Verbrechen an Palästinen· 
sem und Libanesen mit dem Holocaust des Hitlerfaschismus an Mio 
Juden zu legitimieren. Vereinzelt wurde ferner feugeuelh, daß die 
zahlreichen hiesigen Protestaktionen gegen den Libanonkrieg Israeli, 
darunter die Demonstrationen der 7.000 am 21. August dJ. in 
Frankfurt oder von Tausenden am 2S. Septem~r in Bonn, Wider· 
stand gegen die Kriegsverbrechen de r zionistischen Regierung Begin 
sind und nichts mit Antisemitismus gemein ha~n. 

Aber das Gros der bundesdeutschen Medienlandschaft erstattete ~­
schönigend wer die Libanonszenerie und die Vorgehenswcise der 
Invasoren Bericht. Vor allem: Sie lenkten davon ab, daß der unver­
zügliche Abzug Israels aus dem Libanon, und nicht etwa der der 
PLO, weltweit und vom UN-5icherheitSTat gefordert war. Sie vernied· 
lichten den israelischen Bomben- und Vemichtungskrieg gegen die 
libanesisch-paLästinensische Zivilbevölkerung. Und sie suchten oben· 
drein die Reagan-Administralion, die größte Stütze des Begin'schen 
Kriegskabinens, als den Friedenssti fter zu verkaufen. 
Dennoch hat die langwierige, unmenschliche Kriegsflihrung Israels in 
diesem Libanonkrieg Teilen der bundeweutschcn Bevölkerung die 
Augen geöffnet. Die fOl'derungen nach der ~dingungslosen Räu· 
mung des Libanon und der anderen besetzten Gebiete durch Israel, 
nach dem Stopp der Bonner Unterstützung für Israel, nach Anerken· 
nung der PLO und Diuanzierung von Camp David durch die Bundes· 
regierung finden heute breitere Unterstützung. 

Bei vielen Menschen ist das vormals gängige hraelbild euchüUert und 
Platz freigeräumt worden für Einsichten, wie liie der östern:ichische 
Bundeskanzler Bruno Kreisky im Stern vom 26.8.1982 zu Papier 
brachte: 
"Hoffnung, daß Israel sich ändert, daß es kompromißbereit wird, 
gibt es kaum ... Heute sind Anfat und die PLO in aller Munde - man 
weiß, daß man mit ihm verhandeln muß ... Israel aber steht moralisch 
entblößt da, seine Machthaber haben ihr wahres Gesicht gezeigt. Der 
Krieg im Libanon haI 15.-.. el jene Sympathien und Unterstü tzung ge­
kOlitet, die es in den letZien Jahnehnten erhalten hat. Vor dem 
Wahnsinn seiner führenden Leute, die sich nur auf ihre Waffen verlas­
sen, fürchtet sich die Welt. 
Mit diesem Israel will ich nichts mehr zu tun ha~n ... Ich werde 
überall, wo ich kann, diesen Standpunkt vertreten. Auch in der 
Sozialistisch'en Internationale. Die haI eigentlich nie wirklich Farbe 
bekannt. Es sind gigantische Verbrechen geschehen, und wer hier 
schweigt, macht sich mitschuldig," 
Und wann eigentlich wollen H. Schm1dt, H.D. Genscher, SPD, FDP 
und CDU/CSU "Farbe bekennen", wenn nicht einmal ang<"sichts der 
israelischen Kriegsverbrechen im Libanon? . 
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Mittelamerika 
Wolfram Brönner 

Die Reagan-Administration 
regionalisiert den Kriegszustand 

Ein Dauc", .. .,.ndan dtrGrenu Nik.raa .... t""'""u' •• 
", .. Sornoz.o·Gar~en •• " ..... II<l<,cr Sand,n ..... i'" al>lr."..,.,..,;cn 

Im J uli/August 1982 wurden in Washington die Weichen [ur 
eine weitere Eskalierung der mittelamerikanisch-karibischen 
Krise: gestellt. Wichtige Entscheide des Abgeordnetenhauses 
der USA und forcierte Interventionsaktivitäten gegen die 
revolutionären Kräfte der Region kamen zusammen. 
Am 11. August d.] . billigtt eine Zweidrittelmehrheit im US­
Senat eine Entschließung, in der die Regierung Reagan er­
mächtigt wurde, alle von ihr für notwendig befundenen Mit­
te l, "bewaffnete eingeschlossen", zur Eindämmung der 
"marxistisch-leninist ischen Subversion" in der Region einzu­
setzen. Damit gab man Grünes Licht für ein Vorhaben, das 
von der Reagan-Administration und fUhrenden Militärs der 
USA wiederholt zur unverzichtbaren militärischen Option 
für MitteIamerika erklärt worden war: die Entsendung von 
US-Kampftruppen, falls andere Gegengifte versagen sollten. 
Der republikanische Senator Charles Percy, der zusammen 
mit 27 anderen Senatoren gegen diese Resolution stimmte, 
bezeichnete sie als eine neue " Golf-von-T ongking-Resolu­
tion", da sie seit langem erstmals dem Einsatz von Waffen 
den Vorzug einräume. 1 

eh . Percy, zugleich Vorsitzender des Außenpolitischen Aus­
schusses des Sena ts, bezog sich auf eine in den 60er Jahren 
zustandegekommene Senats-Entsch ließung, die es dem sei­
nerzeit igen Präsidenten L. B. Johnson ermöglichte, Angriffe 
der US-Annee auf die Demokratische Republik Vietnam 
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(DR \' ) anzuordnen. Damals diente eine Irei erlundene ""iel­
namesische Bedrohung" als Aufhänger, um Angriffe der US­
Kriegsflotte am 2. und 4. August 1964 auf nordvietname­
sische Schiffe in der Bucht Bac Bo (Tongking) zu rechtfer­
tigen - das Vorspiel eines zeitweise totalen Bombenkrieges 
der USA gegen die DR V und des Einsatzes von bis zu 
500.000 Mann der US-Armee im Spezialkrieg in Südviet­
nam. 
Mit dem Freibrief vom 11.8.1982 für R. Reagans Konfron­
tationskurs kann Tongking sich morgen im Golf von Fon­
seca oder in karibischer Küstennähe wiederholen. Die bevor· 
zugten Angriffsziele sind längst markiert: Nikaragua, die 
(teil)kontrollierten Gebiete in EI Salvador und Guatemala. 
Kuba. 2 

Die besagte Senats· Resolution wun:l.e einer Gesetzvorlage 
beigefügt, die noch Mitte August d.J. die Hürde eines ge­
meinsamen Ausschusses von Senat und Kongreß nahm und 
die anschließend der Kongreß verabschiedete. Mit ihr billig­
ten die Abgeordneu:nhäuser der USA jenes Sonderhilfspro­
gramm, das Präsident Reagan am 24. Februar 1982 vor der 
Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) in Washington 
als " Init iat ive für das Karibische Betke n"J angeboten hatte. 
Bewilligt wun:l.en jetzt für das im September 1982 endende 
Haushaltsjahr zusätzliche 350 1\Iio Dollar an Wiruthafts· 
hilfe, wovon auf die verbündeten Länder des Krisenzen-



trums Mittelamerika, E.I Salvador (75 Mio Dollar), Kostarika 
(70 Mio), Honduras (i 7 Mio) und Guatemala (11 Mio), der 
größte Anteil entfiel, Hinzu kommen noch 27 Mio Dollar an 
außerordentlicher Militärhilfe, von der Honduras mit 10 Mio 
Dollar der dick.ne Brocken zufallt. 
Obendrein billigte das Repräsentantenhaus am 11.8.1982 
für das Haushaltsjahr 1983 die Bereitstellung von 5 l\1io Dol­
lar für eine spanischsprachige antikubanische Radiostation 
("Radio Marti") in Florida und von 21 Mio Dollar ftir den 
Ausbau dreier Flughäfen in Honduras, die man fUr Militär­
flugzeuge der USA nutzbar machen will. 
Nicht mehr als ein Wermutstropfen ist die Kürzung der von 
der Reagan·Administration beantragten Sonderwiruchafts­
hilfe 1982 für das salvadorianisehe Regime von 128 auf 75 
Mio Dollar, nebst einer neuerlichen Sonderhilfe auf militäri· 
sehern Gebiet (beantragt waren 35 Mio Dollar). Denn zum 
einen übersteigt die von der US-Regierung für 1982 an 'E I 
Salvador vergebene Wirtschafts· und Militärhilfe auch so 
schon 200 Mio Dollar und hatte Ronald Reagan längst, im 
Februar 1982, dem Sonderfonds des US-Präsidenten 55 Mio 
Dollar (bei einem jährlichen Gesamtvolumen von 75 Mio 
Dollar!) an militärischer "Sicherheitsnothilfe" für San Salva­
dor entnommen.4 

Zum anderen hatte die Regierung in Washington über die 
internationalen Finanzinstitutionen, in denen die USA do­
minieren, vorsorglich für ausgleichende multilaterale Hilfszu· 
sagen gesorgt: Der Internationale Währungsfonds (IMF) ge­
währte dem salvadorianischen Regime am 16. juli 1982 ei­
nen Kredit von 84,7 Mio Dollar, der nicht projektgebunden 
und daher auch ftir militärische Zwecke nutzbar ist. Die 
Interamerikanische Entwicklungsbank bereitet ein Pro· 
gramm für EI Salvador in Höhe von immerhin 194,J Mio 
Dollar vor, das zugeschnitten ist auf die Finanzierung.von 
militärstrategisch bedeutenden Projekten (20 Mio Dollar für 
die Wiederinstandsetzung der Goldenen Brücke, die von der 
Guerilla 1981 gesprengt wurde; 30,8 Mio Dollar wurden be­
reits für den Bau neuer Straßen in ländlichcn Gebieten Cha· 
latenangos, also in von der Guerilla kontrolliertem Gebiet 
bereitgestellt usw.). Und siehe da, auch rur Honduras macht 
der IMF 55 Mio Dollar zur "Stabil.isierung" locker. 5 

Was sich hinter diesen Zah len verbirgt, ist einmal die neuer­
liche drastische Ausweitung der US·Uberlebenshilfe für das 
salvadorianische Regime, das heute der Spitzerlempfanger in 
ganz Lateinamerika ist. Es soll zu einem miütärischen End· 
sieg in der Aufstandsbekämpfung befahigt werden. 
Zu diesem Zweck lieferte die Regierung Reagan im Jahr 
1982 20 neue Kampfbubschrauber und stalionierte - laut 
General Wallace Nutting - in EI Salvador 50 Militärberater 
und in Honduras gar 124. Ihr Eingreifen in den Spezialkrieg 
gegen das salvadorianische Volk (siehe nachstehenden Bei­
trag von S. Cayetano Carpio), der seit J 980 nahezu 35.000 
Todesopfer kostete, ist erwiesen. 

Honduras: Kriegsspiele "ohne Grenzen" 

Die Streitkräfte der USA haben ferner, laut W. Nutting, 
salvadorianische Militärs in einer Stärke von 1. 700 im Jahr 
1981 und 3.600 im ersten Halbjahr 1982 ausgebildet. Dar­
'unter finden sich jene in Fort Bragg und Fort Benning in­
struierten Elitetruppen "Atonal", "Ramon Beloso", "Atla­
catl", die von vietnamerfahrenen "Green Bereu" 
(Griinmützen) für die skrupelloseste Antiguerilla·Kriegsfüh. 
rung getrimmt wurden. 6 

Bei ihren Großeinsätzen in Chalatenango, Morazan oder 
Usulutan im Zeitraum E.nde Mai bis August d.]. hatten sie 
jedoch alanniereude Verlustzahlen (offiziell verbuchte die 
Armee bis Mitte juli d.]. mehr als 1.000 Tote!), ohne Ir· 
gendwelchen Boden wettzumachen. Der Einmarsch der hon· 

duranischen Annee in einer Stärke von rund 3.000 Mann am 
26.Juni 1982 war eine Reaktion darauf. 
Es geht jedoch um mehr als die Ausweitung des salvadoria­
nischen Krieges auf Honduras. Zurecht betonte das General· 
kommando der salvadorianischen Nationalen Befreiungs. 
front Farabundo Marti (FMLN) Anfang juli d.]., daß die 
honduranische Invasion Teil eines größeren Interventions­
planes für Mittelamerika sei, der "die Entsendung von US­
Truppen nach Mittelamerika und eine gleichzeitige Intcrven­
tion in EI Salvador und Nikaragua" beinhalte. 7 So gesehen 
weist die drJ.matische Ausweitung der US- .. Stabilisierungs"­
hilfe gerade auch ftir Honduras aus, daß dieses Land zu der 
Operationsbasis des regionalen Interventionismus auserko­
ren ist. Schließlich bringt es die Ideallage gemeinsamer Gren­
zen mit EI Salvador, Guatemala und Nikaragua mit. 
Das honduranische Regime signalisierte seinerseits nach ei­
nem Washington-Besuch von Präsident R. Suazo Cordova 
und Generalstabschef G. Alvarez Martinez (Mine Juli d.j.), 
daß man bereitwillig in diese Rolle zu schlüpfen gedenkt. 
General Alvarez unterstrich dies mit einer offenen Kriegs­
erklärung an die FMLN, der er "einen Krieg nicht mit geo­
graphischen Grenzen, sondern einen Krieg, in welchem die 
Grenze unsere Freiheit, unsere Demokratie, unser christ· 
licher Glaube und unsere soziale Hannonie is t", ansagte. 8 

Von der "stillen Invasion" zum Regionalkrieg? 

Nicht von ungefahr auch häuften sich in den letzten Mona­
ten die Kriegsspiele "ohne Grenzen" an den hondumnischen 
Grenzabschnitten zu Nikaragua. Die Einfalle der insgesamt 
8.000 bis 10.000 Mann starken antisandinistischen Trupps 
(Somozagardisten, vom CIA angeheuerte Miskitos, Gefolgs­
leute Eden Pastoras u.a.) auf nikaraguanisches Territorium 
nahmen im juli d.j. sprunghaft zu. Sie gipfelten in den Ver­
suchen, den strategisch bedeutenden Atlantikhafen Puerto 
Cabezas zu erobern sowie die Treibstofflager Managuas und 
Corintos durch Raketenbeschuß in die Luft zu jagen. 
Die Angriffe wurden abgeschlagen, aber rund 100 sandinisti­
sehe Verteidiger und Zivilisten fanden dabei den Tod - so­
vtel wie im gesamten vorausgegangenen jahr zusammenge· 
nommen. 

Die Intensivierung dieser und anderer "verdeckter Opera­
tionen" gegen Nikaragua haben zu tun mit jenem CIA·Pro· 
gramm zur Destabilisierung des Revolutionsprozesses, rur 
das Ronald Reagan im November 1981 einen Startetat von 
immerhin 19 Mio Dollar bewilligt hatte. 9 

Vom honduranischen Regime werden die nunmehr ständige 
Infiltration der Intervenuonstrupps auf nikaraguanisches 
Territorium und der ihnen zukommende Waffenstrom aus 
den USA nicht nur geduldet. Da wurde auch mit der Rea­
gan·Administration vereinbart, in Grenznähe zu Nikaragua 
drei Flughäfen (Palmerola, Goloson, La Mesa) für die militä­
rische Nutzung durch die US-Luftwaffe auszubauen und 
zwei neue Marinebasen (Caratasca, Puerto Caslilla) an d~r 
Atlantikküste zu errichten. 
Es versteht sich, daß diese Basen gleichennaßen die Inter­
ventionskapazitäten der Exilnikaraguaner und der ihnen 
hilfreichen hondurani$chen Armee erweitern als auch für 
eine mögliche Entsendung von US-Kampftruppen gen Nika­
ragua das Terrain bereiten. Die gemeinsamen vierzehntägi­
gen Militärmanöver, die- die Anneen der USA und Honduras 
im Juli/August d.]. wiederum in Grenznähe zu Nikaragua 
abhielten (sie sollen im Dezember 1982 wiederholt werden), 
heizten den Spannungszustand an diesem Frontabschnitt 
Mittelamt"rikas zusätzlich an. IO 

Kein Wunder, daß der sandinistische Regierungskoordinator 
Danid Ortega Saavedra davon sprach, Nikaragua widerfahre 
"eine stille, jedoch blutige Invasion" und die Regierung Rea-
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Daniel Ortega Saavedra 

Reagan ist für die 
Eskalation verantwortlich 

Danic l Ortcg;t Saavcdra (36). Koordinalor der nikar4gUani-'Chen Re­
gienmgsjunta !lir den nationalen Wiederaufbau und Fühnu~mil' 
glied der Sandlnistischcn Front dc:r Na tionalen Einheit (t'SI.N), 
stellte in einem Interview Mitte Juli d.J. die nihraguanischc Sicht 
der Mittdamcrikakrisc dar. Die Rugan·Adm in;~tralion wird als 
c igentlkh veran twor tlie h für d ie aktuelle Esbbtion~gdahr be­
nannt . 
FRAGE : Existiert da. reale Risiko der Auswei tung des Kricgf:s in 
Mittclamerika? 
D. ORTEGA: Wir stehen kurz vor einem solchen Krieg in Mittel­
amerika. Wir haben schon angefangen, ihn 1:U erleben. Honduras 
unterstützt die, die von seinem Territorium aus in Nikaragua ein­
fallen wollen ... 
FRAGE; Nach dem Somozismus. so versichern aUe Beobachter, 
gibt es keine politische Alternative. Somo:r.a wurde durch den 
Volksaufstand gestür.r.t. Glauben Sie nicht, daß Sie ohne Gnmd den 
Somozismus in ein Schreckgespenst verwandeln? 
D. ORT EGA: Augenblicklich gibt es etwa 5.000 Somozagardinen 
in Honduras. Wir wissen, daß sie das Rad der Geschichte nicht 
zurückdrehen können, da Nikaragua sie mit seiner Revolution aus 
dem Land geworfen hat. 
Zweifellos können sie trotzdem unserem Volk viel Schaden zu· 
fügen, da sich hinter ihren Aktivitäten der Wunsch "erbirgt, das 
hondur.mische lIeer in einen Krieg mit Nikaragua zu verwickeln. 

FRAGE : Könnten Sie das näher ausführen? 
D. ORTEGA: Von Honduras aus wurden von acht Punkten aus 
Angriffe gegen unser Land gestartet. In Puerta Cabezas (nikaragua. 
nische Hafenstadt am Atlantik; d . Red.) haben die Zwischenfalle 
51 Tote und mehr als 20 Verwundete gefordert. 

Vertrauen in die Vertcidigungsnihigkcit unseres V olkes 

Der Oberbef~hlshaber des honduranischen Heeres, Gwtavo Alva· 
rez, hat sich immer dadureh ausgezeichnet, daß er IlCrlangte, Kr ieg 
gegen Nikaragua zu führen. Sie zwingen uns dazu, die hondurani· 
sche Guerilla zu unterstützen. 
Mit EI Salvador ist das noch schlimmer. Dort setzt Honduras seine 
Truppen in feind licher Haltung zur Grenze hin in Bewegung. Alle 
diese Operationen können mit der Unterstützung der Regierung 
Reagan reehnen. 
FRAGE: übertreibt die nikaraguanische Regierung nicht die Rolle 
Nordamerikas in der Region? 
D. ORTEGA: Schauen Sie: In Honduras ist mehr als eine nord· 
amerikanische Kompanie stationiert, die die Aggressionen gegen 
Nikaragua und die ~stahilisierung unterstützt. Auf der nordameri· 
kanischen Halbinsel Florida gibt es immer noch Trainingscamps der 
Somoza-Garde, die die Reagan·Administration als Freiheiukämpfer 
unterstül1:t, was freilich auf die salvadorianisehe oder guatemalle· 
kisehc Guerilla nicht angewandt wird. Wir in Nikaragua übertreiben 
diese Angelegenheit nicht. 
FRAGE.: Warum? 
D. ORTEGA: Wir haben Grund zu der Annahme, daß es eine Inter· 
ven tion der USA in Nikaragua geben wird. Es gibt eine GClIchichte 
nordamerikanischer Interventionen gegen unser Volk. 
Die Reagan·Administration ist bC'reit, die nikaraguanisehe Rcvolu· 
tion zu liquidieren, kür.r.t die Wirtschafthilfe, sät Kon fusion, indem 
sie di~ mit uns befreundeten europäischen Länder und Org-J.nisatio· 
nen unt~r Druck setzt, und schädigt unser Image vor d~m interna· 
tionalen Bankwes~n. 
FRAGE: Welche Auswirkungen hatte dieser Drud auf die euro:.­
päischen Regierungen? 
D. ORTEGA: Die R~aktionen waren unt~rschiedlich. 
FRAGE: Gab es einen Wechsel in d~r Haltung der Sozialistischen 
I nt~rnationale (SI) zur sandinistischen Revolution? 
D. ORTEGA: D i~ nordamerikanische Regierung hat versucht, nach 
allen Seiten zu schlagen und einen Teil d~r S I verwirrt. Wir '·er· 
trauen trotzdem darauf, daß sich die Vernunf t durchsetzt. 

FRAGE: Bei d~n Problemen, denen sich Ih r Land gegeßlib~r>ieht, 
machen Sie die am~rikanische Regierung rur die meisten übel ver· 
antwortlich. In welchem Maß schreibC'n Si~ sich selbst die Schuld w, 
D. ORTEGA: Die Verantwortung fti r uns~re Probleme kommt zu 
100'l'0 der gegenwärtigen Haltung der Nordamerikaner zu. 
Als unsere Revolution siegte, nahm Jimmy Garter trotz der Wir­
kung, die d ies auf di~ konservativsten Teile hatte, uns gegenüber 
eine realistische und p.-..gmatische Position ein. Die Menschen· 
rechtslage wurde beobacht~t. Es wurden Gespriich~ begonnen. Ich 
traf mich mit Gartcr und glaubte, daß nun die neu~ Äro begänne, 
die Nikaragua erhofft. 
FRAGE: Was verhinderte diesen Proz~6? 
D. ORTEGA: Der Sieg von Reagan war maßgeblich daftir, daß di~ 
Verhandlungsmöglichkeiten eingeschränkt und die Risiken der 
Dcstabilisierung der Zone vennehrt wurden. Natürlich will sich 
Nikaragua mit der nordamerikanischen Regierung an einen TiKh 
se tzen, abC'r Washington stellt unannehmbare Bedingungen im Vor· 
hinein. 
Um unseren Vorschlag zu verwirklichen. schlagen wir vor, mit ei· 
nem Vermittlerland (Mexiko, Venezuela. Frankreich oder Spanien) 
als Zeugen alle Streitpunkte nochmals durchzugehen und zu klären 
und eine normale Situation in unseren Bcziehungen zu erreichen. 
Bis jetzt hatten wir keinen Erfolg. ( ... ) 
FRAGE : Eden Paston spricht von Regierungskorruption in Mana· 
gua. Was ist Ihre Meinung dazu? 
D. ORTEGA: Diese Vorwürfe sind leicht auszuposaunen, aber 
schwer zu beweisen. Er selbst weiß, daß er lügt. Jedes m~nschliche 
Wesen, das Macht erlangt, kann der Korruption "erfallen, aber in 
Nikaragua unterha lten wir ein ständiges Oberwachungssystem, um 
das zu vermeiden. 
In Bezug auf das, was er darüber gc!iagt hat, wir würden Mercedes 
Benz fahren: leh finde es nicht schlimm, gute Autos wie diese zu 
benutzen, die in Nikaragua bcreiu v?rhanden waren. 

FRAGE: Die Vereinigten Staaten werfen Nikaragua vor, einen ge· 
fahrlichen und überproportionalen Rüstungswenlau f begonnen zu 
hahen. Was denken Sie darüber? 
D. ORTEGA: Das alles dient dazu, uns als superbewaffnetes Land 
hiru:ustellen, dessen Regierung nicht auf die Unterstützung des Vol· 
kes rechnet. Bis heute hat Nikaragua keine Luftwaffe. Sie haben 
behauptet, wir hätten MIGs und ich weiß nicht was noch. 
Wir haben sehr bescheidene technische Mittel. Was wir haben, ist 
das Vertrauen und die Kampfkraft unseres Volkes, sowie die Mög· 
lichkeit, es zu bewaffnen, wenn es nötig ist. Nikaragua behält sich 
das Recht vor, sich eigenständig zu bewaffnen und seine Revolu· 
tion zu IlCr teidigen. 
FRAGE: Es wird versichert, daß sich Ihr Land mit der Welt des 
Sozialismus verbündet habe. Wie sind die Beziehungen zwischen 
Ihrem Land und dem Osten? 
D. ORTEGA: Wenn wir so mit dem Osten verbunden wären, läge 
uns nicht so viel daran, unsere Beziehungen zu Spanien, Frank· 
reich, Me"iko oder Venezuela auszubauen, um einige Beispiele zu 
nennen. Um unseTe Politik der Nichtpaktgebundenheit beizubehal· 
ten, müssen wir pluralistische wirtschaftliche, militärische und poli· 
ti5ch.: Unterstützung suchen. Wir haben wiederholt unseren Wunsch 
geäußert, mit den USA gute Beziehungen aufrechtzuerhalten. 
Die UdSSR hat Nikaragua gegenüber eine sehr resp~ktvol1e Haltung 
eingenommen, keine Bedingungen für ihn: Hilfe gestellt, und sie 
respekti~rt unscre Position. Unsere Beziehungen zur UdSSR, eben· 
so wie die zu Spanien, Venezuela, Mexiko und Frankreich, sind 
beispielhaft. 
FRAGE: Und beispidhaftt Beziehungen zu den Vereinigten Stila· 
ten zu haben, würde heißen, keine beispielhaften Beziehungen zur 
UdSSR zu unterhalten? 
D. ORTEGA: Wir können keine Bcdin!j;ungcn dieses Typ~ akzep· 
tier~n. In dem Moment, wo Bedingungen aufuuchcn, können wir 
keine Politik der Nichtpaktgebundenheit mehr durchführen. 
(QueUe: EI Pais, Madrid, 15.7.1982) 



g-,m steuere offenbar darauf zu, in Kürze den Ausbruch eines 
regu lären Krieges zwischen Honduras und Nikaragua zu pro­
vozieren. Falls Nikaragua dann einen Angriff Honduras' mit 
militärischer Gegenwehr beantworten würde, könnten die 
USA argumentieren, "sie hätten das Recht, Truppen zur 
Unterstützung ihrer Freunde zu entsenden".ll 
Ganz gleich, ob eine solche Kriegseskalation von EI Salvador 
oder Nikaragua ausginge. sie drohte so oder so auf die mit­
telamerikanischen Anrainerstaaten überzugreifen. Dafür 
dürfte schon die im januar 1982 auf Betreiben der USA 
gegriindete Demokratische Gemeinschaft Mittelamerikas sor· 
gen, der Honduras, EI Salvador, Kostarika und neuerdings 
auch - seit juli d.J. - Guatemala angehören. 
Die Allianz wandte sich von Anbeginn scharf gegen Nikara­
gua und fixierte vertraglich, daß "jedes Mitgliedsland das 
Recht habe, auf kollektive Sicherheitsmaßnahmen zuri.ickzu­
greifen".12 Eine ideale Grundlage für Einmarschaktionen 
wie sie die honduranische Armee bereits am 26_ juni 1982 
gegen die salvadorianische Befreiungsbewegung vorexerzier-

". 

Mit dem großen Einstieg der honduranischen Streitkräfte in 
EI Salvador, der Erweiterung der "stillen Invasion" Nikara­
guas und mit dem Votum des US-SenaLS vom 11. August 
dJ., gegebenenralls eigene KampftTuppen ins Karibische 
Becken zu entsenden, sind die ersten Schritte einer Regio­
nalisierung des Kriegszustandes getan. Unter dem ab ge­
lutschten VOT\\'and, Nikaragua und Kuba müßten vorab erst 
einmal ihrer Unterstützung rur die FM LN abschwören, 
blockte die Reagan-Administration bislang jeden Ansatz 
eines Verhandlungsprozesses für eine politische Lösung der 
regionalen Krise ab. 
Eben dies hatte Mexiko im Februar 1982 in einer übergrei· 
fenden Friedensinitiative13 vorgeschlagen, und damit Ge­
genliebe bei den Konfliktpaneien Nikaragua, Kuba und den 
salvadorianischen Befreiungsfronten I--MLN/I--DR (Demo kra­
tisch-Revolutionäre Front) gefunden. WashingIOn hatte die 
Vennittlerdienste ~Iexikos zwar nicht vollkommen ausge· 
schlagen, aber jedwedes Verhandlungsresultat mit Kuba, 
i'\ikaragua vereitelt (siehe Interviews mit Daniel Ortega und 
C. Rafae! Rodriguez), politische Verhandlungen mit der 
B 'ILN/FDR von sich gewiesen und unterdessen seine Inter­
ventionsaktivitäten noch verstärkt. 

Daß die Regierung Reagan an realen Entspannungsschritten 
gar nicht interessiert ist, hatte sie schon am 2. April 1982 
mit ihrem Verhalten im UN-Sicherheitsrat offenbart. Vor 
dem Weltforum legten die USA ihr Veto ein gegen einen 
Resolutionsantrag (S/I4941) zur Lage in Mittelamerika und 
der Karibik, der alle Beteiligten dazu aufrief, "sich der 
direkten, indirekten, offenen oder versteckten Anwendung 
von Gewalt gegen irgendein Land Mittelamerikas und der 
Karibik zu enthalten" (Punkt 3) und sich "dem Dialog und 
der Verhandlung zuzuwenden, und ... bei der Bemühung um 

eine friedliche Lösung der Probleme Millelamerikas und der 
Karibik mitzuhelfen" (Punkt 4).14 
Die Altemative Washingions aber kann, angesichts der rea­
len Gegenmacht der revolutionären Kräfte der Region, 
kaum anders als mititärische "Endlösung", also Krieg hei· 
ßen. 
Und die Bundesregierung? Sie hat mit ihrer Entscheidung 
vom 16. juni d.J., der Annee von HonduJ;as erstmals 2 Mia 
DM an Ausrüstungshilfe für eine verbesserte "Grenzkontrol­
le"15 zu gewähren, Kriegsbeihilfe zugesagt. 

Hilfen aus Bonn für die Interventen 

Gleiches gilt für die - bislang unbeachteten - bundesdeut­
schen Anteile an Kredilvergaben, die der Internationale 
Währungsfonds, die Weltbank und die Internationale Ent­
wicklungsbank allein für das jahr 1982 an die Völkermord­
regimes von EI Salvador und Gua temala leisten, in Höhe von 
immerhin 30 Mio D~1. 1980/81 ließ Bonn auf diesem 
Schleichweg der salvadorianischen Junta bereits 10 Mio DM 
zunießen. 16 

Andererseits hat sich die Bundesregierung noch immer nicht 
- wie etwa Frankreich, Griechenland, Holland u.a. - gegen 
den Reagan'schen Spannungskurs und für die regionalen 
Friedensvorschläge Mexikos ausgesprochen. Bonn wird da­
mit zunehmend mitverantwortlich dafür, daß Washingto!1 
die weltfriedensgefahrdende Krise in Mittelamerika und der 
Karibik zügig weiter eskaliert. 
Oder sollten in der Bundeshauptstadt die Warnungen des 
demokratischen US-Abgeordneten Christopher Dodd nicht 
durchgedrungen sein? Der Senator erklärte am 3. August 
1982 nach einer vertraulichen Sitzung des Senats, auf der 
der Geheimdiemt ClA einen Lagebericht zu Mittelamerika 
gegeben hatte: "Ich würde mich nicht wundern, wenn Rea­
gan in einem halben oder einem jahr vom Kongreß die Ge­
nehmigung für die Entsendung nordamerikanischer Truppen 
nach EI Salvador verlangte. Ich glaube, daß der Krieg sich 
ausweiten wird und daß er (neben EI Salvador; d. Red.) 
Guatemala, Honduras und Nikaragua erfassen wird."P 
Mit der "Tongking.Resolution" des US-Senats vom 11. 
August 1982 könnte die Regierung Reagan diese Voraussage 
früher oder später wahrmachen, sei es gegen die salvadoria· 
nische Befreiungsbewegung, Nikaragua oder Kuba. 

Anmerklln~n: 

I) Zit. naeh: Latin America Weekly Report (LAWR), London, 
20.8.1982 lind Lc Monde (LM), Paris, 19.8.1982 

2) Siehe AIO-5onderheft 1/1982,5.10-13 und AlB 411982, S. 8ff. 
3) Wortlaut: ebenda, S. 6-7 
4) Daten nach: LAWR, :I..a..O. uM 23.7.1982, International Herald 

Tribune (lHT), Paris/Zürich, 17.8.1982; LM, 19.8.1982; Lalin 
America Regional Reporls, ealTibbean (LARRC), London, 
20.8.1982, Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 23.8.1982 

S) Daten nach: CountcrSpy, Washington, Jg. 7, Nr.l, Sepl.·Nov. 
1982, S. 42ff. und !DES, Berlin·West, Nr. 98/20.8. 1982 

6) Vgl. SALPRESS. Boletin Semanal, Meltiko..stadt, Nr. 38/3 1. 7. -
6.8.1982 und AFP, Washington, 30.7.1982 

7) SALPRESS ... , Nr. 34/3.·9.7.1982 
8) LAWR,23.7.1982 
9) Siehe ausführlich in: AlB :'/1982, S. 10·14, AlB 4/1982, S. 8-11 

und AlB 7-8/1982, 5.10-14 
10) Daten nach: LAWR, 50.7. uoo 20.8.1982; IHT, 6. und 

17.8.1982 
11) Zit. nach: Time, New York, 2.8.1982 und IHT, 30.8.1982 
12) Zit. nach: SALPRESS ... , Nr. 35f10.·16.7.1982 
13) Siehe audührlich: AlB 4/1982,5. 8-11 
14) Vereinte Nationen, Bonn, Nr. 4/1982, S. 147 
I:') So die Begründung von Staatsministerin H. Hamm·Brücher. Der 

Spie~l, Hamburg, 2.8.1982 
16) Eine AufschlüsJelung der Bonner Beteiligung an internalionalen 

Krediten für EI Salvador, Guatemala usw. findet sich in: ila·info, 
Bonn, Nr. :'8lAugun 1982, 5.19·21 

17) Zit. nach: SALPRESS ... , Nr. 38/31.7.·6.8.1982 
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Carlos Rafael Rodriguez 

Das sozialistische Kuba ist unverkäuflich 
Dall folgende Inte rview mit dem kubanlschen Vizepräsidenten und 
Außenministcr. Carlos RaJad Rodrigua, erläutert die ungelö.ten 
Probleme in den Beziehungen Kuba-USA. E. erhellt die kubani­
sehe Position zum Truppenabzug aus Afrika sow ie zur Unterstüt­
zung der Befreiungsbewegungen in Mittelamerika. 

FRAGE : Wie ist der gegt:nwärtige Stand der Beziehunß!'n zwischen 
den USA und Kuba? 
C.R. RODR IGUEZ: Sie könnten nicht schlechter sein. Die Reagan­
Administration in unr<ihig, auf die Kubafraß!' . mit dem gebotenen 
Respekt einzugehen, der eine gt:meinsame Basis für die Diskussion 
bi lden könnte . 
Diese Administra tion denkt nur daran. wie sie Kuba bedrohen oder 
uns mit Angeboten kaufen kann, falls wir unsere Freundschaft und 
unse re ausgezeichnet .. n Beziehungen mit der Sowjetunion abbre­
chen und in das w~tliche Lager überwechseln würden. Keine dieser 
Positionen ist für uns akzeptabel. Kuba ist nich t zu verkaufen. 
Kuba ist nicht zu vermieten. 

Von der Reagan -Administratio n niChts zu erwarte n 

FRAGE: Wall können Sie über Ihr .,gt:heimes" Treffen mit US­
Außenm lnister Alexander Haig in Mexiko (im November 198 1; d. 
Red. ) sagen? 
C.R. RODRIGUEZ: Das Gespräch - bei dem nur noch zwei Ober· 
setzer anwesend waren - dauerte fast zwei Stunden. Es war eine 
höfliche, aber bestimmte Begegnung, bei de r beide Parteien ihre 
Positionen verdeutlichten. 
Die USA wollten Änderungen der kubanischen Politik gegenüber 
Nikaragua und Angola. A. Haig wollte, daß wir den Guerilleros in 
EI Salvador keine Hilfe mehr zukommen lassen. Wir haben keine 
übereinst immung en;ielt. aber die Grundlagen rur weitere Kontakte 
gelegt. 
Dennoch zeigen um die seitdem erfolgten öffentlichen Stellung­
nahmen Präsident Reagans und die privaten Äußerungen A. Haigs, 
daß sich nichts Positives daraus entwickeln wird. Wir sind über· 
zeugt, daß die Rcagan-Administralion kein Interesse an einem 
ernsthaften Dialog hat. Sie wird von der Vorstellung geleitet. daß 
wir mit dem US-Standpunkt völlig übereinstimmen müßten und 
andernfal ls keine weiter .. n Verhandlungen stattfinden könnten. 
FRAGE: Möchte Kuba gute Beziehungen zu den Vereinigten Staa­
ten? 
C.R. RODRIGUEZ; Natürlich. Aber es wäre "öllig falsch zu ver­
muten, wir seien unbedingt auf diese Beziehungen angewiesen. Wir 
haben nicht nur 23 Jahre ohne die Vereinigten Staaten überlebt, 
sondern ltUch mit deren Feindseligkeit. 
Unter d iesen Bedingungen könnten wir weltcrleben und auch 

immer überleben. Dennoch sehen wir, daß normale Beziehungen für 
beide Länder und für die Hemisphäre besser sind. Dall sozialistische 
Kuba muß kein Feind der Vereinigten Staaten sein, selbSl wenn wir 
uns dem widersetzen, was wir als amerikanischen Imperialismus 
einschätzen. Abgesehen von solch lebenswichtigen Fragen wie dem 
Handclsembargo der USA gegen Kuba und Guantanamo, sehen wir 
die Grundregeln für eine nonnale Beziehung in geg.:nscitigcm Re­
spekt und Nichteinmischung. Das in alles. 
FRAGE: Wie lange kann es sich die Sowjetunion noch leisten, 
täglich 8 Mio Dollar nach Kuba zu pumpen? 
C.R. RODRIGUEZ: Es ist völlig falsch, von einer täglichen Subven­
tionierung Kubas mit über 8 Mio Dollar durch die Sowjctunion zu 
reden. Wall wir mit der Sowjetunion praktizieren. ist die faktische 
Eliminierung des "ungleichen Tausches" zwischen den billigen Ex· 
portprodukten der Dritten Welt und den Waren aus der entwickel· 
ten Weh. Auf diese Weise zahlt die Sowjetunion weiterhin einen 
festgesctzten fairen Preis im Austausch rur Importe aus der Sowjet­
union, auch wenn die Preise unserer Waren auf dem internationalen 
Markt stark schwanken. 
FRAGE: Ist Ihre Unabhängigkeit durch die enge Bindung an die 
Sowjetunion nicht eingeschränkt? 
C.R. RODRIGUEZ; In diescr Welt is t niemand völlig unabhängig. 
Können die Bundesrepublik Deutschland oder Großbritannien 
ohne wirtschaftliche Beziehungen zu den USA bestehen? 
FRAGE: Wann wird Kuba seine Truppen aus Angola und Äthio­
pien zuruckziehen? 
C.R. RODRIGUEZ: Wir haben oft unsere Bereitschaft erklärt, un­
sere Truppcn zuriiclauzkhen. sobald diese Regierungen es so ent­
scheiden. Zudem haben wir zweimal mit dem Rückzug kubanischer 
Truppen begonnen. doch mußten wir die nach Kuba zuriickgekehr­
tcn T ruppen wieder zurückschicken; das eute Mal wegen de r Ereig­
nisse in Shaba (im Fruhjahr 1978; d. Red.) und das zweite Mal 
wegt:n des sÜdafrikanischen Angriffs (gt:meint i5\ wohl die südafri­
kanische Angola·Invasion vom August{September 1981; d. Red.). 
Wir bilden weiterhin angolanische T ruppen aus. und sobald sie 
kampfbereit sind. werden einigt: unserer Streitkräfte nach Kuba 
zuriickkehren. 

Wir stehen z ur Guerilla 

Wenn wir uns jedoch in diesem Stadium völlig zurückziehen WÜr­

den, hält .. Siidafrika freie Hand und könnte tun. was es wollte. Oie 
Unabhängigkeit Namibiu wird für Angola und Kuba die Basis daflir 
sein, den künftigen Rückzug kubanischer Truppen ins Auge zu fas­
sen. 
FRAGE; Liefern Sie Waffen an die Befreiungsbewegungen in EI 
Salvador und die Sandinistu in Nikaragua? 
C.R. RODRIGUEZ: Jedesmal wenn wir öffentlich festgestellt ha· 
ben. keine Waffen nach EI Salvador und Nikaragua zu liefern. hat 
die US·amerikanische Regierung da! dazu benutzt, der Welt zu 
sagen. daß Kuba seine Unterstützung für Befreiungsbewegungen 
einschränkt und die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten über 
seine Vemindungt:n mit den 6cfreiungskämpfen stellt. 
Dazu möchte ich deutlich sagen. daß die USA die Nachbarstaaten 
Nikaraguas mit Waffen beliefern und Nikaragua selbst mit einer 
militärischen Intervention bedrohen. Ebenso werden die "ölker­
mörderischen Regierungen EI Salvadors und Guatemalas mit Waf­
fen aus den USA versorgt. 
Deshalb haben die Regierung Nikaraguas und die revolutionären 
Kräfte EI Salvadors und Guatemalas das volle Recht. um internatio­
nale Solidarität und Hilfe zu billen. Und wir in Kuba haben das 
volle Recht. diese zu gewähren, wenn wir es wünschen. 
FRAGE: Hat die Position der USA wm Falkland·Konflikt eine 
günstige Gelegenheit fü r Kuba und Lateinamerika geschaffen? 
C.R. ROD RIGUEZ: Kuba wartet nicht auf günstigt: Gelegenheiten 
in Lateinamerika. Aber es ist offenkundig, daß die Position du 
USA zu den 1>lalwinen so falsch und so anti lateinamerikanisch ist. 
daß sie eine neue Situation auf unserem Kontinent geschaffen hat. 
Ein Großteil der latcin3merikanischen Staaten hat in der Vergan· 
gt:nhcit die USA als einen wesentlichen und beschützenden Freund 
angesehen. Diese Sicht besitzt jetzt keine Gültigkeit mehr. 
(Quelle: Newsweck, New York. 26.6.1982) 



Salvador Cayetano Carpio 

Der Krieg in EI Salvador 
Salvador Cayclano Carpio, genannt Comandante "Marcial" 
(der Kriegerische) und von Beruf ßäckereiarbeiteT, bilan­
zierte im Juni d.J. den Verlauf des Krieges in EI Salvador. 
"Mareial" gehört dem fünfköpfigen Gener.tlkommando der 
FMLN an und gilt heute als die herausragende Führungsper­
sönlichkeit der salvadorianisehen Befreiungsbewegung. Der 
ehemalige Generalsekretär der illegalen Gc:werkschaftszcn­
ttale CROSS, der Kommunistischen Partei EI Salvadors und 
StreikfUhrer gründete 1970 die Volksbefreiungsstrcitkräfte 
Farabundo Muli (FPL). Die FPL nahm als erste Linksorga­
nisation den bewaffneten Widerst3ndskampf gegen die Dik­
tatur auf, versteht sich als sozialistische Avantgarde und ist 
die stärkste Kraft innerhalb der FMLN. 

Nach jeder großen militärischen und politischen Offensive 
der salvadorianischen revolutionären Kräfte startet die von 
der nordamerikanischen Regierung gesteuerte oder beein· 
flußte Propaganda einen breit angelegten Verwirrungsfeld· 
zug. 
Im Januar 1981 versuchten sie, unter verzerrter Darstellung 
unserer Offensive als "Endoffensive", den Eindruck zu er· 
wecken, daß unsere Streitkräfte besiegt seien und in den 
folgenden Monaten vernichtet würden. Es wurde die propa· 
gandistische Offensive des "Weißbuches" l gestartet, vollge. 
Stopft mit Schwindeleien (an welche sich sehr wenige Leute 
erinnern), um ihr Verbrechen, das Führen eines Völker· 
mordkrieges gegen unser Volk zu verbergen und die fort· 
schrittlichen und revolutionären Länder mit der sicher we· 
nig originellen Lüge des Exportes von Sozialismus und Kom· 
munismus zu verleumden. 

Die Wirklichkeit war bitter [Ur Reagans Regierung und ihre 
Marionetten. Am Jahresende zeigte eine einfache Bilanz, 
daß die Volksstreitkräfte ihre kontrollierten Zonen gefestigt 

und erweitert hatten (Zonen des strategischen Hinterlandes 
und Guerillazonen), und daß ihre in Ausmaß und Stärke 
wachsenden Angriffe in den 14 Provinzen des Landes ko· 
ordiniert ausgeführt wurden. 
Aus der Erfahrung dieses heftigen Kampfes hat die Natio· 
nale Befreiungsfront Farabundo Marti (FM LN) gelernt, die 
Kräfte im gesam ten Land besser zu koordinieren. Sie lernte 
die operative Leitung größerer Einheiten, indem sie diese in 
einer Hauptrichtung des Angriffs zusammenfaßte und sie 
mit Nebenaktionen in weiten Gebieten koordinierte. Dar· 
über hinaus ist ihre Fähigkeit gewachsen, immer größere 
Einheiten des feindlichen Heeres zu vernichten, besonders 
seine mobilen Kampfgruppen, der Angriff auf und die Ver· 
nichtung oder Bezwingung von kleineren und mittleren 
festen Garnisonen, die Beschlagnahme von Waffen. Und uno 
ser Krieg brachte ein neues Gesetz mit sich. Inzwischen wur· 
den große Teile der Marionettenstreitkräfte in festen Posten 
von kleineren und mittleren Einheiten im gesamten Staats· 
gebiet eingeschlossen (Züge bis Kompanien). 
Ungeachtet ihrer Stärke, die zwischen 35.000 und 40.000 
Soldaten schwankt und ungenihr 40.000 Parnmilitä.rs, wur­
den die feindlichen beweglichen Kräfte im vergangenen Jahr 
und in den ersten Monaten dieses Jahres umfassend ge­
schwächt, ungeachtet des unglaublichen Nachschubs an Waf­
fen und der Beratung und unmittelbaren Anleitung durch 
die Yankees. 
Die besondere AntiguerilJa·Brigade "Atlacatl"2 wurde zu ei· 
nem Drittel vernichtet, der Rest befindet si"h im Wiederauf­
bau, die "Atonal" in Aufstellung. Das Heer hat in dieser 
Zeitspanne. januar 1981 bis Februar 1982, um die 2.000 
Tote gehabt ( ca. 6.000 Ausfalle, darunter Tote und Ver· 
wundete) Bis November 1981 hat das feindliche Oberkom­
mando offiziell 1.350 Tote seiner Truppen bestätigt, dar· 
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unter ein hoher Anteil des Offizierskorps. 
Die Anzahl der im Kampf getöteten Angehörigen seiner pa· 
ramilitär is<::hen Kräfte (ORDEN, Todess<::hwadronen und 
Militärpatrouillen der Geheimdienste) ist sehr viel höher. 
In dieser Situation der offenen Aufreibung seiner bewegti­
<::hen Kamprkräfte und des Steckenbleibens seiner Kräfte: im 
allgemeinen (u.a. wurden zwei Drittel seiner Luftstreitkräfte 
zerstört), macht sich die Regierung Reagan fiebe rhaft daran, 
ihre Verluste zu ersetzen und neue Antiguc:rilla-Stoßein­
heiten in Fort Bragg und Fort Benning, um in Gewaltmär­
schen 600 Offiziere und 1.500 Soldaten (Typ Ranger) vor­
zubereiten und die Brigade " Rambn Be1105O'' zu bilden. 3 

Sie hat 25 neue Berater in der Kaserne "EI ParaiSO" bereit­
gestellt, um die Brigade "Atonal" vorzubereiten, und um die 
Wiederherstellung der übel zugerichteten "Brigade Atlacatl" 
zu versu<::hen_ Sie hat 55 Mio Dollar aus dem Reservefonds 
entnommen, zusätzlich zu den 26 l\lio, die bereits dafUr 
bestimmt waren. Sie hat modernere Flugzeuge und Hub­
s<::hrauber in großen Mengen ges<::hickt. Sie hat versuchl,..das 
Marionettenheer auf eine Stärke von 50.000 Angehörigen 
und die paramilitäris<::hen Korps auf 50.000 Angehörige, 
ausgerüstet mit Gewehren G 3, M-16 und Garand, aufzustok­
ken, um ihren Marionetten eine verhältnismäßig größere Lei­
stungsfahigkeit zu gtben. bei einer Erweiterung des Völker­
mordkrieges gegen das salvadorianische Volk. 
Zur gleichen Zeit verstärkte sie ihre Drohungen der direkten 
militärischen Intervention . 

Spezial krieg - eine Perversion des Pentagon 

Der Spezialkrieg, der von den Lakaienregierungen und dem 
Marionettenheer unter Leitung des Imperialismus in EI Sal­
vador geführt wird, ist unglaublich unmenschlich. Die harte 
Wirklichkeit von 30_000 Angehörigen der Stadt- und Land­
bevölkerung, die in den berüchtigten "Säuberungsaktionen" 
und in der allgemeinen Unterdrückung umgebracht wurden, 
spricht in beredter Weise für die gründlichen Anstrengungen 
der Verbrecher in Washington und ihrer Lakaien, ein würde­
volles Vo lk auszurotten, das nicht bereit war und nicht be­
reit sein wird, vor seinen Henkern niederzuknien. Die 
600.000 salvadorianisehen Vertriebenen im Ausland und in 
den KonzentrationSlagern sind eine bittere Frucht der per­
versen Pläne des Pentagon, die in Mittelamerika in Marsch 
gesetzt wurden. (_ .. ) 

Es genügt, eine kurze Zusammenfassung der wichtigsten von 
den revolutionären Kräften durchgeftihrten Aktionen und 
ihrer Ergebnisse, vom 15. März bis 5_ April 1982 zu betrach­
ten: 

Verluste des feindlichen Heeres 
(Tote und Verwundete) 
Stadtbesetzungen 
Strafknkontrolten 
Zusammen.tÖße: 
Hinterhalte gegen beweglichen Feind 
Geiselnahmen in Kasernen 
Eindringen in Städte 
Einnahme vOn Oruchaften 
Angriffe auf Einheiten in Schützengräben 
Barrikaden (vo:rKhiedene) 
zerstörte Brücken 
Zerstörung von Militärtransporten 
Zcntörung von Hochspannungsmasten und Trafo-Stationen 
Zcrnörung von Staats- und Transportfahrzeugen 
Sprengungen 
Erbeutet wurden: 
Gewehre G 3, M·16, M-l 
Mörser 

'" " 24 

" 28 
19 
24 

" 44 
27 
12 
18 

" " " 
" 2 

90mm-Kanonen 2 
Maschinengewehre 11 
darüber hinaus gab es bewaffnete Aktionen aufständischer Massen in 
bestimmten Vierteln und Onlcharten.4 
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Das Pentagon ließ jedoch von seinen Medien einen dichten 
Schleier der Desinformation spannen und stieß notgedrunge­
ne Freudenschreie aus, wobei es sein Manöver der Wahlfarce 
als einen "Triumph" der "Demokratie gegen den Kommu­
nismus" präsentierte. Es spielte die "Abstimmung des Vol­
kes" hoch, die im Grunde auf dem AnmUen der Urnen mit 
falschen Stimmzetteln beruhte. (._.) 
Das als "Schritt in Richtung Demokratie" gepriesene Wahl­
manöver ha t sich entlarvt als beschleunigter Marsch zum 
Ziel des rohesten Fa$l;hismusl Die Todesschwadronen wur­
den auf höheren Stufen der Macht inthronisiert 5 als bevor­
zugte Marionetten des regierenden faschistischen, abenteuer­
lichen und kriegstreiberischen Herrschers Reagan und seines 
BundesgCJlossen Haig. 

Die Märzwahlen 1982 - ein Pyrrhus"sieg" 

In EI Salvador sind die diskreditierten "März wahlen" in die 
Geschichte eingegangen. Der Faschismus sitzt fester im Sat­
tel. Die Duartes (vormals Juntapräsident, Vorsitzender der 
Christdemokratischen Partei; d. Red.), ohne Einfluß und zur 
Zeit bankrott, warten auf eine Wende der Konjunktur. Und 
alle Widersprüche im Schoße der Gruppen der Marionetten­
reptile haben sich zugespitzt und spitzen sich weiter bis zum 
äußersten zu . ( __ ./ 

Die Basis der Christdemokratie begehrt auf gegen ihre blut­
dürstigen Anführer, die sie durch ihre proimperialistische 
Politik schutzlos dem bestialischen Angriff der faschisti· 
schen Horden überlassen haben , die heute die bislang betro­
genen Mitglieder und mittleren Kader dieser Partei ermor­
den. Fast 20 christdemokratische Bürgermeister sind seit 
März d.]. von den Banden D'Aubuissons (Führer der in der 
Regierung tonangebenden Rechtspartei ARENA und Präsi­
dent der Verfassungsgebenden Versammlung; d. Red.) und 
GarClas (General, Verteidigungsminister und starker Mann 
der Armee in der Regierung Magana; d_ Red.) umgebracht 
worden! (. __ ) 

Die Unternehmer, mittlere, kleine und einige große, ertrin­
ken im Meer der unlösbaren Wirtschaftskrise, keine Devisen, 
um Rohstoffe zu kaufen, und erstic ken unter den Aktionen 
der muhinationalen revanchistischen Oligarchie. 
Die politischen Parte ien, d ie sich "an der Macht befinden", 
streiten sich mit Zähnen und Klauen selbst um das kleinste 
bürokratische Pöstchen. 
Und die faschistische ARENA-Partei "attackiert" den Yan­
kee-Botschafter _ 

Der Strudel der Widersprüche im Schoß der herrschenden 
Klassen ist kennzeichnend für das gegenwärtige Niveau der 
Macht, die aus der wirklichen Lage und dem Manöver der 
Regierung Reagan erwächst. 
Die Armee-Hierarchie is t gefangen in tie fem Ehrgeiz und 
Streitigkeiten. Der vonnals machtvolle Abdul Gutierrez (seit 
dem 15.10. 1979 gehörte Oberst Gutierrez der sa!va­
dorianischen Junta an; d. Red_) wurde seiner gesamten Be­
fehlsgewalt beraubt und ebenso die Offiziere, die ihn unter· 
stützten_ 
Unterdessen stärken sich die politisch-militärischen Kräfte 
des Volkes. 
Das ist in Umrissen die Situation des Landes nach der Wahl­
farce vom März 1982. 
Was ma<::ht dieses Vol k unbesiegbar? 
Das Marionettenheer hat nun eine neue Eskalation im vom 
Pentagon geführten Spezialkrieg gegen das Volk eingeleitet_ 
Mit neuen Hilfsquellen an moderner Bewaffnung, Luftwaf­
fe, Artillerie, Napalm und chemischen Waffen führt es neue 
"Säuberung" genannte Angriffsoperationen durch_ Es rottet 
dabei die Bevölkerung in größerem Maßstab aus und ver-



sucht der Guerilla zu schaden. 
Die drei Brigaden "Ram6n Belloso", "Atlacatl" und "Ato­
nal" haben begonnen, vereint zu operieren. Die letzte Offen· 
sive gegen die von der Guerilla kontrollierten Gebiete in 
Chalatenango war eine breitangelegte Operation der I\lassa­
krierung der Bevölkerung an den Ufern des Rio Sumpul. 
Am 2. Juli 1982 flog ein Guerilla.Hospital durch die Wir­
kung von Luftangriffen in Stiicke, wobei alle in Behandlung 
befindlichen Verwundeten und Kranken getötet wurden. In 
Amates, am Ufer des gleichen Flusses, wurde ein anderes 
Guerilla-Krankenhaus massakriert. Die Bestialität des Völ­
kermordes ist grenzenlos. Diese Operation geschah im Zu· 
sammenwirken mit honduranischen Truppen. 
Jedoch: Was macht dieses Volk unüberwindlich? Was ist die 
Triebfeder seines Volkskrieges zur Befreiung? 
Es ist der Krieg des Volkes, bis zum Ende von ihm selbst 
geführt, dem es sich in wachsendem Maße im Zuge des 
Kampfes für seine Befreiung anschließt. Es ist kein Krieg 
kleiner Gruppen anstelle des Volkes, sondern die Tatkraft 
des Volkes in beständigem Aufstieg. Es ist der Krieg des 
gesamten Volkes. 

Die Dynamik des Volkskrieges 

L Sein oberstes Gesetz ist, daß es sich um einen gerechten 
Krieg handelt, um die politisch-wirtschaftlichen und sozia· 
len Ziele und Notwendigkeiten der revolutionären Umgestal­
tung zum Wohl der großen I\lehrheit zu erreichen. Es ist ein 
Krieg, den zu führen sich das Volk verpflichtet gesehen hat, 
da nunmehr kein anderer Weg blieb, um seine Befreiung, 
seine Selbstbestimmung, Menschenrechte, Demokratie, so­
ziale Gerechtigkeit, Unabhängigkeit und einen gerechten 
und würdevollen Frieden zu erringen, um sein Schicksal in 
die eigenen Hände zu nehmen . 

2. Es ist eine unumstößliche Entscheidung dieses Volkes 
zum Kampf, sein Wille, ihn um jeden Preis fortzuführen bis 
zum endgilltigen Sieg über die Herrschaft des Yankee­
Imperialismus und 'bis zur vollständigen Niederlage seiner 
Marionetlenregimes und Untergebenen: der blutigen Militär­
tyrannei, die mehr als 50 Jahre der Unterdrückung und des 
Völkermordes gebracht hat. 
Die unerschütterliche Grundlage dieses Volkskrieges ist der 
Kampfeswille des sa lvadorianischen Volkes zur Eroberung 
seiner Freiheit und des Triumphes seiner Revolution. Was 
immer auch geschehen mag, es ist entschlossen, jedes Opfer 
zu bringen, um der üblen Gewalt des widerlichen Wehgen­
darmen die Stirn zu bieten, der sich schon an dem Willen 
und der Entschiedenheit anderer kleiner Völker wie dem 
von Vietnam die Zähne ausgebissen hat. 
Jetzt hat das Volk von EI Salvador in wachsendem Maß 
gezeigt, daß das keine leeren Worte sind! Deshalb ist dieses 
einfache, schlichte, arbeitsame Volk so tief in die Herzen 
aller Völker der Erde eingedrungen. 

3. Die Strategie der Offensive wird fortgesetzt, politisch­
militärisch, wobei dem Feind gleichzeitig im ganzen Land,­
von allen Seiten Schläge versetzt werden: im Gebirge, in den 
stritt igen Zonen und in den Zonen des feindlichen Hinter­
landes - wie es die großen Städte sind - mit allen verfüg­
baren Mitteln. 
Die Offensive wird in steigender Vorausplanung und mit 
wachsender Nachdrücklichkeit fortgesetzt. 

4. Enge Verbindung des Politischen mit dem Militärischen, 
des Legalen mit dem Untergrund , des Offenen mit dem Ver­
deckten, des bewaffneten mit dem mit friedlichen Mitteln 
geführten Kampf usw. 
5. Verbindung kleiner militärischer Schläge (bis zur Schwa­
dron) mit mittleren und großen Unternehmungen, in einem 

täglichen Muster, ununterbrochen; verbunden mit regiona­
len und landesweiten Feldzügen oder Angriffen. 
6. Verbindung der Einsätze und Schläge der kleinen Ein­
heilen mit denen größerer, von Truppen regulärer Zusam­
mensetzung und Sonderkommandos mit der örtlichen Gue­
rilla, Milizen und Selbstverteidigungsgruppen. 
7. a) Gleichzeitiger Kampf an verschiedenen Schauplätzen: 

• im Gebirge, 
• in den Ebenen und an den Küsten, 
• in den Städten. 
b) In den verschiedenen Kampfgebieten: 
• in den Gebieten, die unter Kontrolle der revolutionä­

ren Kräfte sind, 
• in den umkämpften Gebieten, und 
• in den Gebieten, die unter Kontrolle des Feindes sind, 

in seinem Hinterland, besonders in den großen Städ· 
ten. 

8. Einsatz moderner Bewaffnung, von automatischen Ge­
wehren, Granatwerfern, Maschinengewehren usw. zusam­
men mit Jagdwaffen (Flinten und Büchsen) bis hin zu unbe· 
grenzten Formen der Volksbewaffnung, darunter Fallen und 
einfache Sperren. 
9. Verbindung der militärischen Aktion mit politischen 
Aktionen des Volkes, mit ihren verschiedenen Mitteln und 
Erscheinungsformen, mit ihren besonderen Forderungen 
und verschiedenen Arten und Weisen in jedem Gebiet des 
Kampfes. 
10. Versuch, die revolutionäre Militäraktion mit der teil­
weisen und umfassenden Vorbereitung und Durchführung 
des Aufstandes der Massen richtig zu verbinden. 
11. Verbindung all dieser Bereiche mit der überzeugungs' 
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arbeit in den Truppen des Marionettenheeres unter Ausnut­
zung der Widersprüche in den Reihen dieses konterrevolutio­
nären Heeres. 
12. Ausnutzung der vielfachen, unlösbaren und zugespitz­
u:n Widersprüche im Schoß der herrschenden Klassen zum 
Vorteil der Revolution. 
13. Es gilt, alle Hilfsmittel der revolutionären Diplomatie 
mit Behendigkeit in den Dienst der Interessen d'?,yolkes 
und des Fortgangs seines Volksbefreiungskrieges zu stellen. 
14. Festes Stützen auf die unermeßliche Kampfsolidarität 
aller Völker der Welt gegenüber dem geredtleß '\.tnd helden­
haften Kampf unseres Volkes für seine Befreiung; gegen die 
militärische, wirtschaftliche, politische und diplomatische 
Hilfe an die Regierung der Lakaien und Völkermörder. ge­
gen die Ausweitung der Intervention der Yankees und der 
konterrevolutionären Heere von Honduras und Guatemala; 
für Demokratie, Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit und 
einen wahren, gerechten und würdevollen Frieden. 

15. Desgleichen Entwicklung grundlegender intemationali­
stischer Verbindungen mit allen Völkern, die gegen den 
Imperialismus und für ihre Befreiung kämpfen und gegen­
seitige Unterstützung der Völker in der Region, die den Ag­
gressionsdrohungen der Yankees ausgesetzt sind. 
16. Und auf diese Weise, eins nach dem andern, bereiten 
wir den politischen und militärischen Manövern und den 
neuen Steigerungen des grausamen Völkermord krieges, den 
der Yankee-Imperialismus durch die blutigen Hände seiner 
Marioneuen nachdrücklich verstärkt, eine Niederlage. 

Die Morgenröte einer Zukunft der Freiheit 

Auf militärischem Gebiet sind die Elemente der strategi­
schen Ausrichtung der Volksbefreiungskräfte, die sich Tag 
für Tag in den taktischen Aktionen niederschlagen wie es in 
den, in der ganzen Welt verbreiteten, täglichen Kriegsnach­
richten offenbar wird, die folgenden: 
• Die völkermörderischen "Säuberungs"aktionen zum 

Scheitern bringen. 
• Den Kampf ständig in das feindliche Hip.terland tragen. 
• Den Feind ständig beweglich aus dem Hinterhalt angrei­

fen, quer durch das ganze Land. 
• Erbeutung allcr Kriegsmittel , die ihnen der Imperialismus 

beschafft hat. 
• Intensivierung der Sabotage. 
• Isolierung seiner festen Stützpunkte und deren ständige 

Schwächung. 
Unser Volk kämpft unter den Prinzipien: 
• einer hohen Entschlossenheit zur revolutionären Offen­

sive, 
• der Stärkung unserer Kräfte im Verlaufe des Kampfes; 
• der Ausnutzung des günstigsten Augenblicks zum Angriff, 

mit guter Vorbereitung, unter Anwendung des Uber­
raschungsmoments und der Geheimhaltung bei allen Ak· 
tionen, der Kühnheit und des Heroismus der Komman­
deure und Kämpfer; 

• des Versuchs, viel mit wenigem zu erringen. 
Die grundlegende Strategie: ständiges Bemühen, das gesamte 
Volk, die revolutionären, demokratischen und progressiven 
Sektoren, diejenigen, die von der Herrschaft und den Ver· 
brechen der Faschisten und der imperialistischen Vorherr­
schaft betroffen sind, im Kampf rur die Befreiung, die 
Demokratie, die Selbstbestimmung zu einigen. 
Die Einheit des Volkes ist die grundlegende strategische 
Voraussen:ung für den Triumph der Revolution. 
Die FMLN umfaßt alle politisch·militärischen Kräfte und 
die Demokratisch·Revolutionäre Front (FDR), breitere re­
volutionäre, demokratische und progressive Kräfte,7 
Die Volksbefreiungskräftc Farabundo Marti (FPL, gegründet 

12 

1970; d. Red.) sind einer der grundlegenden und untrenn­
baren Bestandteile der Fl\1LN und konzentrieren zusammen 
mit den übrigen Bruderorganisationen alle ihre Anstrengun. 
gen auf das Vorwärtsschreiten und die tägliche Festigung 
des inneren Zusammenhaltes im Schoß der Einheit; mit 
Wirklichkeitssinn, Energie und Uberzeugung, daß wir, wenn 
alle Ebenen der Einheit sich vorwärtsentwickeh haben, 
sicher dem endgültigen Sieg im revolutionären Befreiungs. 
kampf unseres Volkes entgegengehen. 
Der Weg zur Einheit ist rtir jedes Volk ein vielraltiger, 
schwieriger Weg, und allein mit täglicher, bewußter, beharr­
licher und realistischer Anstr~ngung kann es fest und bestän· 
dig zu immer erhabeneren und unumkehrbaren Höhen vor­
wärtsschreiten. 
Die FM LN hat mit allem gebotenen Ernst verkündet, daß 
unser Volk zur gleichen Zeit, da es mit den Waffen in der 
Hand mit unwiderruflichem Entschluß kämpft, für eine 
würdevolle und gerechte politische Lösung kämpft, die im 
Einklang steht mit den demokratischen und revolutionären 
Erwartungen der großen Mehrheiten, welche mehr als 50 
jahre hindurch unter der proyankeeistischen Militärtyrannei 
gelitten haben. 
Dieses Verhalten ist keine taktische oder konjunkturelle 
Uberlegung, sondern ein Prinzip und eine grundlegende Stra­
tegie der revolutionären Entwicklung unseres Volkes. 
Deshalb fanden die weitreichenden Schritte, die von der 
mexikanischen und französischen Regierung zur Anerken· 
nung der FMLN/FDR als politisch repräsentativen Kräften 
unternommen wurden, wie auch der vom Herrn Präsidenten 
jose Lopez Portillo auf der Suche nach einer politiSChen 
Lösung des salvadorianischen Konflikts vorgeschlagene Plan, 
bei unserem Volk und seinen revolutionären und Volksorga­
nisationen volle Zustimmung,8 
Angesichts dieser Sachlage ist es eine unwiderlegbare Reali­
tät, daß es infolge des heldenhaften Kampfes des salvadoria· 
nischen Volkes und der internationalen Solidarität keine 
Kraft gibt, die in der Lage wäre, den Triumph der Volks­
revolution zur Befreiung des salvadorianisehen Volkes auf· 
zuhalten. 
Das Blut seiner tausenden Helden und Märtyrer ist ein 
schmerzhaftes, aber unvermeidbares Vorspiel der I\lorgen­
röte einer Zukunft der Freiheit, Demokratie, Unabhängig­
keit, sozialrevolutionären Umwälzung und eines wahren und 
festen Friedens für das salvadorianische Volk, 
Revolution oder Tod! Das bewaffnete Volk wird siegen! 
Vereint zum Kampf bis zum endgültigen Sieg! 
Revolution oder Tod! Wir werden siegen! 
(Quelle: Por Esto, Mexiko-Stadt, Nr. 53/1.7,1982, S. 25-33) 

Anmerkungen der Redaktion: 
I) Einschätzung und Gegendarstellull8 der salvadorianischen Bef~i­

ungsfronten zum US·Weißbuch siehe in: AlB 6{1981, S. 6·10 
2) "Atlacatl" (Eigenbezeichnung: "Engel der Hölle") besteht aus 

rund 2.000 Elitewldaten, die u.a. im Dezember 1981 die Massa· 
ker im Raum EI Mozote/Moruan (über 1.100 ermordete Zivili­
sten) veriibten und von US·Qffizieren 1981 auf salvadorianischem 
Boden ausgehildet worden waren. Siehe: AlB 7·8/1982, S.,S 

3) Die neuen Elitebrigaden "Atonal" und "Raman Beloso" mußten 
bei ihren Ersteinsätzen im Juni/Juli 1982 in MOralan und Chala· 
tenango gegen die Guerilla eine schwere Schlappe einnecken. 
Verteidigunglminifter Garcia spr.lch I-Clbsl von mehr als 1.000 
getöteten RegierungsSQldaten, die zum Gutteil aus Elitetruppen 
zusammcnguetzt waren. 

4) Die Angaben wurden ~usammengcslellt vom Dokumentations­
zentrum von Radio FarahundQ Marti der FMLN; d. \ 'nf. 

S) In Geilalt von Robeno D'Aubuisson U.a. Siehe : AlB 7·8/1982, 
S,36 

6) Vgl. im Dctail: ehenda, S. 33/H und !>4 
7) Zur Zusammensct~ung und Struktur der FML:"\ / t DR siehe aus­

führlich: ebenda, S, 38·47 
8) Bcide Dokumente finden sieh in vollem Wortlaut in: W. Brön­

nerJHJ. Nieth, Der Kampf um EI Salvador. Volkscrhebung und 
Intervention. Köln 1982, Dokumente 13 und 23 



Gespräch mit Ricardo Lagos Andino 

Honduras' Linke macht mobil 

Mit der Intervention der honduranischcn Arm ee in EI Salva­
dor Ende Juni d.]. ist Honduras (siehe auch AlB 5/1981) als 
Interventionsbasis in Mittelamcrika einm al mehr in den 
Blickpunkt gerückt. Was dies für das Regime und die Oppo­
sition dieser sog. "Bananenrepublik" für Konsequenzen hat, 
mac::ht unser Gespräc h mit dem hondu ranischen Soziologen 
Ricardo Lagos Andino deutlich. 

AlB: Honduras wird heute mehr und mehr zur Interven­
tiombasis der Reagan-Administration. . Wie ist diese Ent­
wicklung nach der Regierungsiibernahmc der Liberalen Par­
tei vom Januar 1982 zu erklären? Wurde von der neuen 
Regi erung nicht eine zurückhaltenderc: Haltung erwartet? 
R. LAGOS ANDINO: Die Wahl der Liberalen Partei (Pt) 
durch die Mehrheit der Bevölkerung geschah in Honduras 
aus folgenden Gründen: die Bevölkerung votierte gegen die 
Korruption der Militärregierungen, für eine neutrale Politik 
im miltelamerikanischen Kontext, für eine demokratische 
öffnung und rur Reformen, und die Liberale Partei galt als 
antidiktatorische, oppositionelle und reformistische Kraft 
seit den 50er jahren. 

Innerhalb der Liberalen Partei setzte sich jedoch die rechte 
Tendenz durch, die Nationale Rodistische Bewegung 
(MNR), benannt nach ihrem ehemaligen Führer Rodas Alba­
rado. Diese Tendenz drängte die Liberale Volksallianz 
(AUPO), die eine Gruppierung innerhalb der Liberalen Par­
tei darstellt und sozialdemokratisch orientiert ist, an den 
Rand. 

Die Liberale Partei tritt zusammen mit der vorherigen reak­
tionären Regierungspartei, der Nationalen Partei (PN), in 
eine Allianz mit dem Militär, das heute - mit Hilfe der 
Liberalen Partei im Parlament - von Gustavo Alvarez MaT­
tinez, dem bis dahin reaktionärsten General seiner Geschich­
te, geleitet wird. 
Der neue Präsident, Roberto Suazo Cordova, der im januar 
d.]. sein Amt übernahm, spielt jedoch nur die Rolle des 
Aushängeschildes einer Militärdiktatur. Die reale politische 
Macht bleibt innerhalb der Armee, in der sich die reaktio­
närsten Kreise der Offiziere durchsetzen konnten, nachdem 
in den letzten 7 jahren die patriotischen Militärs entlassen 
wurden. So entsteht in Honduras eine fonnale Demokratie 
unter der direkten Kontrolle des Militärs. 

Die Liberalen - Feigenblatt der Generale 

Durch diese Politik erlangt die Liberale Partei ein Stück poli­
tische Macht, während die USA und das Militär ihr Prestige 
auf nationaler und internationaler Ebene ausschlachten 
können. Im mittelamerikanischen Kontext übernimmt Hon­
duras die Rolle der strategischen Interventionsbasis gegen 
die ,Befreiungsbewegungen in EI Salvador und Guatemala 
und gegen die Revolutionsregierung in Nikaragua. 

AlB: Welche Kräfte in Honduras widersetzen sich dieser 
Interventionspolitik? Gab es größere Protestaktionen? 
R. LAGOS ANDINO: Die reformistische Opposition im Par­
lament - die Christdemokratische Partei (POCH) und die 

TeS""'plpa im Jan .. , 1982 : Arn>«d>c:f O. AJva.ez (r.) fiilu1 I'risidea. R. S ...... Cotdcr<. 
ins Amt.in 

Partei der Nationalen Erneuerung und Einheit (PINU) und 
innerhalb der Liberalen Partei die AUPO - verlangte die 
Untersuchung der offiziell dementierten Intervention in EI 
Salvador und Garantien für die salvadorianischen Flücht­
linge. 
Anders die außerparlamentarische ~Iassenbewegung. Sie ver­
anstaltete Protestaktionen, Demonstrationen, Foren gegen 
die Intervention und für die "' reilassung der politischen Ge­
fangenen. Dies äußert sich ferner in der Zusammenarbeit der 
linken Kräfte und der Volksorganisationen innerhalb der 
Koordination der Solidarität mit dem salvadorianisehen 
Volk. 
Die honduranische Guerilla hat ihrerseits in den letzten zwei 
Monaten Protest gegen den Einmarsch honduranischer Trup­
pen auf salvadorianisches Territorium eine ganze Reihe mili­
tärischer Aktionen durchgeführt; so etwa den Anschlag auf 
die Elektrizitätswerke von Tegucigalpa am 4 . j uli 1982, 
nach dem die Hauptstadt mehrere Tage ohne Strom und 
Wasser blieb. 
AlB: Wie wirkt sich die Unterordnung des honduranischen 
Regimes unter die Politik des US-Imperialismus auf die in­
nenpolitische Situation aus? 
R. LAGOS ANDINO: Die aggressive Politik der USA und 
der mitte !amerikanischen Reaktion stellt bekanntlich den 
Ausgangspunkt für die Regionalisierung des Krieges in ~Iit­
te!amerika dar. Ein bedeutender Bestandteil dieser aggres­
siven Politik ist die honduranische Armee - der bedeu­
tendste Gendarm der USA in Mittelamerika. 
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Wirtschaftssanierung 
a la Reagan? 

Mit einem Bruuoso>:i.alprodukt (BSP) \"on ;,60 Dollar pro Kopf 
(1980) ist Honduras nach Haiti das ärmste, unterentwickeLstc Land 
lateinamerikas. 63,. der lkschäftigtcn arbeiten in der Landwirt­
schaft, die mit 31% am asp beteiligt ist. Der Gesamtexport, der 7.U 

56% in die USA geht, bUleht zu 48% aus Bananen und zu 12% aUS 

Kaffee. 
Auch heute nocb üben die US-Nahrungsmittclkonurne United 
Brands (vorher United Fmil) und Standard Fmit bestimmenden 
Einfluß auf die Politik des Landes aus. Zwar haben sie Teile ihrer 
Planla~n an Einheimische abgegeben, da sie abcr den gesamten 
Bananenexport und Teile des Transportwtscns kontrollieren, be­
stimmen sie auch di~ Preise. Honduranisehe Großgrundbesitzer ver­
fÜien über mehr als die HaHte des renlichen Bodens. Der gc.amte 
Bergbauscklor und die größten Betriebe der Leichtindustrie werden 
von US·Firmen kon trolliert. 
Das Sinken der Weltmarktp~ise für Kaffee und Bananen, bei 
gleichzeitigem Anstieg der Erdölprei,e, in den lelzten Jahren sind 
eine wesentliche Ursache der sich verschärfenden Wirtschaftskrise 
des Landes. Berein 1981 war es zu keinem Wirtschaftswachstum 

.(1970·80 durchschninlich 3,6%) mehr gekommen und die Wäh­
rungsreserven wumen durch das steigende Defizit der Außenhan­
delsbilanz aufgebraucht. Während ausländische Investitionen fast 
vollständig au$blieben, erreichte der Kapita!expoTl in den letzten 
beiden J ahren 600 Mio Dollar. 
Von der neuen Regierung Cordova erhoffte man sich ein Ende der 
Korruption und Mißwirtschaft der Militärs, damit auch eine ver­
besserte Kreditwürdigkeit und ein günstigeres Investitionsklima. Die 
Krise verschärfte sich allerdings weiter, nicht nur weil die Regie· 
rung kaum über Macht verfügt, sondern weil die Intervention gegen 
Nikaragua und die Befreiungsbewegung in EI Salvador zu einer 
noch größeren Verunsicherung im Lande führte. Allein in den 
~Ionaten April, ~Iai und Juni dJ. schlossen 26 große Betriebe, so 
daß sich die offizielle Arbeitslosenzahl auf 160.000 (Bnölkerung 
3,6 Mio) erhöhte. Nach Schätzungen aus Wirtschaftskreisen er· 
reicht sie a!lerdings bereits 4~% der Erwerbswilligen. Im August 
dJ. kündigten die United Standard und der US-Bergbaukonzc:rn 
Rosario Ressource Corporation an, Honduras zu "erlassen, was den 
Verlust von weiteren 120.000 Arbeitsplätzen Zur Folge hätte. 
Um den wirtschaftlichen Niedergang aufzuhalten, bemüht sich die 
Regierung um weitere Kredite. Bereits heute beträgt die Auslands­
schuld mehr als 2 Mrd Dollar - und das bei einem BSP von 2,5 Mrd 
Dollar. Gläubiger sind zu 73% US-Inuitutionen oder Org-.me, die 
wie die Weltbank von den USA kontrolliert werden. Durch diese 
Situation iSI die Kreditwürdigkeit von Honduf'.1.5 erheblich gesun· 
ken. 
Daß dennoch die Kredite melkn, liegt weniger an den wirtschaft­
lichen Interessen der USA in diesem Land, sondern an der Rolle. 
die die Reagan-Administration Honduras zugedacht hat: der Rolle 
ab Inter .. entionsbasis mit demokratischer Fassade gegen Nikaragua 
und das Volk EI Salvadors. 
Die Abhängigkeit von den USA führt auch dazu, daß die Reagan­
Administration ihr WÖTlchen in der Wirtschaftspolitik des Landes 
mitreden will. In ein~m Memorandum d~s US·Außenministeriums. 
das die US-Zeitschrift CounterSpy Ouli'August 1982) teilweise ab­
druckte, ",ume dem neuen Präsidenten Roberto SUa:l:O Cordova der 
Rat gegeben - nach dem Muner Reagan'scher Wirtschafupolitik - , 
staatliche Aufgaben auf ein Minimum zu beschränken. Dies richtet 
sich gegen Preisbegrenzungen bei GrundnahrungsmitIeIn sowie ge­
gen staatliche Institutionen wie die Landwirtschaftliche Entwick­
!ungsbank. das Agrarrdorminstitut und die Bananenkorporation, 
die den US-Konurnen und den Großgrundbesitzern ein Dorn im 
Auge sind. 
Die Reagan·AdminiSiralion schlägt vor, daß diese Umge5laltungen 
von der Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds (I~IF) 
überwacht werden sollten. Bereits jetZt macht der IMF Steuerer­
höhungcn für die Massen zur Bedingung rur die Vergabe von Kr~di­
ten zur Import finanzierung. Das Land soH stall einer Strategie der 
Importsubnitution die Gründung einer exportorientierten arbeits· 
intensiven Leichtindustrie fördern" .. und das bei geringen Export· 
chancen. 
Ob diese Politik der ~lassen"erelendung das Land zu dner stabilen 
konterrevolutionären Basil machen kann, ist fraglich. Bei der natio· 
nalen Bourgeoisie regt sich bereits Widerstand. eine Verelendung 
der Mittelschichlen in abzusehen, eine Radikalisierung der starken 
Gewerkschaften wahrscheinlich. 
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Diese Armee fiihrt berein einen Krieg gegen das eigene Volk 
mit dem Ziel, die Revolutionäre und die demokratische Be­
wegung in Honduras zu liquidieren. Um das zu erreichen. 
STeift man nach den bekannten Formen der syStematischen 
Unterdrückung durch paramilitärische Banden, die unter 
verschiedenen Namen unter der Kontrolle der Armee und 
der S taatssicherheit operieren. GI~ichzeitig erlebt man eine 
große Verfolgung der ca. 30.000 Flüchtlinge aus EI Salva­

dor. 
Auf der anderen Seite sind die konsequenten Vertreter der 
Gewerkschaften seit 1977 selektiv aber effektiv umerdrückt 
worden. Diese klassenbewußte Massenbewegung konnte sich 
nicht trholen und neu artikulier~n. Der OrganisationsSTad 
der Arbeiter und Bauern ist zwar sehr hoch, doch werden 
die größten Gewerkschaften von der US-Gewerkschaft 
AFLfCIO kontrolliert (Konföderation der Arbeiter von 
Honduras (CTH) und Nationale Vereinigung der Hondurani· 
schen Bauern (ANACH)). Die Allgemeine Konföderation 
der Arbeiter (CGT) und die kämpferische Nationale Bauern­
union {UNC: werden von der POCH geleitet. Der linke Ein­
fluß ist lediglich in der kleineren Einheitsföderation der Ar­
beiter von Honduras (FUTH) und in der Einheitsfront der 

Lehrer (FUM) bestimmend. 

Aufgrund des nicht vorhandenen Klassenbewußtseins, be· 
deutet dies noch keine Radikalisierung der Massen. Die re· 
formistischen Kreise wie ALIPO, POCH, PINU und die klei­
ne sozialdemokratische Revolutionäre Partei (PRH) könnten 
sie auHangen und es bliebe die Alternative seitens der Reak· 
tion und des Imperialismus nach diesen neuauflebenden 
Kräften des Reformismus, ähnlich wie in Guatemala und EI 
Salvador, zu greifen. Di!':s ist aber sehr abhängig von der 
Fähigkeit der Linken, inn!':rhalb der Massen zu arbeiun und 
von den Anstrengungen, sie für !':ine revolutionäre Politik zu 
gewinnen. 

Dem Drei-fronten-Krieg entgegen 

Es kann vorausgesagt werden, daß trotz der Kris!': das Modell 
der formalen Demokratie unter der Kontroll!': der Arm!':e 
weiterbesteht in dem Sinne, daß diese formale Demokratie 
die intern!': Repression. die Intervention in EI Salvador sowie 

einen eventuellen Krieg gegen Nikaragua legitimiert. Die 
Herrschenden in Honduras würden dann einen Drei-Fronten­

Krieg durchfUhren: den allgemeinen internen Krieg gegen 
das eigene Volk, die schon bestehende Front gegen die revo­
lutionäre Bewegung in EI Salvador und die Drohung eines 
Krieges gegen Nikaragua. 
Trotz der großen Unterstützung seitens der USA und ande­
rer Lände r Lateinamerikas und Europas für die hondurani· 
sehe Regierung nähern sich die honduranischen Herrschen­
den einem politischen und militärischen Selbstmord, denn 
an allen diesen Fronten steht die solide Antwort der Befr!':i­
ungsbewegungen Mittelamerikas und Honduras'. Sei t Mitte 
juni d.j. haben sich die Aktionen der Guerilla in Honduras 
vermehrt und seit Ende j uni hat die FM LN EI Salvadof5 
dazu aufgerufen, die honduranische Armee dort wo sie auf­
tritt zu bekämpfen. 
Ähnliches erk lärte im juli 1982 das guatemaltekische Gue­
rillaheer der Armen (EGP). Sie begründeten dies etwa 50: 
Solhen der Imperialismus und die Reaktion die Grenzen , die 
von ihnen im Laufe der Geschichte durchgesetzt worden 
sind, nicht respektieren, dann werde die Verbrüderung der 
revolutionären Organisationen in Mittelamerika auch im 
Kampf in allen Ländern Mittelamerikas zum Ausdruck kom­
men. 
AlB: Wie beurteilen die Patriotische Front und andere linke 
Organisationen den bewaffneten Kampf? 

R. LAGOS ANDINO: Alle revolutionären Organisationen in 
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Honduras vertreten heule die Position des bewaffneun 
Widerstandes, allerdings mit unterschiedlichen Konzeptio­
nen in Bezug auf die: Taktik, die: Strategie: und die: ideologi­
sche: Grundlage. Dies ist als eine: Antwort gegen den internen 
Krieg und gegen den Intc:rvc:ntionismus des Militärs, der 
Regierung und der USA zu bewerten. 

AlB: Welche: revolutionären und Guc:rillaorganisationc:n 
existieren heute in Honduras? 
R. LAGOS AND INO: Das linke Spektrum in Honduras be­
Sieht aus sieben verschiedenen Organisationen. Diese: sind: 
Die seit 1954 unter verschiedenen Kampfformen operieren­
de Kommunistische: Partei von Honduras (peH). Sie ent­
stand inmitten des Generalstreiks von 1954 und kämpfte 
sowohl im Untergrund in den 60er jahren ab auch als halb­
legale Partei Anfang der 70er jahre. Sie venrat und versuch­
te den Beginn dei bewaffneten Kampfes in den 60er jahren, 

setzte sich ein fur die Radikalisierung des Reformprogram· 
mes zwischen 1972 und 1975 und übernahm neulich die 
These des revolutionä.ren Volkskriegu. Ileule ist die PCH 
eine Untergrundorganisation politisch·militärischen Charak· 
ters und verfligt über den größten Einnuß auf die ge­
schwächte ~las5enbewegung. 
Seit Ende der 60er jahre existiert die Kommunistische Par­
tei Honduras/Marxisten-Leninisten (PCHML). Sie trat aus 
der PCH aus und bildete eine maoistische Gruppe. Seit An­
fang der 80er jahre entfernte sie sich jedoch von den 
maoistischen Thesen und bildete gemeinsam mit der PCH 
und der PDCII und weiteren 80 Massenorganisationen die 
Patriotische Front von Honduras (FPH). 
Im April 1980 entstand die Volksbewegung der Befreiung 
Cinchonero (MPL) als politische und militärische Organisa­
tion und die Revolutionäre Union des Volkes (URP) als 
Massenbewegung. Sie spaltete ,ich wegen Differenzen über 
den bewaffneten Kampf von der PCH ab. 
Aus Teilen der PCHML entstand im September 1979 die 
Morazanistische Nationale Befreiungsfront (FM LN) als Gue­
rillaorganiution. Sie unterstützt von außerhalb die Politik 
der FPH. Von ihr spaltete sich später die Morazanistische 
Befreiungsfront von Honduras (FMLH) ab. 
Ab Mitte der 70cr jahre bildeten sich verschiedene Grup­
pen, so etwa aus der Christdemokratischen Partei die Bewe­
gung der Sozialistischen Aktion (MAS). Aus diesen verschie­
denen Kreisen, die aus der POCH. der PCHML und der PCH 
kamen, und die durch Intellekt uelle, StudentenfUhrer und 
andere bedeutende Persönlichkeiten der honduranischen 
Politik unterstützt wurden, entstand im januar 1980 die 
SozialiSlische Partei (PASO ll ). Sie trat der FPH bei und 
unterhält enge Beziehungen zu der Revolutionären Partei 
der Arbeiter Mittelamerikas (PRTC), die in EI Salvador, 
Honduras und Kostarika als eine miuelamerikanische politi­
sche und militärische Organisation besteht. Die PRTC ist 
Mitglied der FMLN in EI Salvador. 
Innerhalb der revolutionären Kräfte an der Universität ent­
faltete sich die Bewegung der Volkseinheit (~IUPl . aus der 
sich im November 1980 die Revolutionären Volksstreitkräf-

te Lorenzo Zelaya (FPRl bildeten. Diese sind eine politisch­
militärische Organisation. die die Verantwortung übernom· 
men haben für die meisten militärischen Aktionen der Gue­
rilla in den letzten jahren. Die FPR scheint die militärisch 
solideste revolutionäre Gruppe lU sein und verfolgt die Linie 
des verlän~rten Volkskriegs. 
Es bestehen keine weiteren Gruppen innerhalb der Linken 
von Honduras und andere Namen die auftreten, bedeuten 
oft Namen von honduranischen Revolutionären, die die 
Kommandos dieser Guerillaorganisationen übernehmen. 

AlB; Wie ist heute die Situation der FPH? Wie sind die 
Möglichkeiten eines breiteren revolutionär-demokratischen 
Bündnisses? Was müßten Ihres Erachtens die wichtigsten 
politischen Gemeinsamkeiten dieses Bündnisses sein? 

R. LAGOS ANOlNO; Die Betei ligung der FPH an den Wah­
len im November 1981 wird unterschiedlich bewertet. Die 
Mitglieder der FPI-I erklären sie als eine wichtige neue Erfah­
rung. während die neuen politisch-militärischen Organisatio­
nen sie als einen Fehler bezeichnen. Die FPH konnte nur 3 
einzelne unabhängige Kandidaten in Copan, Cortes und 
Voro aufstellen, zumal keine der Parteien der FPH legal ist. 
Aber keiner ihrer Kandidaten schaffte den Sprung ins Paria· 

ment. 
Die POCH, die sich auf reformistische Positionen zubewegt, 
ist im juni 1981 aus der FPI-I ausgetreten, und konnte bei 
den Wahlen einen Sitz gewinnen. Sie errang 1,6% der abge­
gebenen Stimmen. die FPI-I 0,34%. die PI NU 2,49%. die 
Nationale Partei 41,5% und die Liberalen 54,07%. 
Aktuell orientiert sich die gesamte Linke in Richtung der 
gemeinsamen Koordinierung des Widerstands. wobei alle 
Organisationen Kontakte auf verschiedenen Ebenen und mit 
vielversprechenden Aussichten aufgenommen haben. Oie 
FPH stellt dabei das erste langdauernde Bündnis zwischen 
drei linken Parteien und vielen Massenorganisationen dar. 
Die heutige Aufgabe wäre aber anhand dieser Erfahrung, die 
Zusammenarbeit zwischen der gesamten Linken und den 
Volksorganisationen zu entwickeln. 
Die wichtigsten innenpolitischen Aufgaben sind die Ent­
wicklung einer breiten und klassenbewußten Massenbewe­
gung, d.h. sie zu organisieren unter der Leitung der revolu­
tionären Programme. die Konso lidierung der internen Struk­
tur aller linken Gruppen, die zur Zeit die Stadtguerilla ent­
falten, die Kristallisierung der bedeutenden Anstrengungen 
zur Bildung einer Allianz der gesamten Linken. 
Im mittelamerikanischen Rahmen herrscht die Meinung uno 
ter den Revolutionären Kräften vor, daß die honduranische 
Revolution sich als die strategische Nachhut der Befreiungs­
bewegung EI Salvadors und der sandinistischen Revolution 
konstituiert. was heißt, die' Intervention und die Repression 
mit entschiedener Klart zurückzuweisen. 
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Chile 

Willi Huismann 

Das neue Gesicht 
der Opposition 

(1. Teil) 

Wir beginnen in diesem Heft mit einer mehrteiligen Repor. 
tage über die Situation und d ie Perspekth-en der anti­
faschistischen Opposition in Chile. Unser Autor, Willi Huis­
mann, hielt sich mehrere Monate in Chile auf. Er sprach mit 
Mitgliede rn und Repräsentanten der Gewerkschaften. Er 
interviewte Vertreter der verschiedenen Oppositionsparteien 
und -gruppierungen. Seine Eindrücke und Erfahrungen lau­
fcn auf e ine teilweise Korrektur des gängige n Chilc:bildc:s 
hinaus, jedenfal ls soweit es den Widerstand betrifft. 
Die ersten beiden Teile: handeln vom "ge mäß igten " Teil der 
Opposition , von So~ialdemok.raten . So:tialisten und der 
Christdemokratie . Es schließt sich die Darstellung des Wir­
kens der Kommunistischen Partei und der Bewegung der 
Revolutionären Linken (MIR ) an. 

November 1981. In der Alameda, der Hauptschlagader San· 
tiagos, brennt die Friihjahrshitze. Zehntausende frisch im· 
portierter Autos aus japan und Europa quälen sich in acht 
Spuren durch den Feierabendverkehr. Ihre Abgase farben 
die Luft blau. Das Atmen fallt einem schwer. Die Dunst­
glocke über Santiago ist hartnäckig. Sie zieht selten ab, weil 
die Stadt von Hügelketten eingeschlossen ist und fast immer 
Windstille herrscht. Außerdem wohnen hier 4 Mio Men· 
sehen, und 55% aller Industriebetriebe Chiles stehen in den 
Industriegürteln der Stadt. 

Eine eigentlich illegale Gewerkschaft 

Die alten kolonialen Prachtbauten der , kreolischen 9ber. 
schicht fi ndet man - versteckt zwischen Versicherungs- und 
Bankpa lästen - immer noch, aber die Bourgeois haben ihre 
Mannorhöhlen längst verlassen, seit sich die Alameda in ein 
lärmendes und verpestetes Geschäftszentrum verwandelt 
hat. Sie sind in die Oberstadt, den "barrio aho", gezogen, 
wo sich ihre Villen mit den großen Gärten, den Hunden und 
Hausangestellten immer mehr nach Osten in Richtung An· 
den ausdehtlen. 

Die Bürgersteige der Alameda sind verstopft von den Buden 
und Karren der fliegenden Händler, die hier von morgens 
früh bis in die Dunkelheit ausharren und sich nachts an 
kleinen Ho12:feuem wärmen. 
Rechts der Moneda·Palast, einst Sitz der spanischen Gouver· 
neure. Augusto Pinochet hat ihn renovieren lassen. Die Ein· 
schußlöcher sind nicht mehr zu sehen. Als der General im 
März 1981 in den Palast seines Vorgängers Salvador Allende 
umsiede lte, hieß es auf Flugblättern: "Der Mörder kehrt 
zum Tatort zurUck." Sonst blieb es still. 
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Ungemhr beim Haus der Menschenrechtskommission steige 
ich aus. Den Rest gehe ich zu Fuß. An der Nummer 1603 
das gesuchte Schild: ANEF - Agrupacion Nacional de 
Empleados Publicos (Nationale Gruppierung öffentlicher 
Angestellter). Das ist die Gewerkschaft der staatlichen An· 
gestellten. Eigentlich dürfte es sie gar nicht geben. Denn 
obwohl die junta bei der internationalen Arbeitsorganisa· 
tion in Genf ein Dokument unterzeichnete, in dem sie das 
Organisationsrecht Hir staatliche Angestellte anerkannte, 
schloß sie die ANEF bei der Legalisierung der Gewerkschaf· 
ten im jahr 1979 aus. 

Vor mir, an seinem Schreibtisch, hinter aufgestapelten Pa· 
pierbergen, sitzt Tucapel jimenez, Präsident der Gewerk· 
schaft und gleichzeitig führendes Mitglied der Demokrati· 
sehen Arbeiterunion (UDT) - des christdemokratischen 
Gewerkschaftsverbandes. Aber er seibst ist nicht Christ·, 
sondern Sozialdemokrat, Mitglied der ehrwürdigen, jetzt 
109 jahre alten Radikalen Partei. Er hat gute Kontakte zum 
US·amerikanischen Gewerkschaftsverband AFL/CIO und 
zum Internationalen Bund Freier Gewerkschaften (IBFG). 
Er ist kein Linker. "Vorher" war er politischer Gegner S . 
Allendes. Nach dem Putsch 1973 reiste er sogar um die 
ganze Welt, um die internationalen Gewerkschaftsorganisa. 
tionen von den guten Absichten A. Pinochets zu überzeu· 

gen. Er suchte den Dialog mit den HetTschenden. Die aber 
wollten nicht. Wie viele andere MiUelstanrlspolitiker auch 
kam Tucapel zu der überzeugung, daß die Regierung nicht 
mit sich handeln läßt und ging auf die Seite der Opposition 
über. Vor d rei jahren aus politischen Gründen aus dem 
Staatsdienst entlassen, arbeitet er jetzt als Taxifahrer. Er ist 
mir sympathisch. Freundlich, offen, ziemlich dick und ener· 
gisch. Ohne viel nach meinen Absichten zu fragen, plaudert 
er los: 
"Wir hatten keine Ahnung, was eine Diktatur bedeutet. Wir 
hatten zwar einiges davon in Nachrichten aus anderen 
Ländern gehört, aber wir wußten nicht, was das wirklich 
heißt. Vor allem d ie abso lute Kontrolle durch die Sic.her· 
heitsorgane. Hier herrscht der Terror der Angst. Viele Dinge 
werden aus Angst nicht gemacht. Alle haben Angst. Einmal, 
bei einem offiziellen Festakt der Armee sagte man in unse· 
rer Gegenwart, der einzige Fehler der j unta sei, daß sie uns 
nicht alle erschossen hätte." 
Drei Monate nach diesem Gespräch ist Tucapel jimenez tol. 
Die junta hat ihren Fehler korrigiert. Am 26. Februar 1982 
wird sein Taxi auf dem Weg zur Arbeit angehalt~n. Mit meh· 
reren Messerstichen in den Hals wird er getötet. Am Mord· 
tag sind alle Telefonleitungen der ANEF und der mit Tuca-



pel befreundeten Gewerkschafter gesperrt. 
Warum mußte Tucapel Jimenez sterben, gerade er, dem man 
nun wirklich nicht glaubhaft nachsagen konnte, er wäre 
Subversiver oder getarnter Kommunist. Vielleicht gerade 
deshalb. Weil er eine ziemliche Autorität in der gemäßigten, 
legalistischen Opposition hatte und weil er anfing, konse· 
quent zu sein. Er haue sich in den Kopf gesetzt, die zerstrit· 
tenen oppositionellen Gewerkschaftsverbände UDT, Natio· 
nale: Gewerkschaftskoordination (CNS), Vereinigte Arbeiter­
föderation (FUT) und Gewerkschaft der Privatangestellten 
Chiles (CEPCH) zu einigen. Am Tag seiner Ermordung woll­
te er sich mit Manuel Bustos treffen, dem Chef der Gewerk­
schaftskoordlnalion CNS, in dem auch die kommunistischen 
Industriegewerkschaften organisiert sind. 
Tucapd als Kopf einer gewerkschaftlichen Einigungsbewe­
gung wurde für die Junta zu einer Gefahr. So macht sie es 
immer: Sie läßt eine Bewegung wachsen, ans Tageslicht tre­
ten, bis ihre Strukturen und Führer deutlich zu erkennen 
sind. Dann schlligt sie zu, entköpft die Bewegung und für 
einige Zeit ist wieder Ruhe. 
Tucapels letzte Handlungen sind ein Beweis dafür, daß die 
gemäßigten MittelSlandspolitiker in Chile langsam wieder 
aufwachen. Sic wollen wieder eine politische Rolle spielen. 
Je mehr das Modell in die Krise gerät. desto mehr Chancen 
wittern sie. Auch wenn ihre politischen Organisationen auf­
gelöst oder verschollen sind, haben sie immer noch etWall zu 
bieten. Sie haben eine Ballis im chilenischen t.1ittelstand, der 
uaditionell sehr stark ist und als politischer Block zwischen 
Arbeitern und Bourgeois in der Geschichte des Landes im­
mer eine SchlusseIrolle spielte. 

Die Sozialdemokratie als Alternative? 

Nach acht Jahren des Abwartens, der duldsamen Opposi. 
tion, der Nutzung bescheidener legaler Spielräume, der An· 
biederung und der ungehörten Petitionen nähern sich die 
zahlreichen Organisationen des Mittelstandes wieder der 
Arbeiterklasse an und suchen dercn Unterstützung rur einen 
Teformistischen Ausweg. Männer wie Tucapel Jimenez oder 
Federico MujLcar von der Gewerkschaft der privaten Ange­
stellten sind dabei die politischen Bindeglieder zur Arbeiter­
bewegung. Auf meine Frage :tUrn Bewußtseinsstand der Ar­
beiter antwortet TucapelJimenez: 
"Im September 1973 waren wir im öffentlichen Dienst 
400.000 Beschäftigte. Jetzt sind es noch 200.000. Wir ha· 
ben alles verloren, alles; die Sicherheiten, die staatlichen 
VorsorgeleiSlungen, die Rentenversicherung, die AufSliegs­
chancen. Ich glaube, daß die Arbeiter Chiles, trotz Propa­
ganda und Individualisierung. nicht verloren haben, Wall bei 
ihnen im Blut ist: Den Drang nach Freiheit. Ihnen wurde nie 
etWall geschenkt. 50 Jahre Kampf, in denen einige Führer 
nicht nur ihre ganze Kraft gaben. sondern auch ihr Leben. 
Der chilenische Arbeiter wartet auf seine Gelegenheit. Und 
die muß durch die politische und gewerkschaftliche Bewe­
gung geschaffen werden. 
Ich glaube, daß etwas im Kommen ist. Ich weiß nicht, ob 
Sie den Vulkan Villarica kennen. Er ist sehr schön, mit 
Feuer und Schnee. Aber wenn er zu beben anfangt, hört er 
auf, touristisch zu sein, und fegt alles hinwcg. In der Ge­
werkschaftsbewegung gibt el heute viele Vulkane, die in 
einem bestimmten Augenblick aufhören werden, schön und 
touristisch zu sein. Und dieser Augenblick nähert sich mit 
großer Geschwindigkeit. schneller als wir denken." 
Aber was nutzen die schönsten Vulkane, wenn sie vereinzelt 
ausbrechen, ohne ihre Kraft zu vereinigen? Welche politi­
sche Kraft soll die Ausbrüche der Unzufriedenhcit zu einem 
einzigen, nationalen Ausbruch zusammenfassen? Denn die 
Radikale Partei, die Christdemokratie und die Unidad Po-

pular haben ihre historische Chance gehabt, und ihre Autori­
tät im Volk ist nicht mehr groß. 
.,lch glaube. daß in der ganzen Welt eine neue politische 
Alternative im Kommen ist, die einen ganz bestimmten 
Namen hat. Vor allem in Europa entsteht die Sozialdemo­
kratie als politische Alternative wieder neu. Und für uns alf 
junge Länder kann der polilische Ausweg genau die Sozial­
demokratie sein." 

Aber in Europa hat die Sozialdemokratie Geschichte. Sie ist 
Teil einer traditionsreichen Arbeiterbewegung und dadurch 
stark geworden, daß sie die ökonomischen Interes.sen der 
Arbeiter mit der weltweiten Eroberungspolitik der Multis 
vereinen konnte; also die Arbeiter bekommen etwas von den 
Riesenprofiten der Konzerne ab. Aber diese Sozialpartner­
schaft kann doch nur in einem hochentwickelten kapitalisti­
schen Land funktionieren. das die Länder der Dritten Welt 
ausbeutet. Hier in Chile gäbe es doch gar nichts zu verteilen. 
keinen Spielraum für Zugeständnisse an die Arbeitcr. Des­
halb ist es doch kein Zufall, daß die Sozialdemokratie in der 
Arbeiterbewegung Chiles nie eine Rolle spielte. Sie hat hier 
keine Geschichte. ganz im Gegenteil zu den Christdemokra­
ten. 
"Nehmen wir die politische und Gewerkschaftsgeschichte. 
Die Chrisldemokratie war eigentlich nichts Neues. Sie bil­
dete sich als Resultat des Scheilerns der Konservativen und 
riß alles an sich, was von der Radikalen Partei genug hatte. 

Es war also keine neue politische Alternative. Unser Pro­
blem heute ill, daß eine neue politische Alternative einen 
neuen Namen haben muß. Sie kann nicht mit Leuten an· 
kommen. die ein langes politisches Leben hinter sich haben. 
Denn jeder dieser Politiker, ich sage, jeder. der in der Füh­
rung eines neuen Projektes auftreten würde. würde von den 
Leuten schlecht angesehen werden. Weil die Leute glauben 
wUrden: Das ist ein Politiker, der kommt mit derselben alten 
Ideologie in neuer Verpackung." 
Gut, die Leute haben von den alten Parteien genug. Gleich-
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zeitig sind sie gegen das Regime. Ich nabe kaum einen ge­
troffen, der w irklich dafür ist. Es gibt also so etwas wie ein 
großes ideologisches Vakuum, das, die Sozialdemokratie 
theoretisch füllen könnte. Aber glauben Sie nicht, daß nur 
ein neuer Name etwas wenig ist? Was ist denn nun das Neue 
an einem sozialdemokratischen Weg für Chile? Denn Vor· 
stellungen wie gemischte Wirtschaft, Mitbestimmung und 
radikale Demokratisierung der Gesellschaft haben die Christ­
demokraten ja auch. Da sehe ich keinen Unterschied. 
"Das Attraktive der Sozialdemokratie ist, daß sie zum ersten 
Mal die Arbeiter und Angestellten vereinen würde. Wir 
können verhindern, daß die Mittelschichten. und die Arbei­
ter durch verschiedene Parteien vertreten sind." 

"Es gibt viele Felipe Gonzales hier" 

Der Gedanke ist interessant. Im Gegensatz zu Europa, wo 
die Sozialdemokratie aus der Arbeiterklasse hervorging, soll 
sie hier als politische Bewegung des Mittelstandes in die 
Arbeiterbewegung hineingetragen werden. Aber wo sollen 
denn in Chile die sozialdemokratischen Führer herkommen, 
wenn die Politiker alten Schlages verschlissen sind. Führer 
fallen doch nicht vom Himmel. 
" In diesem Land gibt es genug Leute, die die Fähigkeit ha­
ben, eine politische Neuorientierung außer halb der tradi­
tionellen Parteien durchzuftihren. Vergessen Sie nicht, daß 
es im FaU Spaniens ein Fc1ipe GonzaJes war, der groß her­
auskam und den vorher kein Spanier kannte. Ich glaube. daß 
es hier viele Gonzales gibt." 
Möglich, daß sich fahige Köpfe finden. Aber mit welcher 
Basis? Es müßten sich doch zumindest Teile der alten 
Volksparteien dazu entschließen, ein sozialdemokratisches 
Projekt zu unterstützen. 
"Erst einmal, das chilenische Volk hat genug vom Stil der 
traditionellen Parteien . Deshalb, weil es den politischen 
Preis für deren Versagen bezahlen muß. Und deswegen glau· 
be ich, daß die Leute eine neue Alternative unte rstützen 
werden. Auch viele Sozialisten werden dabei sein, weil viele 
von ihnen eine demokratische und keine marxistische Men· 
talität haben." 

Und Carlos Altamirano, unter S. Allende Generalsekretär 
der Sozialistischen Partei? Nach meinem Eindruck hat er 
sich im Exi l zum Sozialdemokraten gewandelt. 
"Klar, er war ein überzeugter Revolutionär in unserem 
Land. Und danach - mit der europäischen Erfahrung, die er 
machte - findet er, daß sein marxistischer Sozialismus nicht 
anwendbar ist." 

Die SPD hat ihm sicher ein biSchen Nachhilfeunterricht ge. 
geben. Aber nun mal etwas anderes. Bei allen Zukunfts· 
plan.ungen müssen Sie den Faktor Kommunistische Partei 
(KP) in Rechnung stellen. Sie ist immerhin die stärkste und 
einflußreichste Kraft in der Linken. Mit ihrer neuen Orien· 
tierung auf Volksaufstand und Rebellion geht sie doch in 
eine Richtung, die mit Ihren Vorstellungen nicht unter ei­
nen Hut zu kriegen ist. 
"Den Kommunisten gebührt Respekt, in vielen Ländern der 
Welt, nicht in allen. Wo gibt es Kommunisten? Wo es 
Armut gibt. Wenn das hier so weitergeht mit der wirtschaft· 
lichen Talfahrt, werden wahrscheinlich viele zu Kommuni· 
sten werden. Als Ausdruck von Ablehnung und Protest. 
Heute haben die Kommunisten einen gewerkschaftlichen 
Sektor gewonnen. Das ist Ausdruck des Protestes. Aber po­
litisch ist die KP wie vorher. Sie hat eine solehe Disziplin, 
daß sie nicht zu ändern ist. Aber bei den Gewerkschaftswah­
len ist sie in einigen Bereichen stärker geworden. Sie siegte , 
weil die Armut größer geworden ist. 
Was ihre Linie des Aufstandes betrifft: Jeh glaube, daß das 

1l 

daran liegt. daß sie im Ausland leben. Die Kommunisten 
hier im Tnnern denken anders. Denn was soll das Gerede 
vom gewaltsamen Weg, wenn überhaupt keine Waffen da 
sind? Sicher, die Rebellion ist in unserem Land heute 
stärker geworden. Das führt uns zu der überlegung, ob die 
Kommunisten nicht möglicherweise Recht haben, daß der 
gewaltsame Weg die einzige Lösung ist. 
Aber ich gehe - wie viele andere auch - vom friedlichen 
Weg aus und meine, daß es gegen einen friedlichen natio­
nalen Streik gar nicht genug Kugeln gibt. Aber dazu müßte 
es eine wirkliche gewerkschaftliche Disziplin geben und die 
Unterstützung eines Teiles der Streitkräfte. Man kann nicht 
sagen, daß sie alle autoritär sind. Man muß sich mal über­
legen, was A. Somoza sagte, zwei Tage bevor er gestürzt 
wurde. Er sagte: Ich sitze fest im Satte l. Aber als die Rebel· 
lion dort Formen annahm, begann in den Streitkräften ein 
Prozeß der Enttäuschung und des Abwendens. Ich glaube, 
daß wird bei uns auch so sein." 
Woher nimmt Tucapel Jimenez seinen Optimismus. was die 
sozialdemokratische Alternative betrifft? Denn die Radi­
kale Partei, als einzige chilenische Partei Mitglied der Sozia· 
listischen Internationale, ist unbedeutend und in zahlreiche 
Fraktionen zerfallen. Es gibt andererseits noch nicht einmal 
die Keimform einer neuen sozialdemokratischen Organisa­
tion. Und doch kann er mit seinen Zukunftsträumen Recht 
behalten. Er denkt langfristiger und in internationalen Ka­
tegorien. Außerdem hat er eine Weltmacht im Rücken, die 
sich zunehmend auch für Chile interessiert: Die Sozialisti­
sche Internationale (SI ; siehe auch AlB 7-8/ 1981, S. 61-65). 
Die weehselhaften Erfahrungen und Taktiken der Sozial· 
demokratie Lateinamerikas haben Konsequenzen flir ihre 
Chile-Politik: 
• Die SI kann aufgrund ihrer Haltung in Mittelamerika da· 
mit rechnen, daß sie für die Linke Chiles attraktiver gewor­
den ist. Die ersten politischen Früchte konnte sie bereits 
ernten: Die Kontakte zur Christlichen Linken, zur Vereinig· 

ten Volksorganisation (MAPU.) und zu verschiedenen Fntk­
tionen der Sozialistischen Partei SInd in den letzten Monaten 
wesentlich intensiviert worden. 
• Nach ihren ersten Erfahrungen mit regierenden Mitglieds. 
parteien muß die SI davon ausgehen, daß sie mit der "alten" 
Sozialdemokratie Chiles, verkörpert in der Radikalen Partei, 
alleine oder im Bündnis mit der Christdemokratie keine 
Alternative zustande bringt. Der e inzige Weg ist die Verei­
nigung der "alten" Sozialdemokraten mit den "neuen Lin­
ken" Chiles. Aber noch gibt es keine Anzeichen einer orga­
nisatorischen Vereinigung. Fortsetzung folgt 

Chile­
Postkartenaktion 

Das Chile-Komitee Marburg ruft zur Beteiligung an eiller 
Postkartenaktion auf: 
Unterstützt das chilenische Volk ! Schneidet den unten· 
stehenden Text aus, klebt ihn auf eine Postkarte und 
schickt ihn an: 
Bundeskanzler Helmut Schmielt, BundeSkanzleramt, 5300 
Bonn. 

In Chile werden die Menschenrechte weiterhin ver· 
letzt! 
Wir fordern eine Verurteilung der faschistischen 
Diktatur durch die BRD bei der Vollversammlung 
der UNQl 



Libanon 
Ivesa Lübben·Pistofidis 

Wie weiter nach dem 
Abzug der PLO aus Beirut? 

Den Abl:ug der Führung der Palastinensischen Befreiungs· 
organisation (PLO) im August/September d.]. aus BeiTul be· 
zeichnete der israelische Kriegsminister Ariel Scharon als 
politische Niederlage Yassir Arafats. Und Ministerpräsident 
~lenachim Begin konstatierte, daß der Libanon nun wieder 
in der Lage sei, 'Zu einem "unabhängigen Staat" zu werden. 
Zu einem "unabhängigen Staat" von Israel! Gnaden, mit 
einem faschinischen Staatspräsidenten, dem Phalangc:fUhrer 
BechiT Gemayel, an der Spitze, der ilrn 23. August d.J. unter 
dem Druck der zionistischen Panzer und Bajonette ftir sechs 
Jahre ins Ami gewählt wurde. 
Aber war die :-liederlagc der PLO tatsächlich $0 "absolut 
und total" (A. Scharon), wie Isr.tels ZionistenrUhrtr der 
Weltmeinung einzurt'den versuchen? 
Nicht die militärische Situation gah den Ausschlag dafür, 
daß sich die PLO-Führung w einem Rückzug aus dem von 
Israel belagerten Westheirut entschloß. Die palästinensischen 
Kämpfer hallen, gemeinsam mit denen der Libanesischen 
Nationalbewegung in den Vertinigten Streitkräften, länger 
als jede andere reguläre arabische Arm« zuvor den israeli­
schen Invasoren standgehalten. Und sie hallen noch genil­
gend Munition und Kampfmoral, um ihren Widerstand fort­
:l;usetzen. Die Sorge um das Leben der Menschen in Beirut 
bewog sie zum Abzug. 
Die E.vakuierung Beiruts durch die palästinensischen 
Kämpfer war keine Niederlage, sondern Aus.d.ruck eines 
moralischen, politischen und militärischen Achtungserfol· 
ges. Mit ihrem Widerstand gegen die hochmoderne israe· 
lische Armee halle sich die PLO weltweit Anerkennung er· 
kämpft. Die F.vakuierung Beiruts war auch keine Kapitula· 
tion, denn durch ihren Widerstand konnte die PLO von der 
Regierung Begin ehrenhafte Bedingungen Für ihren Abzug 

eu:wingen, die schließlich in den vom US-Sonderbotschafter 
Habib ausgehandelten 14-Punkte-Plan mündeten. 
Voraussetzung für den Abzug war ihm zufolge eine Einstel· 
lung der Kampfhandlungen und ein Rückzug Israels von den 
unmittelbaren Kampflinien. Eine internationale Ober­
wachungstruppe aus 800 französischen, 800 amerikanischen 
und 400 italienischen Soldaten hatte flir die Sicherheit der 
ca. 12.000 Palästinenser, die Uber den Landweg nach Damas­
kus oder per Schiff nach Zypern gebracht wurden zu sorgen. 
Von dort aus reisten sie nach Jordanien, in den Nord- oder 
Sudjemen, den Sudan, Tunesien, den Irak oder Algerien wei· 
ter. Die Überwachungstruppe sollte ferner den Schutz der in 
Westbeirul verbleibenden Libanesen und Palästinenser 
garantieren. 
Die 3.000 in Westbeirut stationierten syrischen Soldaten der 
Arabischen Abschreckungstruppen (seit 1976 im Lande) 
sollten sich den syrischen Verbänden in der ost1ibanesischen 
Bekaa·Ebene oder im Nordlibanon anschließen. Ihre leich· 
ten Waffen durften die Palästinenser behalten, während sie 
die schweren der libanesischen Armee übergeben sollten. 
Bis zuletzt hatte Israel versucht, eine Verhandlungslösung 
über den Abzug der palästinensischen Kämpfer (ab 20. 
August 1982) zu hintertreiben, um sich letztendlich doch 
noch die militärische Option zur Liquidierung der Verteidi· 
ger Westbeiruts offenzuhalten. Israel suchte auch die Statio~ 
nierung einer internationalen Truppe zu verhindern, womit 
die palästincnsischen Flüchtlingslager schutzlos der Willkür 
der Invasionsarmee ausgeliefert gewesen wären. 

Im Visier Begins: Syrer, libanesische Linke 

Noch während Phillipp Habib zwischen Jerusalem und Bei­
rut hin- und herpendelte, warfen israelische Phanlomjäger 
ihre tödlichen Ladungen auf die belagerte Stadt. 
Auch nach dem Abzug der PLO·Führung aus Beirut geht der 
Kampf um die Selbstbestimmung der rund 4,5 Mio Palästi· 
nenser lind einen eigenen palästinensischen Staat weiter. Er 
geht weiter mit politischen Mitteln und der Ruf nach einer 
internationalen Nahostkonferenz unter Schirmherrschaft 
der UNO (eine aktuelle Forderung der PLO und der UdSSR) 
war noch nie so stark wie heute. Der Kampf geht weiter und 
nicht nur mit politischen Mitteln, denn - so PLO·Führer 
Abu Iyad - "der diplomatische Kampf ist mit dem mililäri· 
sehen untrennbar verbunden" und die PLO·Führung sei 
"entschlossen, den bewaffneten Kampf in den besetzten Ge· 
bieten zu intensivieren".l 
Im von Israel besetzten Süd libanon leisten Palästinenser und 
fortschrittliche Libanesen heute Seite an Seite im Unter· 
grund gegen die zionistischen Okkupanten Widerstand. 
Trotz eines gigantischen Militärapparates ist Israel außer­
stande, mehr als die größeren Ortschaften und die wichtig­
sten Verkehrswege zu kontrollieren. Nach Schätzungen der 
israelischen Armee operieren allein im Gebiet zwischen 
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Sidon und Tyrus ungefahr 1.000 Fedayeen der Vereinigten 
Streitkräfte. 
Daß auch die Organisationsstruktur der PLO nicht zerschla­
gen ist, hat sie durch die schnelle Reorganisation ihrer zivi· 
len Institutionen in der Bekaa·Ebene und im Nordlibanon 
unter Beweis gestellt. 
Obgleich Führung und Kämpfer der PLO Westbeirut nun 
verlassen haben, machen die zionistischen Besatzer keinerlei 
Anstalten, den Aufforderungen des UN_Sicherheiurates2 

nach einem bedingungslosen Rückzug Israels aus dem Liba­
non nachzukommen. Im Gegente il - sie rücken ständig wei­
ter nach Norden vor und knüpfen immer neue Bedingungen 
an einen Rückzug aus dem Nachbarland, ohne eine einzige 
Garantie ihrerseits. 
Die erste aktuelle Forderung der Regierung Begin ist die 
nach einem Rückzug der syrischen Truppen aus dem Liba· 
non. "Wenn sich die Syrer nicht bewegen, bewegen wir uns 
auch nicht", konstatiene A. Scharon. Und M. Begin drohte 
gar mit der Bombardierung von Damaskus für den Fall, daß 
Syrien der israelischen Aufforderung nicht nachkomme. J 

Der Abschuß einer syrischen MIG-25 am 31. August d.J. 
östlich von Beirut war nur eine demonstrative Warnung. 
A. Scharon behauptete zwar, sich nicht in innerlibanesische 
Angelegenheiten einmischen zu wollen, fUgte aber hinzu: 
"Es wäre aber Heuchelei zu behaupten, daß wir eine Regie­
rung akzeptieren würden, die erneut bereit wäre, Terroristen 
und Syrer zu beherbergen. ,,4 

Daß sich Israels Vernichtungsfeldzug nicht allein gegen die 
PLO, sondern auch gegen die libanesische Linke richtet, 
wird zunehmend offensichtlich. Die Besatzer haben inzwi­
schen auch die Einheiten der Libanesischen Nationalbewe­
gung ultimativ aufgefordert, ihre schweren Waffen abzuge­
ben. Generalstabschef Eytan verlangte gar, daß die linken 
Milizen, die an der Seite der PLO gekämpft haben, ebenfalls 
Westbeirut verlassen 501len. 5 

Die zionistische Kriegsführung schließt nach wie vor eine 
Erstürmung Westbeiruts, die diese Forderung enwingen und 
den Phalangisten den Weg zur Ausdehnung ihrer Herrschaft 
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über ganz Beimt freimachen soll, nicht au~ . 

Alle Anzeichen sprechen dafür, daß sich Israel auf eine 
längere ßesatzungszeit im Libanon einrichtet. Oie PLO und 
die Libanesische Nationalbewegung gehen davon aus, daß 
die Zionisten endlich ihren alten Traum von der Annexion 
des Südlibanon wahrzumachen suchen. Schon jetzt beginnen 
sie, das Wasser des Litaniflusses zur Bewässerung der Planta· 
gen in Nordisrael umzuleiten. 
Oie israelischen Einheiten haben bereits Winteruniformen 
erhahen. Ihre Pionier kompanien legen neue Straßen an und 
sprengen Verbindungslinien in die felsigen Berge. Verwal­
tungsfachleute sind abgestellt worden, um im Südlibanon 
eine provisorische israeli sche Verwaltung aufzubauen. 

"Die Personaldokumente", so b(richtet ein Beobachter, 
"sind nur noch mit einem Stempel der israelischen Militär­
administration gültig, ohne deren Genehmigung keiner sei­
nen Heimatort verlassen darf ... Von der israelischen Staats­
bank und der Luftfahrtgesellschaft 'EI AI' wurden bereits 
mehrere Niederlassungen in den okkupierten Gebieten er­
richtet. Oie israelische Währung Schekel ist von den Sesat­
zern zum offizieJlen Zahlungsmittel erklärt worden."6 
Der Südlibanon ist bereits zu einem interessanten Absatz­
markt für israelische Exporteure geworden. Mit einem Volu­
men von iO Mio Dollar allein in den ersten zwei Monaten 
israelischer Besatzung ist die Ausfuhr vor allem von Obst 
und Gemüse schon jetzt höher als der jährliche Export nach 
Ägypten. Derweil bleiben die Felder der libanesischen Bau­
ern unbestellt. 
Bevor überhaupt eine politische Lösung in Sicht ist, soll der 
Südlibanon in wirtschaftliche Abhängigkeit von Israel ge­
bracht und die Welt vor vollendete Tatsachen gestellt wer­
den. 
Menachim Begin war der erste, der nach der Wahlfarce vom 
23. August 1982 dem designierten Staatspräsidenten Ge­
mayel gratulierte. Gleichzeitig kündigte er an, daß er Bechir 
Gemayel bei dessen Amtsantritt am 23. September d.J. ei­
nen Entwurf für einen Friedensvertrag analog zu den Camp­
David·Vereinbarungen (Sepacatabkommen mit Ägypten und 
den USA von 1978) vorlegen werde. Sechir Gemayel, dessen 
faschistische Kataeb-;\1ilizen im Schalten der israelischen Be· 
set.l:ung ihren militärischen Einnußbereich erheblich ausge­
dehnt haben, dankte es Ministerpräsident Begin: "leh werde 
nie vergessen, was Israel für die Befreiung des Libanon getan 
hat."7 

Wunschpräsident ßechir Gemayel 

Nach Meldungen des israelischen Rundfunks kam es bereits 
am J. September d.J. zu einem Treffen zwischen S. Ge­
mayel und M. Begin in der nordisraelischen Stadt Naharija. 
Es ist zu befürchten, daß der Phalangeführer mit den unbe­
schränkten Machtbefugnissen, die die libanesische Verfas­
sung dem Staatspräsidenten zugesteht, ein faschistisches 
Regime nach dem Vorbild lateinamerikanischer Diktaturen 
errichten wird. Er kann sich dabei auf die libanesische 
Armee und seine gutorganisierten, mit modernsten israe­
lischen Waffen ausgerüsteten Milizen, die er in die Armee 
integrieren will, stützen. 

Der Unterstützung. Washingtons kann er sicher sein, gratu· 
lierte ihm doch Ronald Reagan: "Die USA werden eng mit 
der neuen Regierung zusammenarbeiten."e Oie US-Agentur 
für Internationale Entwicklung hat bereits Hilfe an die neue 
libanesische Regierung im Umfang von 95 Mio Dollar zuge· 
sagt. Und aus dem Verteidigungsministerium der USA 
sickern Gerochte über eine geplante ad·hoc-Militärhilfe. 
Die libanesische Armee, die traditionell ohnehin von der 
maronitischen Oberschicht und von den Phalangisten kon-



trolliert wird. hatte während des israelischen t'eldzuges kei­
nerlei Anstalten gemacht, das Land gegen die Eindringlinge 
zu verteidigen. Israel hat daraufhin die libanesische Armee 
autorisieTl, an der Demarkationslinie zwischen Ost- und 
Westbeirut Position zu beziehen. Die libanesischen Militärs 
kollaborierten dabei offen mit der israelischen Armee und 
Phalangisten. Beispielsweise unterbanden sie während der 
Blockade Weslbeiruu LebensmitteltranspoJle in die bela· 
gerte Stadt. 
Wenn Sechir Gemayel seine Ankündigung wahrmachen 
wird, mit Hilfe dieser Armee die Kontrolle über Westbeirut 
wiederher-zustellen, ist ein Blutbad unausweichlich. Schon 
jetzt haben die Rechtsmilizen im Schufgebirge und in der 
Gegend um Sidon eine regelrechte Menschenjagd auf fort· 
schrittliche Libanesen und palästinensische Widerstands­
kämpfer eröffnet. 
Alle patriotischen Kräfte des Libanon, die Libanesische 
Nationalbewegung, die traditionellen moslemischen Führer, 
aber auch Teile der christ lichen Nationalbourgeoisie wie der 
ehemalige Staatspräsident Franjieh oder der Führer des Na­
tionalen Blocks, Raymond Edde . haben ihren Widerstand 
gegen B. Gemayel angekündigt. Sie lehnen die Wahl vom 
23.8.1982 sowohl aus politischen als auch aus formellen 
Gründen ab, weshalb sie sie aus Protest gegen die israelische 
Besatzung boykottiert hatten. 
Die Libanesische Nationalbewegung, die inzwischen die Waf­
fen und Stellungen der PLO-Kämpfer in Westbeirut über­
nommen hat, kündigte an, daß sie die Stadt weiterhin gegen 
die Front aus Zionisten und Phalangisten verteidigen werde. 
Der Kampf um Beirut ist noch nicht beendet. 
SChOll vor dem PLO-Abzug aus Beirut kursierten Gerüchte, 
daß die USA die von Israel geschaffenen Fakten zu einer 
neuen Initiative nutzen wollten, um aus der Sackgasse von 
Camp David wieder herauszukommen. 
In einer Femsehansprache am I. September 1982 ließ Präsi­
dent Reagan die Katze schlkßlich aus dem Sack. An Saudi 
Arabien, Jordanien und Ägypten gewandt, mit denen er 
bilaterale Gespräche über seine Vorstellungen anstrebe, 
schlug Ronald Reagan die Bildung eines autonomen palästi­
nensischen Gebietes unter der Obhut Jordaniens vor. Er 
wandte sich gleichzeitig erstmals gegen eine Annexion der 
besetzten Gebiete durch Israe l und forderte die sofortige 
Einstellung der zionistischen Siedlungstätigkeit, was den 
Protest der Begin-Regierung hervorrief. 
Trotzdem sind die neuen Nuancen US-Nahostpolitik nicht 
gleichzusetzen mit einer Abkehr von Israel. "Amerikas Ver­
pnichtung zur Sicherung Israels ist eisern und so ist meine 
eigene", bekräftigte Ronald Reagan.9 

Also sehen die Reagan-VorschlägelO auch keine umfassende 
Regelung des Nahostproblems vor, sind sie nur an die Adres­
se Israels und einiger mit den USA verbündeter arabischer 
Staaten gerichtet. Vor allem bleiben die Grundbedingungen 
für eine wirkliche Friedensregelung im Nahen Osten uner­
wähnt: Die Anerkennung der PLO, des einzig legitimen Ver­
treters des palästinensischen Volkes, und die Gründung eines 
unabhängigen Palästinenserstaates auf palästinensischem 
Boden. 

Anmerkungen: 
I) Zil. nach: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 3.9.1982 und 

Der Spiegel. 6.9.1982 
2) Worttaut der UN-Sicherhcitsrals-Beschlüsse siehe in: AlB 

9/ 1982.5.5 
3) Vgl. T..geszeitung. 30.8.1982 
4) Ebenda 
5) FAZ, 30.8.1982 
6) Internationale Demokratische Frauenföderation, Sonderdruck, 

Nr. 3/Juli 1982 
7) FAZ, 4.9.1982 
8) International Hcrald Tribune, Paris/Zürich, 1.9.1982 
9) FAZ, 3.9~1982 

10) Wortlaut siehe in: The Times, London, 3.9.1982 
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... wenn Sie eine Zeitung suchen, 

• • 

• 
• 

eine Zeitung, 

• 

die informiert - analysiert - kommentiert 

die Partei bezieht 
für Frieden und Abrüstung 
für demokratischen und sozialen Fortschritt 
für das Recht auf Arbeit, Bildung und Ausbildung 
für internationale Zusammenarbeit 

die solidarisch ist mit dem Kampf der Völker 
gegen Imperialismus und Faschismus 

die Antikommunismus und Antisowjetismus für eine 
Grundtorheit unserer Epoche hält und den Meinungs­
streit nicht mit psychologischem Krieg verwechselt -

die diese Haltung auch in einem umfangreichen 
Kulturteil zum Ausdruck bringt -

dann Ist die Deutsche Volkszeitung richtig für Sie! 



Sie sollten diese Wochenzeitung 
kennenlemen. Mitteilung Ihrer An­
schrift auf dieser Karte genügt! 

I Bitte senden Sie mit unverbindlich 
und kostenlos einige Ausgaben der 
DEUTSCHEN VOLKSZEITUNG: 

Vor- und Zuname 

Beruf 

Poslfettzahll Wohnort 

Werbeantwort 

An 

Bitte mit 
Postkarten· 

porto 
freimachen 

MONITOR·VERLAG GmbH 
Oststraße 154 - Postfach 5707 

4000 Düsseldorf 

In Ihr schreiben: 
Prof. Wolfg. Abendroth Dr . Karl Heinz Götze Peter Maiwald Margot Schroeder 
Therese Angeloff Prof. Horst Herrmann Dr . Jutta Menschlk Peter Schütt 
Prof. Hans W Bartsch Dr . Florence Herve Andre Müller Dr. Hannelis Schulte 
Arno Behrlsch Prof. Rudolf Hickel Prof. Michael Nerllch Monlka Sperr 
Prof. Frank Benseier Dr. Richard Hiepe Prof. Norman Paech Jürgen P. Stössel 
Horst Bethge Michael Höhn Dr . Karl Pawek Norbert Slralmann 
Woll gang Beulin Prof. Hans Heinz Holz Prof. Lolhar Peter Dr . Horst D. Slrüning 
Prof. Wilhelm R. Beyer Prof. Horst Holzer Hans Plalschek Prof. G. Stuby 
Dr . Michael Charli er Prof. Jörg Huffschmid Prof. Uta Ranke· Dleler Süverkrüp 
Peter O. Choljewllz Mechtild Jansen Heinemann Uwe Timm 
Franz J. Degenhardt Prof. Gerhard Kade Josef Reding Dr . Karl Unger 
Lottemi Doormann Dietrich Kittner Prof. Renate Riemeck Peler Welss 
Klaus Eder Franz Xaver Kroetz Erika Runge Gaby Zipfel 
Dr . Elisabelh Endres Prof. H.·J.Krysmanski Prof. H.-J . Sandkühler u.a. 
Analol Feid OP Prof . Reinhard Kühnl Pfarrer Werner Sanß 
Paslor Peter S. Gerlach Steffen Lehndorf Erasmus Schöfer 

Redaktion: 
Helmut Bausch (Chefredakteur) ; pr. Thomas Neumann (Stellvertreter); Peter Baumöller (Chef vom Dienst) ; 
Reiner Taudien (Reportage) ; Dr. Mathias Jung (Innenpolitik) ; Bernd Mansei (Ausland) ; Erich Rudolf ~Wirtschaft); CO 
Dr. Agnes Hüfner (Kultur) ; Emmi Kuhlmey (Frauen); Walter Bloch ; Dr. Hans Brender; Alexander Goeb ; Heinz-WiliiN 
Gross; Helmut Haensch ; Fritz Wolf; Bernhard Wortmann. Ständige Beratung : Fritz Holistein. 



Dritte Welt & Literatur 

224 Seilen. 
l=ormat 

21 x 29,7 cm, 
Broschur, 

DM 28,80 

Nicaragua - Vor uns die 
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Herausgegeben von Carlos Rinc6n 
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Gerhard Stuby 

Israels Libanonpraktiken erfüllen 
den Tatbestand des Völkermords 

AU5 Anlaß des am 6.6.1982 eröffneten israelischen Libanonkrieges hat sich im August d.J. in Nikosia/Zypern eine Intematio· 
nale Untcrsuchungskommission gebildet, die es sich zur Aufgabe: machr, Fakten und Ereignisse zu sammeln bzw. aufzuklären 
und :/!u bewerten mit den Mitteln einer gewissenhaften Untersuchung. Die Kommission will, gestützt auf den internationalen 
Moralkodex des Völkcl'Tcchts (UNO!), die WcItöffcntlichkcit über die Rechtsvergehen im Libanonkonflikt aufklären. überdies 
will die Kommis.sion durch ihre Aufklärungsarbcit duu beitragen, daß die völkerrechtlich bestehenden Sanktionsmöglichkeiten 
angewandt und weiterentwickelt werden. 
Die Initiative: ZUT Gründung dieser "Internationalen Kommission zur Untersuchung der israelischen Verbrechen gegen das 
libanesische und palästinensische Volk" ging von einigen Persönlichkeiten aus, die schon Mitglieder der internationalen Kom­
missionen zu Vietnam und Chile waren. Der jctzt zum Libanon gegründeten Kommission gehören Persönlichkeiten wie der 
bekannte englische Anwalt John Platts-MiIL'i (Generalsekretär der Kommission), die Nobelpreisträgerin für Chemie, Dorothy 
Crowfoot.Hodjkin, das Mitglied des Obersten Gerichtes von lndien, Dhirbhay A. Dcsai, der Bischof von Stockholm, Lars 
Carlzon, der bekannte griechische Komponist Mikis Theodorakis, der frühere Staatspräsident von Portugal, Costa Gomes, der 
stellvertretende Vorsiuende der sozialdemokratischen Partei Finnlands, Prikko Tyolajarvi, das Mitglied des Politbüros der 
Sozialistischen Partei Senegals. Boubaca Seck und aus der Bundesrepublik Prof. Gerhard Stuby, Vizepräsident der Internatio­
nalen Vereinigung Demokratischer Juristen, an. Hier G. Stubys Zusammenschau und Wertung der Untersuchungsergebnisse von 
Nikosia. 

Die Internationale Kommission zur Untersuchung der israe­
lischen Verbrechen gegen das libanesische und palästinen­
sische Volk hörte auf ihrer konstituierenden Sitzung in 
Nikosia vom 15.-17. August 1982 zwei Tage lang Zeugen 
und Darlegungen von Sachverständigen zu militärischen, 
medizinischen. rechtlichen, historischen und anderen Fragen 
,no 
Es schälte sich ein erschreckendes Bild der Lage insbeson-
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dere der Zivilbevölkerung im Libanon heraus, die bislang in 
den Massenmedien, zumal in unserem Land nur unvollkom­
men, zudem noch sehr einseitig, die Rolle Israels und der 
USA beschönigend, dargestellt wird. 
Die Beweise, daß es sich bei dem militärischen Vorgehen 
israels um eine geplante Aggression im Sinne der Aggres­
sions-Definition der UN-Vollversammlung von 1974 han­
delt, sind erdrückend. Ohne haltbare Begründung hat Israel 



den souveränen Staat Libanon überfallen und fast die Hälfte 
seines Territoriums besetzt. Selbst wenn man sich den 
Standpunkt der israelischen Propaganda weigen macht, die 
Palästinenser hätten vom libanesischen Gebiet aus Terror­
akte gegenüber Israel vorgenommen, läßt sich das Vorgehen 
Israels nicht rechtfertigen. 
Abgesehen davon, daß der Umfang der Aktionen der be· 
waffneten Einheiten der PLO in hrael nie als eine Angriffs· 
handlung zu wenen ist, die ein Verteidigungsrecht im Sinne 
der An. 51 der UNO-Charta gestattet, sind die behaupteten 
Befreiungsaktionen gegenüber sog. TerToristen nie im Ein· 
verständnis mit den libanesischen Autoritäten vorgenommen 
worden. Da sich jedoch die PLO wie übrigens auch die syri­
$Chen Einheiten auf vertraglicher Basis im Libanon aufhal­
ten (Vertrag von Kairo 1969 bzw. übereinstimmung der 
Staaten der Arabischen Liga zur Stationierung einer Frie· 
denstruppe im Libanon von 1976), bedeutet ein Angriff auf 
diese Einheiten von seiten Israels eine Aggression auf den 
souveränen Staat Libanons. 
Aber auch der Umfang der israelischen Aktionen, die sich zu 
einem regelrechten Krieg ausgeweitet haben, straft die eige· 
ne Propaganda Lügen. Wie ein israelischer Sachverständiger 
ausführte - josef AIga...:y, Sekretär der israelischen Liga wr 
Verteidigung der Men$Chenrechte - hat die israeli$Che Ar­
mee die Absicht, sich länger im Libanon aufwhalten. Neben 
vielfahigen Bekundungen zumindest einer Annexionsabsicht 
für den Libanon, bereitet die israelische Armee jetzt schon 
ihre Winterquartiere vor. Alle Aufforderungen des UNo 
Sicherheitsrates, sich unverzüglich zurückzuziehen - so 
durch die Resolution Nt. 509 vom 6. juli 1982 (Wortlaut 
in: AlB 9/l982;d. Red.) hat Israel strikt abgelehnt. 
Erdrückend sind die Beweise, daß Israel in seiner Kriegsftih­
rung gegen elementare Normen de~ humanitären Völker­
rechtes verstoßen hat, insbesondere gegen die Genfer Kon-
vention von 1949, deren Venragspartner es ist. • 
Alle Zeugen stellten übereinstimmend fest, daß die Bombar· 
werungen und Beschießungen in erster Linie in bevölkerten 
Gebieten vorgenommen wurden. Zum Teil konnte sogar die 
Absicht. möglichst massiv die Zivilbevölkerung zu treffen, 
nachgewiesen werden. 
So berichtete der kanadische Arzt, Dt. Christos Vianmou­
er hat iiberigens auch als Zeuge bei einer Vernehmung im 
amerikanischen Repräsentantenhaus gedient - , daß in Sidon 
die israelischen Truppen Frauen und Kinder durch ihre 
Linien passieren ließen, um in das Flüchtlingslager Ain 1'1 
lIalwi zu gelangen, um dann sofort die Bombardierung die· 
ses Lagers aufzunehmen. 

Einsatz von US-~J asscnvernichtungswafrcn 

Es wurde VÖllig dem Erdboden gleichgemacht. Von den 
etwa 60.000 bis 80.000 Insassen waren nur noch einige tau· 
send übriggebliebcn. Die anderen waren entweder getötet 
oder vertrieben worden. AhnIich verhielt es sich bei den 
anderen Flüchtlingslagern. 
Obereinstimmend berichteten die Zeugen (vor allem auch 
das griechische Arzteteam, das sich während der Bombardie· 
TUng in Westbeirut aufhielt), daß gerade Schulen und Kran­
kenhäuser sy5tematisch bombardiert und beschossen wur· 
den, obwohl sie eindeutig mit dem Emblem des Roten Kreu­
zes versehen waren und sich auch in der Nähe keine milhäri­
$Chen Ziele befanden. Bei der Zielgenauigkeit der heutigen 
modernen Waffen wäre eine solche Nähe auch keine Begriin­
dung mehr gewesen. 
Verheerende Wirkungen gerade unter der Zivilbevölkerung 
hatte der Einsatz von ~1assenvernichtungswaffen, die nach 
der Petersburger Deklaration \'on 1868 und der llaager Kon­
vention von 1907 verboIen sind, da sie entweder eine Unter-

scheidung zwischen Zivilbevölkerung und Militär nicht er· 
möglichen oder unnötige Leiden hinzufügen. So wurden 
Splitterbomben, Phosphorbomben, Vakuumbomben und 
andere Waffen eingesetzt (siehe Kasten; d. Red.). 
Zeugen, die die Bombardierung Westbeiruts miterlebten -
neben den genannten außerdem das Mitglied des schwedi­
schen Parlaments, der sozialdemokralische Abgeordnete 
Göran Frank, der finnische Journalist Mikko Lohikoski -
berichteten von den verheerenden Zerstörungs- und Verlet­
zungswirkungen dieser Waffen. So war in Westbeirut ein 
zehnnöckiges Haus nach dem Einsatz einer Vakuumbombe, 
die lautlos eine riesige Implosionswirkung erzeugte, VÖllig 
zusammengestürzt. 300 Menschen fanden den Tod. 
Verheerende Auswirkungen haben Phosphorbomben, vor 
allem weil wegen Zerstörung der Hospitäler, Strom- und 
Wasserausfall eine schnelle ärztliche Behandlung nicht 
möglich ist. Bestimmte Schrappnellbomben erzeugen kleine 
Wunden. zersetzen aber das unter der Haut liegende Muskel­
und Knochengewebe mit großer Geschwindigkeit. Nur 
schnelle und radikale Amputation kÖnnte hier noch lebens­
rettend wirken. 

Sachverständige Kommissionsmitglieder, insbesondere john 
Tackman aus Schweden, legten dar, daß man mit derartigen 
Waffen schon im Vietnam krieg üble Erfahrungen gemacllt 
haue, daß aber die hier eingesetzten ähnlichen Waffen bei 
weitem effektiver und verheerender sind, weil inzwischen 
eine weitere technische Entwicklung dieser Waffensysteme 
erfolgt sei. 

Die Herkunft dieser Waffen aus den USA wurde im einzel· 
nen von einem r-,'Iitglied einer Mission dargelegt, die sich im 
Auftrag eines Kreises amerikanischer Kongreßabgeordneter 
gerade während der Bombardierungen in Beirut aufgehalten 
hatten, um festzustellen, ob durch die Lieferung dieser Waf­
fen eventuell gegen amerikanische Exporlbestimmungen ver­
stoßen worden sei. 
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Begins "humane Kriegsführung": 
Phosphor- und SpliHerbomben gegen Zivilisten 

Der ;Sri .. :lischc Ein.an: von Splittcrbom~n bzw. Bünddbombcn 
("duster bombs") im Libanon ist nicht völlig neu. Be«";IS beim 
Südlibanonfeldzug vom Man: 1978 setzte die israelische Armee die­
se Waffe ein, von der die USA selbst im VietnamkTieg (\964-73) 
reichen Gebrauch gemacht hatten. Freilich sind die seit dem 6. Juni 
1982 auf palästincluischc und libanesische Zivilisten ang.:sctzten 
Splittcrbomfl,,:o,n made in USA mit einer noch größeren Strcubrcitc 
ausgestattet. 
"Wenn diese Waffe ausgcldingt wird", so beschreibt der Stern vom 
8.7.1982, "klappt sie auf wie ein Regenschirm und zerlegt sich. Die 
Ummantdung wird vom Fahrtwind fortgerissen, und aus dem ln­
oern quillt eine Wolke von 20 ZCllIimctcr langen Bomben hervor. 
So verteilt sich di~ Wirkung auf die Fläche der Größe mehrerer 
Fußballplätze. Jede Mini· Bombe hat die Starke einer Handgranate. 
Englische Inschrift auf der israelischen Waffe: A/PERS. Das bedeu­
tet 'Anti-Personnel' - go:go:n Men5chen." 
Der Bremer Assistenzarzt Peter Weis, der sich im Juli/August d.]. 
im bombardierten W~stbeirut aufbielt und dort im Auftrag der 
humanitären IIilfsorganisation "ASME HUMANITAS" in einem 
internationalen Ärzteteam mitarbeit~te, bl:$tätigte im Gespräch mit 
dem Al B, daß gerade die Splitterbomben sehr viele Opfer unter der 
Zivilb~völk~rung der b~lagerten Stadt forderten. Ihre Wirkungs­
weise schilderte er 50: "Die cluster bombs reiSen oberflächlich sehr 
böse Wunden, ähnlich wi(- Dumdum.(;eschosse (völkerrechtlich go:­
ächtetes Infanteriegeschoß mit abgefeilter Spitze; d. Red.), die sehr 
schwer zu veNOrgen sind. Die Behälter di~s~r Bomlxn explodieren 
in den Straßenschluchten Westbeiruts vor dem Aufprall. Sie setzen 
dann hunderte oder tausende kleiner Bomben frei, die in horizon­
taler Richtung, mit hoher Geschwindigkeit in die Wohnungen ein­
dringen und eine hohe Durchschlagskraft haben. Sie reißen, wenn 
si~ auf Menschen treffen, Haut und Gewebe heraus. Das blutet erst 
einmal massiv und da~ Gewebe ist so zerrissen, daß es eigentlich 
immer zu Vereiterungen kommt. Diese Verletzungen sind schwi~­
rig, sehr langwierig zu behandeln. Und viele Leute sind von diesen 
eluster bombs böse zugerichtet worden, yi(-le sind an den dadur<::h 
ausgelösten Infekten und an den inneren Verletwngen gestorben. 
Diese Bomb~n wurden während der ganzen Zeit über Westbeirut 
abgeworfen, auch ganz am Schluß, als di~ Verhandlungen von 
Habib (Nahou...sonderbotschafter der USA; d. Red.) schon weit 
fortgeschritten waren. Ich habe selbst solche Behälter gesehen. Das 
sind amerikanische Bomben gewesen, die 1973 hergestellt worden 
waren. " 
Sowohl die Splitterbomben als auch die daneben von den isra~­
lischen Invasoren systematisch eingesetzten Phosphorbomben ziel­
ten unbestreitbar auf die Zivilbevölkerung und zivile Einrichtungen 
ab. " Immer dann, wenn Bomlxn einschlugen", so versichert P. 
Weis, "wurde fast ausschließlich die Zivillxvölk~rung getroffen, die 
in der Innenstadt yi(-Ifach gar nicht mehr in den überfüllten Keller­
räumen Zuflucht fand, sondern sich in Wohnräumen drängte. Die 
in die Krankenhäuser eingelieferten Opfer der Bombenangriffe wa· 
ren höchstens zu 20·30% Soldat~n. Phosphorbomben sind ein· 
deutig eingesetzt worden. Ich habe selbst viele solcher Verbrennun­
gen ge§.Chen. Phosphorbomlxn sind sogar auf Krankenhäu§.Cr abge· 
worfen word~n, auch über gekennzeichnet~n Kr.mkenhäusern, 
Schulen und Altersheimen." 
Mediziner bezeichnen Phoophorbomlxn als eine der aJJerschlimm' 
fiten Bombenarten, weil Phosphor auf der Haut der Opfer festklebt 
und die BrandsteIlen stundenlang weiterschwelen. Die Wunden sind 
ausgeprägt und viel schwieriger als normale Brandwunden zu be· 
handeln (Phofiphor ist nicht mit Wasser löschbar). Nicht selten rie­
fen Sprengstlieke dieser Bomben, die in den Körper der Opfer ein­
drango:n, innere Verbrennungen hervor. Troy RusH, ein norwegi· 
scher Al"Zt beschrieb den FaU eines etwa 60jährigen Libanesen, der 
mit einem phosphorhaitigen Sprengstück in der Brust in das La· 
hout·Krankenhau ' eingo:liefert wurde: "Mit jedem qualvollen 
Atemstoß drang Rauch, der von im Innern brennendem Phosphor 
herrührte, aus Nase und Mund aus. Wir mußten erst das Spreng­
stliek aus ihm herauüchneiden, bevor wir - durch das Entfernen 
des verbrannten Gewebes - endlich den Brand stoppen konnten." 
(International Herald Tribun~, Zu.rich/Paris, 21./22.8.1982) 
Tau§.Cnde palä5linensi5cher und libanesischer Zivilisten wurden so 
zu Brandfackeln oder zeitlelxns entstell! - Zeichen jener .. humani· 
tären Kriegsführong" Israels, vOn der in israelischen und westlichen 
Medien noch immer die Rede ist ... 
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Auch sie stellten den fast ausschließlichen Gebrauch dieser 
Waffen gegenüber der Zivilbevölkerung fest. Die kämpfen­
den Einheiten der PLO seien bei weitem weniger von ihnen 
betroffen worden. 
Auch die immer noch anhaltende totale Blockade von West­
beirut durch die israelischen Truppen, deren Aufhebung 
schon öfters vom UN-Sicherheitsrat gefordert wurde (zu­
letzt am 30. Juni 1982), weist auf einen VemichtungswiUen 
gegenüber der Zivilbevölkerung hin. 
Einige Zeugen (so insbesondere das Ehepaar Möller) berich­
teten davon, daß sie vom Abwurf von als Spielzeug getarn­
ten Explosionskörpem gehört häHen. 
Zahlreich waren auch die Beweise, die eine Verletzung der 
Genfer Konventionen wegen Nichteinhaltung der Bestim­
mungen über die Gefangenen belegt. 

Verstöße gegen den Kriegsgefangenenstatus 

Die Kommission wurde darüber informiert, daß die israeli· 
sehe Regierung es abgelehnt habe, den in die Hand der israe­
lischen Armee gelangten kämpfenden Einheiten der PLO 
den Kriegsgefangenenstatus zuzugestehen und sie dement­
sprechend zu behandeln, obwohl die PLO bestätigt hatte, 
daß sie die Genfer Konventionen einhalten wolle. 
Die Nichtgarantierung des Kriegsgefangenenstatus "erstößt 
gegen zahlreiche Resolutionen der UN-Vollversammlung, 
insbesondere Nr. :'110:'1 (XXV lII ) vom 12. Dezember 1973, 
wo solche Personen, die gegen fremde Besetzung zur Erlan­
gung ihres Selbstbestimmungsrechts kämpfen, dieser Status 
zu garantieren ist. 
Zahlreich waren die Beweise über eine grausame Behandlung 
von Palästinensern, Kämpfenden und Zivilisten, die von den 
israelischen Streitkräften festgenommen worden waren. ins­
besondere das Ehepaar Möller, wie auch der kanadische Arzt 
Dr. Yiannou berichteten von Fällen, in denen Gefangene zu 
Tode geprügelt wurden, stundenlang bis zur Erschöpfung in 
glühender Hitze stehen mußten, ohne zu trinken und zu 
essen zu bekommen, tagelang gefesselt waren, zum Teil auch 

gefoltert wurden. Offiziere hatten sich an dieser Behandlung 
nicht beteiligt, sie aber von ihren Untergebenen geduldet 
bzw. eventuell sogar angeordnet. 
Diskriminierende und grausame Behandlung mußten sich 
aUe palästinensischen und andere Gefangene (insbesondere 
anderer arabischer, afrikanischer oder asiatischer Staaten) 
gefallenlassen, unter ihnen auch zahlreiche Ärzte. Abge­
sehen von den ungerechtfertigten Verhaftungen wurden 
europäische und nordamerikanische Staatsangehörige kor­
rekt behandelt. 
Die Zeugen berichteten auch, daß nicht nur gefangene 
Kämpfer in Konzentrationslagern festgehalten wurden, son· 
dern wie z.B. in Sidon, die ganze männliche Bevölkerung. 
Nimmt man all diese Aktionen und ihre Auswirkungen :w­
sammen, so kommt man zu der FestSlellung, daß die verant­
wortlichen israelischen Autoritäten entsprechend der Defini· 
tionen, die in Art. 2 der Konvention über das Verbrechen 
des Völkermordes und ihrer Bestrafung vom 9. Dezember 
1948 enthalten ist (alle Aktionen, die darauf gerichtet sind, 
ganz oder teilweise eine nationale, ethnische, rassische oder 
religiöse Grj.lppe an sich auszulöschen), einen Genozid be­
gangen haben. 
übereinstimmend karnen Zeugen und Sachverständige zu 
dem Ergebnis. daß die Vereinigten Staaten militärisch durch 

• 

........ ..... "'~ ..... 
10. JunI 1982' bowImmm<nJ<'ritb<ne Pal .. "nen ... luf einem Pli";" Tynos 

Lieferung von Waffen und moderner Technologie die Ag­
gressionen und andere schwere Völkerrechtsverletzungen 
unterstützt haben, ebenso wie durch wirtschaftliche, poli­
tische (insbesondere im Rahmen des UN-Sicherheitsrates) 
und moralische Hilfe. Sie sind daher als Mittäter dieser Ver­
brechen zu betrachten. 

In ihren Schlußfolgerungen verlangt die Internationale Kom­
mission den unverzüglichen und unbedingten Rückzug aller 
israelischen Streitkräfte vom libanesischen Gebiet, die Ein· 
stellung aller Feindseligkeiten gegen das palästinensische 
und libanesische Volk, sowie die sofortige Entlassung aller 
Kriegsgefangenen. 
Sie appelliert an alle Regierungen und nichtstaatlichen Orga. 
nisationen, Parlamente, Gewerkschaften und alle Völker, 
ihre Solidarität und materielle, diplomatische, politische 
und moralische Unterstützung mit dem libanesischen und 
paläslinensischen Volk auszudrücken. Insbesondere fordert 
die Kommission dazu auf, unverzüglich medizinische und 
humanitäre Jlilfe rur die Opfer der Aggression zu leisten. 
Die Kommission kommt zu dem Ergebnis. daß nur dann im 
Nahen Osten Frieden einkehren kann, wenn das Selbstbe· 
stimmungsrecht des palästinensischen Volkes einschließlich 
seines Rechtes auf einen eigenen Staat und die Anerkennung 
der PLO als einzige und legitime Repräsentantin des palästi­
nensischen Volkes und die Garantie der Unabhängigkeit und 
territorialen Integrität und Souveränität des Libanon ge­
sichert sind. 
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Der Standort der BRD/EG in Sachen Israel 
"Sympathie" und "Respekt" bekundete Bundesaußenministcr 
H.D. Gen$.Chcr seinen Gastgebern während einer Israd-Visite An­
fang Juni 1982. Diese hänen "keine Anstrengungen und Enlsa­
gungeß gescheut, um den Frieden mit Ägypten ;r.u ermöglichen". 
Das Camp-David·Separatabkommcn lobte er al, "einen wichtigen 
Wendepunkt in der Geschichte des Nahen Ostens" (Bulletin des 
Presse- und lnformationsamu der Bundesregierung, Nr. 
56{9.6.1982, S. 478). 
Kaum hatte der AuBcnministcr Israel wieder verlassen, da befahlen 
seine G;utgeber ihren Truppen den Einmarsch in den Libanon. 

Am Vorabend dc~ Bonner NATO-Gipfels vom 10. Juni dJ. unter­
zeichnete derselbe H.O. ~nschcr sodann eine Erklärung der 
Außenminister der 10 Mitgliedsländer der Europäischen {;(:mcin­
schaft (EG), die die Libanon·Aggrelsion Israds als "flagnmte Ver­
Jet1:ung des Völkerrechts sowie der elementarsten humanitären 
Grundsätu" geißelte und zum sofortigen militärischen Rückzug 
aufforderte (Der Spiegel, 14.6.1982). 
Hieran zeigt sich die Widerspriichlichkeit und Inkonsequenz der 
Bonner Posilion im Nahostkonflikt. Seit die arabischen Öistaaten 
im Oktoberkrieg 1973 mit ihrem Ölembargo die strategische Ver· 
wundbarkeit der westeuropäischen Winschaften demonstriert ha· 
ben, hat die Bundesregierung innerhalb der EG einen vorsichtigen 
Kurswandel (Stichwort: "Aulgewogcnheit") in der Nahostfrage 
mitvolt1:ogen. In diesem mühevollen Anpauungsprozeß wuchs nach 
und nach innerhalb der EG die Erkenntnis, daß eine dauerhafte 
Friedenslösung im Nahen Osten nur auf der Grundlage einer um· 
fassenden Regelung möglich sei. 
Der Positionswandel laßt sich an einigen Gipfekrklärungen fest· 
machen: 
• Am 6. November 1973 - kun nach dem Oktoberkrieg - verab· 
schiedeten die EG·Auß.enminister eine Erklärung, wonach eine 
Friedensregelung im Rahmen der Vereinten Nationen erfolgen und 
auf vier Prinzipien beruhen miisse: erstens der Unzulässigkeit des 
Gebietserwerbs durch Gewalt; zweitens der Notwendigkeit des 
Rückzugs Israels aus allen im Juni 1967 besetzten Gebieten; drit· 
tens der Achtung der Souveränität und territorialen Integrität eines 
jeden Staates innerhalb der Region sowie des Anspruchs auf Frie· 
den innerhalb gesicherter und anerkannter Grenzen; und viertens 
der Beriicksichtigung der legitimen Rechte der Palästinenser. (Euro­
pa·Archiv, Folge 2/1974, D. 29 ff) 
• Am 29. Juni 1977 präzisiene eine neue Naho5lerklärung des 
Europäischen Rates in London die These vom "legitimen Recht des 
palästinensischen Volkes auf effektiven Ausdruck $einer nationalen 
Identität" und betonte "die Notwendigkeit eines Heimatlandes rur 
das palästinensische Volk". Erstmals wurde auch die Teilnahme 
von "Venretem" des palästinensischen Volkes an den friedensver­
handlungen geforden. (Europa.Archiv, Folge Ig/1977, D. ~16 ff) 

EG·Positionswandel nach 1973 

• Vor dem Hintergrund des festgefahrenen Camp-David·Proo:esses 
(Separatverhandlungen Ägyptens, Israels und der USA seit 1978) 
ging die EG auf ihrer Gipfelkonferenz von Venedig am 13. Juni 
1980 einen Schrill weiter. Die dort verabschiedete Nahosterklärung 
forderte erstmals - übe r die vage Formel vom "Iegilimen Interesse" 
hinaus _ das "Selbstbestimmungsrecht" des palästincmischen Vol· 
kes sowie eine Beteiligung der Palästinemischen Bcfreiungsorgani. 
sation (PLO) an einer Verhandlungslösung (Bulletin, Nr. 
71/17.6. 1980). Eine vor allem von Frankreich befürwortete eigen· 
ständige Nahostinitiative de r EG auf dieser politischen Grundlage 
kam allerdings aufgrund des Drucks der damaligen US·Administra· 
{ion unter Präsident Jimmy Carter, der die EG·Position als indirek· 
te Kritik an de r von ihm anvisienen Camp-David·Separdtlösung ve r­
uand, nicht 1:ultande (siehe AlB 7·8/1980, S.~). 

Die positiven, an den Realitäten im Nahen Osten orientierten EIe· 
mente dieser weiterentwickelten EG·Position dürfen allerdings 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die EG sich in wichtigen Kern· 
fragen des Nahostkonfliku bis heute zu keiner klaren Position 
durchringen konnte: Dies betrifft insbesondere die Ak.zeptierung 
des pallistinensischen Rechts auf einen eigenen Staat sowie die An· 
erkennung der PW als einzig legitimer RepräiiCntantin des pallisti· 
nensischen Volkes. 
Auch den Camp·David·Proze8 verfolgen die meisten westeuropäi· 
fehen Staaten zwar reserviert und zuweikn auch mit diplomatisch 
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,·"rhüllter Kritik; im Grundsatz bewerteten sie ihn jedoch positiv als 
"weiteren wichtigen Schritt" zu einer umfassenden Nahostlösung. 
Bis zur Beteiligung "aller betroffenen Parteien" sollten - so H.O. 
Genscher am 26. September 1978 vor der UN·Voliversammlung ­
,,diesem Proze8 keine Hindernisse entgegengestellt werden" (Euro­
pa·Archiv, Folge 23/1978, D. 6!i4). 
Im Nachhinein erwies sich diese Position als idealer Ansatzpunkt 
rur die Bestrebungen der Reagan·Administration, die Ende 1981 / 
Anfang 1982 die aktive Einbeziehung westeuropäischer NATO­
Mächte in die Umset1:ung der Separatlösung betrieb. Entgegen ihrer 
früheren Versicherung, daß sic nur im Interesse eines "umfassenden 
Friedens" und auf der Basis ihrer Venedig· Deklaration zur Tktei· 
ligung an einer multinationalen Oberwachungstruppe auf dem Sinai 
bereit wären, nimm te die EG Anfang februar 1982 (vor dem 
Hintergrund der inaelischen Anncxion der Golan·Höhen vom De· 
zember \981!) der Beteiligung von 401) Mann (französischen, briti· 
schen, holländischen und italienischen Soldaten) zu, und zwar 
"ohne politische 8cdingungen" {International Herald Tribune, 
Zürich/Paris, 4.12.1981 I. 

Ocr eigcmliche Zweck dieser von den USA geführten Sinai·Streit· 
macht von insgesamt 2.500 Mann wurde klar, als ~Iitte Februar dJ. 
bekannt wurde, daß zu dieser auch ein 600 Mann starkes Regiment 
der Schnellen Eingrciftruppc der USA gehört. Die westeuropäische 
Beteiligung kommt einer Ermutigung des Separatkurscs von Camp 
David gleich. Sie dient der Reag::m·Administration als Feigenblau 
und ermöglichte es dem ägyptiKhen Regime, die Krilik aus dem 
arabischen Lager an der öffnung dcs Sinai für die US·Armee abzu· 
brem!ICn. 

Aufgeschreckt durch die israelische Libanon·Aggression vom 6. 
Juni 1982 schien die Nahostpolilik der EG dann im Juni/Juli dJ. 
wieder in Bewegung zu kommen. 
Frankreichs Präsidem F. Mitterrand, dem das PLO·Organ Palestine 
(Bcirut, Februar· Män 1982) anlä8lich seines Israel·Besuchs im 
frühjahr 1982 noch bescheinigt hatte, Frankreichs Nahostkurs 
würde unter seiner Führung immer weiter ins US·Fahrwasser gera· 
ten und er selbst habe seit dem Suez·Krieg 1956 "immer auf der 
falschen Seite gestanden", verglich jetzt die Luftangriffe der ifraeli· 
schen Armee auf Beirut mit dem Na.zi·~lassaker von Oradour. 
Ebenso wie der fnnzösische Außcnminister Claude Cheysson for· 
derte f. Miuerrand einen Palästinenseutaat. 



Noch weiter war Ende 1981 berein Grieebenbnd gegangen, das 
unter dem ncuaewihlten Präsidenten Andreas P:apandreou im leu­
ten Dncmber .Is entes EG-MilgliedsJand die PLO völkemehtlich 
anerkannte. Jeut forder1e Griechenland - ztua.mmcn mit Frank­
reich und später auch Großbritannien - Sanktionen der EG gegen 
Israel nach dem Vorbild der Boykonmaßnahmen gegen Argenti­
nien im Falklandkriel' 
Docb bei der Europlischen Raut.gung am 28.129_ Juni 1982 in 
Briissel beließ u die EG im wesentlichen bei der Bekriftigung der 
bereits in Vencdil buchlo"enen Potition_ Zusammen mit den Re­
gierungen der Niederlande, Dänemarks und Italiens blockte die 
Bundesregierung die Sanktionsforderung ab. Was die Fra~ eines 
Paliutinenserstaates betrirrt, so konzedierte Bonn lediglich bei der 
Bekriftigung des pallUtineDlischen Selbstbestimmungsrechts den 
Zusatz "mit allem, w:u das bedeutet" (Bulletin, Nr. 6711.7.1982, 
S.611). 

Gefordert sind Sanktione n gegen Israel 

Freilich hat auch Bonn Interessc an einer Entspannung der Lage im 
Nahen Osten. Nach seinem Bcsuch in Ägypten und Jordanien Mille 
Juli dJ. berichtete 11.0. GenKher seinen weSieuro~i.schen Amts­
kollegen ausrtihrlich über die "tiefe Bc$Ol'JPlis" seiner Gesprächs­
partner, Präsident MubaraJr. und König lIussein, aus der antiameri­
kanischen Stimmullt! in ihren Lindern und dcn anderen arabiKhen 
Undern konnte ,ich leicht eine allgemeine antiwCitliche Stimmullt! 
entwickeln. 

Mehr als andere Staaten der EG legt Bonn deshalb Wert auf die 
Bceinfluuung der internationalen öHentlichen Meinung im Sinne 
der .. !I'=mdigten" arabiSChen L..nder_ Westeuropa mUuc so sein 
Interesse an der Region deutlicher bekunden und auf die US­
Administration einwirken, die wiederum hnd zu einem gcmaßig­
ten Kurs ~ranlassen 1011 ('11. Frankfurter Allgemeine; Zeitung, 
W.7.1982). 
Wider besseres Wiuen hingt Bonn dieser lUuloion nach, als könne 
man Uber den Druckhebel Wathinglon den iuaelischen Expansionili' 
mus in seine Grcnxen weisen. Aus Geheimdienstberichten ist auch 
der BundeHegkrung IIingst bekannt, daß die langfristig und sorg­
faltig vorbereitete Aggreuion der Israelit zuvor mit der Rcagan· 
Adminiuration abgesprOl;hcn war (vgl. Der Spiegel, 28.6.1982). 
Von praktiKhcr Unterordnung unter die USA oder zumindcst dOl;h 
erKhreckender Handlungsunfahigkeit zeugt auch das hartnäcki!l'= 
Bonner Behamn auf scheinbarer Ausgewogcnheit im aktuellen 
Konflikt: "Ich kann die Motive und Intercssen der hraelis verste­
hen und ich habe sie immer vernanden". so Bundeskanzler Helmut 
Schmidt in einem Interview mit der Welt vom 14.{1:'.8.1982. 
"Aber ich kann auch die Motive und Interessen der Palästinenser 
"erstehen und die Motive und Interessen der Libanesen, der Jorda­
nier. dcr Syrer, der Saudis und der Ägypter." Verständnis rÜTalle, 
g<:paart mit praktischem Nichutun da, wo man die Möglichuit 
hälle, den Aggressor durch konkreu Maßnahmen zu treffen, gerät 
nur albu leicht ~ur Komphzenschaft. 
Möglichkeiten, den westeuropiischen Forderung<:n auch materiell 
Nachdruck zu '·erleihen, h~lte BOI'ln mehr als genug, nicht nur weil 
die EG der größte Handelspanner braell in. Seit dem Wiede'l"t­
maehu",..abkommen von Lo.Ulemburg aus dem Jahre 19:'3, mit 
dem sich die Regierung Ade~uer damals den \fiedereintrin in die 
"freie Welt" erhufte. uhlte Bonn (bis 1966) !I Mrd O~f an den 
Staat Israel, die dieser hauptsichlich zum Aufbau einer hOl;hmoder­
nen, eigcndynamischen Wirtschaftsbasis verwandte - zuzliglich der 
heimlichen Lieferung schwerer Waffen. Gemaß einer Zusatzvercin­
barung zum Lullemburger·Abkommen erhieh Israel weitere 3,:' 
Mrd O~f. die UT'5pninglich wr die persönliche EntKhlidigung VOll 

Nazi-Qpfern aus dem nichtdeutschen Kulturkreis bestimmt waren, 
vom israelischen Staat jedoch weitgehend zweckentfremdet wur· 
den. 
Seit dem Auslaufen du Wiedergutmachungsabkommens erhielt 
Israel von der Bundesre!,erung jährlich etwa 160 Mio 0:-'1, ab 
1968 140 Mio DM an Kapitalhilfe im Rahmen der "Entwicklungs­
hilfe", bis 1981 insgcsllITIt 2,3~~ Mrd m1. Diese Kapitalhilfe wird 
nicht - wie bei normalen Entwicklungsländern üblich - unter 
nrenger Zweckbindung rur einxelnc Projekte, sondern als reine 
Budgethilfe gt'w.lhrt und in daniber hinaus der größte Einzelposten 
bunderoeutJcher Entwieklungshilfe im Nahen Osten neben der 

~pitalhilfe fiir Ägypten. Auf die BRO entfällt damit der dritt­
größte: Potten an Auslandshilfe, die Israel seit 1948 zunoß, nach 
den USA und intemationakn jildiKhen Quellen. (Zahlen nach: W. 
Brönner, Der Nahost·Konfllkt und die Palästina-Frage, Frank­
fur1/M. 1979, S. 110; Joum;disten-Handbuch Entwicklungspolitik 
1982, Bonn 1982, S.~9) 

Min Wunder ilt el allfC,ichu dieser Praktiken, daß auch etablierte 
Bonner Politiker vor dem Hintergrund del Libanonkriegcs heute 
den Sinn die$Cr Hilfe in Frage nellen: "hrael zählt Ilingsl nicht 
mehr :tu den ärmSlen Ländern", $(I Uwe Holt:t (SPD), Vorsitzender 
dei Bundeltapaupehus$C1 fiIr Entwicklungspolitik, "und erhält 
fa~t IOviel Bonner Geld wie die zentralamerikanilche und karibi· 
sche Region :tusammen ... EI darf jedoch nieht der Eindruck ent­
stehen, als ob wir mit unserem Geld deren Kriegsluls$C aufrullten." 
(Zit. nach: Der Stern, 5.8.1982) 

Eine Einstellung der Hilfe an Israel forderten auch der außenpoli­
tische Sprecher der FOP, Helmut Schäfer, und der sicherheitspoli· 
tische Sprecher der FOP ,JÜT!I'=n W. Möllemann am 11.6.1982: "Ei" 
klärun!l'=n a llein genilgc:n jetzt nicht. Alle EG- und NATQ-Partner 
$OlIten eine un~n:ügIiche Auuetzung der wirtschaftlichen und 
militärischen HilfdeiJlungen du Westens an Isnel beschließen, und 
zwar bis zu einem vollstindigen Ab~ug 5Ciner Truppen aus dem 
Libanon." (li!. nach: Palästina-Bulletin, Nr. 2211982) 
Doch ab Staauminister lIans-Jiirgcn Wisdlnewski zusammen mit 
Entwicklungshilfeminuter Rainer Offergeld Anfang Augun dJ. im 
BundeskabineIl die Streichung der die'j:ihrigen I40-Mio-Hilfe an 
Israel aus dem Buoocsbaushalt beantragte, blOl;kte H.O. Genscher 
ab: "Man darf die luaeliJ jetzt nicht abstrafen." Warum nicht, 
wegen der ,,Ausgewogcnheit"? 

ASK-Materialien 

Israelis raus aus dem Libanon! 

• Libanon·l nfo. 24 Seiten, mit aktuellen Informationen über die 
israelische Intervention im Libanon, Stilek 2 0:-'1 (ab 10 Ex. 1,70 
DM) 
• Anstecker. "Solidaritit mit der PLOM

, Stück 1,:'0 m,l (ab 10 
Ex. 1,30 0:-.1) 
• EindruckplakaI. "Israel raus aUJ Libanon", Fotomotiv, DIN A 
2-Hochformat, Stilek I ,~O OM (ab 10 b. 1,30 DM) 
• POitkulenlll:.lpl"': 6 Postkarten mit Motiven des palästinensi­
,ehen Künstlers Burhan Karkutli. schwarz-weiB, 3 DM (ab 10 Eil. 
2,700:-'1) 
• Postkarte an den ßundeskanzler mit der Forderung "Anerken­
nung der PLO". StUck 0,10 OM 
• Standardflugblatt zum Libanon, DIN A 4, Rückseite für den 
Eigendruck. 100 Stück S OM 
Weitere Materialien lieferbar, Materialliste anfordern! 
BeIteIlungen an: ASK. /o,lainzer Landstr. 1:',6000 Frankfurt I. 
Tel.: 0611-236S7:./16 

33 



Südliches Afrika 

Rainer Falk Südafrikas "totaler Krieg" 
gegen die Frontstaaten 

Wer gehofft halte, daß die neuerliche Verhandlungsrunde 
zwischen Südafrika, der sog. Kontaktgruppe (USA, Groß­
britannien, BRD, Frankreich, Kanada) und der Südwestafri­
kanischen Volksorganisation (SWAPO) im Juli/Augusl 1982 
in New Vork eine rasche Lösung der Namibiafrage bringen 
würde, sah sich wieder einmal enttäuscht. 

Während Südafrika und westliche Kreise Gerüchte über ei­
nen bevorstehenden Waffenstillstand zum 15. August 1982 
lancierten und der UN-Sicherheitsrat Mitte Juli cl.]. ein 
übereinkommen der Hauptkontrahenten über Verfassungs­
grondsätze für ein unabhängiges Namibia veröffentlichte, lie­
fen die südafrikanischen Vorbereitungen der "Operation 
Kubango" bereits auf Hochtouren. Nach dem südafrikani· 
sehen Großangriff 1975/76 und den Operationen "Protea" 
und "Daisy" im August und November letzten jahres war 
dies bereits die vierte Großoffensive gegen die Volksrepublik 
Angola. 
Dabei hatten durchaus einige Indizien auf eine Wende in der 
diplomatischen Auseinandersetzung um die Namibiafrage 
hingedeutet. Nach den beiden Besuchen von General Ver­
non Walters, dem von US-Präsident Reagan beauftragten 
Sonderbotschafter, im Sommer 1982 in Luanda war sogar 
von Washingtoner Seite offiziell keine Rede mehr davon, 
daß eine Namibialösung an die Bedingung des Rückzugs der 
kubanischen Truppen aus Angola zu koppeln sei. 
Frank Wyser, Unterstaatssekretär im State Department, er­
klärte bei seinem Besuch in Luanda 30m 16. August d.]., daß 
"die Vereinigten Staaten keine Verbindung zwischen der 
Unabhängigkeit Namibias und der Präsenz der kubanischen 
Truppen in Angola herstellen"l möchten. Doch andererseits 
gestand die Reagan-Administration dem Rassistenregime in 
Pretoria zu, sich an diese Idee zu klammern. Am 2 1. juli 
d_]. etwa hieß es in einer offiziellen südafrikanischen Note, 
Pretoria sei nur dann bereit, den Rückzug seiner Besatzungs­
truppen aus Namibia zu .. erwäge~" (!), wenn die Kubaner 
Angola verließen. 2 

Die .. Operation Kubango" 

Während Washington und Pretoria vor der Weltöffentlich­
keit dieses Spiel mit verteilten Rollen orchestrierten, war die 
"Operation Kubango" bereits angelaufen. Mit den Vorberei­
tungen hatte man bereits ~Iitte juni 1982 begonnen. Seit­
dem haue Pretoria die bisher größte Konzentration von 
Flugzeugen, Truppen und Kriegsmaterial an der namibisch­
angolanischen Grenze vorgenommen. 
Mitte August d.]. meldete dann die angolanische Nachrich­
tenagentur ANGOP, daß südafrikanische Truppen seit dem 
19. Juli auf breiter Front von ihrer seit August 1981_ besetzt 
gehaltenen Zone an der Südgrenze Angolas (Kriegszug 1981 
siehe in: AlB 10/1981, S. 4-6) aus nach Norden vorgedrun­
gen seien. Mitte August d.]. standen die Eindringlinge be-
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reits bei Cuevelai, fast 220 km nördlich der namibischen 
Grenze. Am 13. August bombardierte die südafrikanische 
Luftwaffe Ziele 300 km innerhalb Angolas. 3 
Die südafrikanischen Angriffsrichtungen zeigten an, daß Pre· 
toria bestrebt ist, die von ihm besetzte Zone bis zur Provinz 
Huila (wo ein Großteil der kubanischen Truppen stationiert 
ist) und zur angrenzenden Provinz Mopmedes auszudehnen. 

Zusammen mit der ohnehin durch südafrikanische Truppen 
weitgehend besetzten Provinz Cunene wäre dies ein ideales 
Terrain, auf dem der von Pretoria seit langem anvisierte 
Marionettenteilstaat installiert werden könnte. unter Füh­
rung der prowestlichen Bewegung für die Totale Unabhän­
gigkeit Angolas (UNITA) von Jonas Savimbi. An :-l"amibias 
Nordgrenze würde dann erst einmal Ruhe vor den Guerilla­
aktivitäten der SWAPO einkehren und Südafrika hätte die 
notwendige Zeit gewonnen, um in Namibia die geplante 
interne "Lösung" (siehe AlB 6/1982, S. 18-19 und 2/1982, 
S. 16-33) durchzusetzen. 

Kurt. nach Beginn der "Operation Kubango" hatte SWAPO­
Präsident Sam Nujoma darauf hingewiesen, daß "die explo­
sive Situation im Süden Afrikas an das politisch-militärische 
Panorama im Nahen Osten vor der Aggression Israels gegen 
das libanesische und palästinensische Volk erinnert: die glei. 
ehe Konzentration militäriseher Mittel und derselbe Schutz­
patron, die Vereinigten Staaten. Aber auch dieselbe Lügen­
kampagne gegen einen souveränen Staat ... "4 

Rückschlüsse auf die weitergesteckten Zielstellungen der 
neuen südafrikanischen Invasion läßt eine kürzlich veröffent· 
lichte Reportage der Lissaboner Wochenzeitung "Expresso" 
zu- Danach gehört zu der "Operation Kubango" auch ein 
Putschplan gegen die Regierung in Luanda, der bereits im 
April d.]. ausgeheckt worden ist. 
Eine in der portugiesischen Hauptstadt zu diesem Zweck 
neugegriindete Söldnerorganisation, zu deren Hintermän­
nern der südafrikanische Militärattache in Portugal, Vertre­
ter des US-Geheimdienstes CIA, ein Beauftragter des zairi· 
sehen Präsidenten Mobutu sowie Vertreter der UNITA und 
der FNLA/COl\lIRA gehören, sollte danach im September 
d.]. mit 2.000 Mann von Namibia und Zaire aus in einer 



Zangenaktion nach Luanda vorstoßen. Als Erstrnaßnahmen 
einer neuen Regierung wären die Auflösung der SWAPO­
Stützpunkte in 5üdangola und die Aufforderung zum Abzug 
der kubanischen Truppen vorgcschen. 5 50 schließt sich der 
Kreis. 
Diese konzertierten Aktionen wären nichts wesentlich Neu­
es innerhalb des Krisenszenarios im Südlichen Afrika, würde 
sich die südafrikanische Aggression ausschließlich gegen 
Angola - seit langem Angriffsziel Nr. 1 - richten. Bereits 
auf ihrer Gipfelkonferenz in Mapulo/Mo~ambique am 6.17. 
März 1982 erklärten jedoch die Frontstaaten, daß sie sich 
allesamt einem "unerklärten Krieg" von seiten SUdafrikas 
ausgesetzt sähen. 6 

Auf ihrem Gipfelo-effen am 22. Juli 1982 in Gaborone/ 
Botswana erklärte die Konferenz Cür Entwicklung und Zu· 
sammenarbeit im Südlichen Afrika (SADCC) ihren entschie­
denen Protest gegen die südafrikanische Destabilisierungs­
politik, die darauf abziele, die Sicherheit der [\'Iitgliedsstaa­
ten und ihre Anstrengungen zur ökonomischen Befreiung 
ihrer Länder zu untenninieren. 7 

Die neue Regionalisierung dieser Politik im Südlichen Afrika 
findet auf nahezu allen Ebenen statt, wirtschaftlich, poli­
tisch und militärisch. Sie bedient sich der unterschiedlich­
sten Mittel: von der offenen militärischen Invasion über den 
Einsan: bewaffneter Marionettengruppen. Aktivitäten der 
wirtschaftlichen Sabotage und Erpressung bis hin zur Initi­
ierung von Propaganda kampagnen. Sie verfolgt ein drei­
faches Ziel: die SADCC-Anstrengungen, ihre wirtschaftliche 
Abhängigkeit von Südafrika zu verringern, und die ökonomi­
schen Aufbauanstrengungen in den Frontstaaten zu 
durchkreuzen; die Unabhängigkeit Namibias hinauszuzögern 
und lc:tzdich die Befreiung des südafrikanischen Volkes sd­
ber zu verhindern. 

Sie ist ein Ausdruck jener "totalen Strategie" des südafrika· 
nischen Premienninisters Pieter Botha, mit der eine langfri­
stige Stabilisierung des südafrikanischen Herrschaftssystems 
angestrebt wird und die jetzt in einen geradezu "totalen 
Krieg" gegen die Frontstaaten hinüberwächst. Nach Angola 
sind davon heute vor allem MOfiambique und Zimbabwe be­
troffen. 
Einen "direkten Angriff gegen die in wachsendem Maße er­
folgreiche Wiederherstellung der regionalen Transportlinien" 
sah die SADCC8 bereits Ende letzten Jahres in den wach­
senden Sabotageaktivitäten der sog. Nationalen Mo~am­
biquanischen Widerstandsbewegung (RNM) gegen Straßen-, 
Eisenbahn- und Pipelineverbindungen von Zimbabwe in die 
mo~ambiquanische Küstenregion. In den letzten Monaten 
haben die Aktionen der RNM spürbar zugenommen. Sie soll 
heute bereits in sieben von elf Provinzen MOfiambiques ope­
rieren. 
In diesem Operationsgebiet leben zwar nur 3 von insgesamt 
12 Mio Einwohnern des Landes9, doeh haben ihre Aktivitä· 
ten immerhin ein solches Ausmaß erreicht, daß die Führung 
der regierenden FRELIMO-Partei sich anschickt, ihr Volk 
ein zweites Mal zu bewaffnen. Ende Juli 1982 gab Staats­
präsident Samora Machel auf einem l\leeting mit 40.000 
Teilnehmern in Maputo die unverzUgliche Bildung \'on 
Volksmilizen bekannt. IO Ende Juni/Anfang Juli d.J. kam es 
zwischen Mot;ambique und POrlugal zu einem militärischen 
Kooperationsabkommen. Weiterhin wird ein Militärhilfeab­
kommen mit Frankreich angestrebt. ll 

Geradeso wie dies die UNITA in Angola gegen die MPLA 
versucht, so möchte die RNM mit ihren Aktionen in 
MOt;ambique die FRELIMO bei der Bevölkerung in Miß­
kredit bringen. Sicherlich machen sich diese Rebellengrup­
pen dabei auch interne Entwicklungswidersproche zunutze. 
Es wäre jedoch völlig verfehlt, zu übersehen, daß es sich bei 
der RNM um eine Marionenengruppierung handelt, die sich 

- was ihre Basis betrifft - voll und ganz auf die militäri­
sche, logistische und Ausbildungshilfe Siidafrikas stützt und 
ganz in dessen Dienst steht.1 2 

Die RNM wurde ursprünglich während des Befreiungskrieges 
in Zimbabwe vom Geheimdienst des Smith-Regimes CIO 
kreiert und zu Sabotageakt ionen über die Grenzen nach 
Mo~mbique geschickt. Nach dem Sieg der Patriotischen 
Front in Zimbabwe Anfang 1980 wurde sie zunächst von 
südafrikanischen Flugzeugen aus der Luft mit Nachschub 
versorgt. Nachdem ihre Operationsbasen durch gemeinsame 
Aktionen der zimbabwischen und der mo~ambiquanischen 
Armee im Grenzgebiet zwischen den heiden Ländern zer­
stört worden waren, wurde das Hauptquartier der RNM ins 
Grenzgebiet des südafrikanischen Transvaal verlegt. Dort 
werden gegenwänig zwischen 3.000 und 5.000 Mann von 
der südafrikanischen Annee ausgebildet. Der Sender der 
Marionettenorganisation "Africa Livre" befindet sich seither 
ebenfalls auf südafrikanischem Gebiet. 
In Tramvaal, an dessen Grenze zu Mo~ambique Südafrika in 
den letzten Monaten beträchtliche Truppenkonzentrationen 
vorgenommen hat, befinden sich ebenfalls die Stützpunkte 
jener etwa 5.000 Mann starken lIi1fstruppe des ehemaligen 
Smith-Quislings, Bischof Abel Muzorewa, sowie einer unbe­
kannten Anzahl ehemaliger Mitglieder der froheren portugie­
sischen Kolonialtruppen sowie der weißen Annee des Smilh­
Regimes. Zum großen Teil sind diese Einheiten heute in die 
südafrikanische Armee integriert und erfüllen dort Spezial­
aufgaben bei Destabilisierungsunternehmen gegen Mor;am­
bique und Zimbabwe. 
Bei mehreren Grenzübergriffen der letzten Zeit sind weiße 
Angehörige der südafrikanischen Armee festgenommen bzw. 
getötet worden. Der bislang gravierendste Fall dieser Art seit 
der Unabhängigkeit stellt ein Truppenzusammenstoß in 
Zimbabwe um den 20. August d.J. herum dar, bei dem die 
drei weißen AnfUhrer der Eindringlinge getötet wurden. in­
teressant in diesem Zusammenhang ist auch, daß die Zerstö­
rung eines Drittels der zimbabwischen Luftwaffe in der letz­
ten Juli-Woche d.J. auf der Luftwaffenbasis von Thornhill 
nicht - wie ursprünglich vermutet - das Werk vag-.tbundie­
render Ex·Mitglieder von Joshua Nkomos Guerillaarmee 
ZIPRA war. Sie wurde vielmehr von einem Spezialkomman­
do der südafrikanischen Annee, das sich aus den beschrie­
benen Kräften rekrutierte, durchgeführt. 13 
Südafrikas Kriegskurs gegen seine Nachbarn dient zum gro­
ßen Teil auch der Vorbereitung auf jene 2. Front im Innern 
SUdafrikas, wo sich der Afrikanische Nationalkongreß 
(ANC) Südafrikas darauf vorbereitet, von Sabolageaktionen 
zur direkten militärischen Konfronlation überzugehen. 

Anmerkungen: 
1) Lc Monde, Paris, 19.8.1982 
2) Vgl. New African, London, Sep(ember 1982 
3) Lc Monde,15.{16.8.1982 
4) Zit. nach; Afrique Asie, Paris, Nr. 276{30.8.1982 
5) Vgl. Die Neue, 27.8.1982 
6) Wortlaut des Kommuniquts in: AlB 6/1982, 5.16 
7) Vgl. AlM Information Bulletin, Maputo, Nr. ?!I/Juli 1982 
8) New African, Janu"ll" 1982 
9) Vgl. Africa Confidential, lAlndon, 21.7.1982 

10) Vgl. Afrique Asie, Nr. 275/16.8.1982 
11) Vgl. das Interview mit dem moo;ambiquanischen Sicherheits· 

minister Jacinto Veloso, in; Afrique Asie. Nr. 271 /5.7.1982 
12) Die b<:u-dfenden Informalionen sind auch Peter Ripken zugäng­

lich, der nichtsde510weniger in cpd-Entwicklungspolitik, Nr. 
15/1982 den Eindruck erwe<:kt, die RNM verfiige über eine 
echte soziale Basis innerhalb des Landes. 

13) Vgl. Ncw African. September 1982 

Adressenänderungen bitte 
rechtzeitig bekanntgeben! 
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Bundesrepublik -Afrika 

Christoph Sodemann 

Das Horn von Afrika im Visier der 
Friedrich-Ebert -Stiftung 

Seit Wochen anhaltende Kämpfe zwischen der Demokrati­
schen Front zur Reuung Somalias (SSDF) und Truppen des 
somalischen Barre-Regimes haben das öffentliche Interesse 
wieder stärker auf die prekäre politische Situation am 
"I-10m von Afrika" gelenkt. 
Seitdem 1974 mit dem Stur" Kaiser Haile Selassies in Äthio­
pien das den USA in dieser Region am treuesten ergebene 
Regime zu existieren aufhörte, ist das Horn von Afrika zu 
einem permanenten Krisenherd geworden. Allemal ging und 
geht es in diesem Krisenszenario für d ie USA und ihre Ver­
bündeten um den Ausgleich von verlorenen politischen und 
strategischen Positionen. Dies wurde deutlich bei einem 
Symposium, das die Fricdrich-Ebert-Stiftung (FES) am 
28.129.6.1982 unter dem Titel "Das Horn von Afr ika; Vom 
'scramble for Africa' (Balgerei um Afrika) zum Ost-West­
Konflikt" veranstahete. 
In den letzten Jahren hatte die FES ihr Wirken vor allem auf 
die Ausarbeitung von Strategien gegenüber Mittel- bzw. 
Lateinamerika und dem Südlichen Afrika konzentriert. 
Sicherlich war es ein Anliegen dieses Symposiums, das Defi­
zit an konzcptionellen Vorstellungen für die ostafrikanisch­
arabische Region aufzuarbeiten. 

Während in der Beurteilung der Länder Somalia, Sudan und 
der beiden Jemen ein weitgehender Konsens offenbar wur­
de, entwickelte sich am Beispiel Äthiopien eine kontroverse 
Diskussion, die unterschiedliche Optionen west licher Strate­
gic am Horn von Afrika sichtbar werden ließ. 

Zum Ausgangspunkt der Debatte wurden gegensätzliche 
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Einschätzungen der innenpolitischen Situation in Äthio­
pien; Eine prononcierte Position trug die US-Amerikancrin 
M. Ottaway (Universität Kairo) im Rahmen des ersten For­
schungsschwerpunklS "Politische und soziale Transformatio­
nen am Horn von Afrika" vor. M. Ottaway, die mit am 
stärksten von sozialökonomischen Kategorien aus argumen­
t ierte, ging vom revolutionären Charakter der in Äthiopien 
seit 1974 stattfindenden Veränderungen aus. Grundlage für 
diese revolutionäre Entwicklung sei die Politik des Provisori· 
sehen Militärischen Verwaltungsrats (DERG), der mit der 
Landreform eine Lösung der bisherigen Hauptklassenwider­
sprüche anstrebe. Im Ergebnis der Landreform seien eine 
Verbesserung des Lebensstandards der Bauern und ihre 
Organisierung an der Basis festzustellen. 
Probleme der politischen Beteiligung und insbesondere der 
ethnischen Selbstbestimmung - Aspekte der sozialen Frage, 
die der DERG zunächst hintangestellt habe - seien mittler­
weile jedoch zu brennenden innenpoli tischen Fragen gewor­
den. Ihre Lösung sei unerläßlich, dürfe aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß im alltäglichen Leben ökonomische 
Gerechtigkeit und soziale Entwicklung fUr die Menschen 
wichtiger seien. 
M. Ottaway repräsentierte nur eine Minderheit unter den 
Referenten. Ihre Schlußfolgerung jedoch, daß man die ge­
sellschaftliche Stabilisierung in Äthiopien verstärkt zur 
Kenntnis nehmen müsse, kann man als eine der Kernaus­
sagen des Symposiums festhalten. 

Athiopien stabilisiert sich 

Der soziale Inhalt der Veränderungen in Äthiopien und die 
daraus abzuleitenden politischen Konsequenzen wurde von 
einem anderen Teil der Referenten strikt verneint. Für diese 
avancierte das Ethniebewußtsein (Stammesbewußtsein) zum 
entscheidenden Merkmal, über das sich die Menschen am 
Horn definieren. So ist beispielsweise rUr U_ Braukämper 
(Frankfurt) unbestreitbar, "daß ethnisches Solidaritätsge­
fühl jegliche Art von 'Kla.ssenbewußtsein' vollkommen über­
deckt hat". 

Von interessierten Konferenzteilnehmern unterstützt, wurde 
das Nationalitätenprob lem zum zentralen Thema des zwei­
ten ForschungsschwCTpunktes "Konfliktformationen am 
Horn von Afrika". Hinter dem Engagement für ethnische 
Separatstaaten wurde die Absicht deutlich, abhängige Klein­
staaten zu schaffen, die existentiell auf die unmittelbare 
militärische Präsenz imperialistischer Staaten angewiesen 
sind. 

Als Verfechter ethnischer Separatlösungen am "Horn" pro­
filierte sich der ehemalige Kaiser-Freund R. Greenfield 
(Oxford). 
Sein Beitrag, in dem er sich ausschließlich bemühte, den 
ehemaligen und heutigen äthiopischen Staat als Kolonial-



macht zu identifizieren, gipfelte in der Behauptung: "Viel­
leicht der einzige deutliche Unterschied - abgesehen vom 
E.thnischen - ist, daß die Kolonialexpeditionen, die von Re­
präsentanten europäischer Mächte organisiert wurden, daran 
interessiert waren, den Sklavenhandel zu verhindern, wäh­
rend die abessinischen Herrscher dabei eher ein gegenteiliges 
Interesse hatten." 
Ähnlich rockte auch U. Braukämper Äthiopien in den Status 
einer Kolonialmacht. 

Solche Theorien dienen nur allzu offensichtlich dazu, die 
ehemaligen Kolonialmächte aus ihrer historischen Verant· 
wortung für aktuelle Grenz- und Nationalitätenkonflikte am 
Horn von Afrika zu entlassen. Denn auch wenn die im äthio­
pischen Staatsverband seit jeher dominierenden Amharen 
ihre Süderoberungen sicherlich grausam durchftihrten und 
ihre: Herrschaft brutal aufrecht erhielten, ist Kolonialismus 
keine moralische, sondern eine sozialökonomische Katego­
rie. 
Die Ausübung kolonialer Macht ist neben ihrem gewalttäti­
gen Element eindeutig gekennzeichnet durch den imperia­
listischen Expansionsdrang des Monopolkapitals. Der Feu­
dalstaat Äthiopien verfügte nicht über derartige wirtschaft· 
liehe Potenzen wie die imperialistischen Staaten. Er wurde 
im Laufe dieses Jahrhunderts vielmehr seDlst zum abhängi. 
gen Glied in der kapitaliSlischen Weltwirtschaftsordnung. 

Kontroverses zur Eritreafrage 

Naturgemäß spielte in dieser Diskussion der Eritreakonflikt 
(vgJ. dazu auch: AlB 7-8/1982, S. 20.65) eine große Rolle. 
Die Kontroverse entspann sich hier .. z.wischen Diskutanten, 
die bekannte Positionen der eritriischen Nationalbewcgung 
vorbrachten, und einigen Referenten, die - ausgehend von 
einer nüchternen Einschätzung des politischen und militäri­
schen Kräfteverhältnisses - die Notwendigkeit eines Dialo· 
ges zwischen den Fronten unterstrichen. 
So sah z.B. D. Halliday, Mitherausgeber der New Left Re­
view, eine realistische Lösungsmöglichkeit nur in einer "re­
gionalen Autonomie" rur Eritrea. P. Gilkes (BBC.African 
Service) verwies darauf, daß die meisten eritreischen Gueril­
leros in die Sahelzone zurückgedrängt worden seien, wäh­
rend es der äthiopischen Regierung gelänge, in den übrigen 
Teilen Eritreas den Wiederaufbau voranzutreiben. Dabei 
könne die Zentralregierung auf eine größer werdende Unter­
stützung der Bevölkerung rechnen. 
Eine Reaktion auf dieses veränderte Kräfteverhältnis sei 
auch bei konservativen arabischen Staaten zu beobachten, 
erläuterte U. Steinbach (Orient.Institut, Hamburg). Er ver­
trat den Standpunkt, daß der Eritreakonflikt ein klassisches 
Vehikel konservativer arabischer Politik sei. Dabei seien ver­
st:irkt e Bemiihun((en. da< Rote ~!eer 7\1 einem arahi <c11t:'n 
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!\leer zu machen, eine Reaktion auf die Revolution in Äthio­
pien gewesen. 

Seitdem etwa 1980 in Äthiopien eine Konsolidierung 
spürbar gewesen sei, hätte sich im arabischen Lager die Er­
kenntnis durchgesetzt, mit der eigenen Politik in ein Dilem­
ma geraten zu sein. Ein Beispiel dafLir sei der Sudan, der in 
jüngster Zeit eine Annäherung an Äthiopien suche. Insge. 
samt sei die arabische Unterstützung für Eritrea am Ab· 
bröckeln. 

Im dritten Themenbereich "Das Horn von Afrika im Span. 
nungsfeld internationaler Politik" wurde von M. Schümer 
(Deutsche Gesellschaft für auswärtige Politik) die Politik der 
USA problematisiert und kritisiert. Die USA hätten ihre 
Einnußmöglichkeiten in Äthiopien zu frühzeitig aufgegeben, 
da seit Anfang der 70er Jahre die strategische Bedeutung des 
Horns durch den gigantischen Ausbau der Insel Diego Garcia 
zum US·Stützpunkt an Wert verloren habe. Zudem seien 
durch den Sturz General Andorns und schließlich Teferi 
Bentis (3.2.1977) DERG-Mitglieder ausgeschaltet worden, 
"die tendenziell eine dem Westen gegenüber freundlich ein­
gestellte Politik verfolgten". 
Seit 1975 seien die Wirtschaftshilfe der USA und darüber 
hinaus 150 Mio Dollar der Weltbank suspendiert worden, 
weil sich die äthiopische Regierung weigere, eine Ausgleichs­
zahlung fLir beschlagnahmtes US·Eigentum zu leisten. 
"Langfristig (jedoch) kann das strategische Ziel des Westens 
nur sein, Älhiopien zu bewegen, einen stärker neutralen 
Kurs einzuschlagen." 
Dies sei nur über eine Wiederaufnahme der Wirtschaftshilfe 
möglich. "Zudem müßten sich (die USA) der Versuchung 
enthalten, mit der Unterstützung einer separatistischen Be· 
wegung eine Destabilisierung des DERG-Regimes zu ver­
suchen." Nur eine starke Zentralregierung könne "zur Vor­
aussetzung einer allmählichen Abkehr von der Sowjetunion 
werden". Diese Zielvorstellungen lassen sich auch als Haupt. 
tenor des Symposiums festhalten. 
Diese - sich gewiß in die Vorstellungen der FES einreihende 
- Strategie soll über eine Anpassung an das geänderte 
KrJ.fteverhältnis in der Region Chancen für eine verstärkte 
politisch.ideologische Einflußnahme eröffnen. Sie ist zu­
gleich eine Absage an die auch auf dem Symposium vorge­
tragenen Bemühungen der gezielten Unterstützung von Sepa­
ratisten. 
DaS derartige überlegungen auch auf den Erhalt neokolo· 
nialistischer Abhängigkeitsverhältnisse zielen, wurde an den 
Vorschlägen deutlich, die ein Vertreter der Deutschen Ent­
wicklungsgesellschaft (DEG) vortrug. Zum Standard der 
Wirtschaftsbeziehungen sollen hiernach privatwirtschaftlich 
fundierte Dreiecksgf:schäfte werden, bei denen die lokalen 
Partner die Ressourcen liefern, die Industriestaaten das 
Know how und die arabischen Staaten das g-.mze Geschäft 
fin;ln7kren. 

\lIen. die nach Kubll reisen wol· 
len. bielet der Reisemhrcr wich­
tige lnformmionen und Tips. 
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Lionel van der !\Ieulen (llg.) 
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1982 
190 Seiten. 26 Abbildungen. 
1 Ofmal 14.lh21 cm. Hro~chur 
C.I. 1)\1 16.KO 
I~B' 1-'PI'~I·W-l 

3/ 



Ost -limor 

Peter Garcia 

Der lebende Zaun 

Plötzlich taucht inmitten der BuschIandschaft eine Gruppe 
von 11 Männem auf. Sie schleppen sich hin, mit ausgemer­
gelten Gesichtern, die Kleidung zerrissen und schmutzig. Ein 
Stück hinter ihnen folgt ein jiingerer Mann mit fiebrigen, 
halb geschlossenen Augen. Er kann sich kaum noch aufrecht 
halten. Rechts und links erscheinen weitere Gruppen. Man­
che Männer sind noch ganz jung, vielleicht 14-15 Jahre, an­
dere um die FUnfzig. Alle sehen erschöpft auS. 
Dann wird Motorengeräusch hörbar. In Sichtweite der Grup­
pen folgen Soldaten auf Jeeps oder ebenfalls zu Fuß. Einige 
rauchen, andere rufen sich scherzhafte Bemerkungen zu. 
Ihrem Aussehen nach scheint es ihnen an Verpflegung nicht 
zu mangeln. Sie tragen Unifonnen der indonesischen Streit­
kräfte_ 

Hunger - Folge der Besatzungspolitik 

Zum Zeitpunkt der Invasion Osttimors am 7.12.1975 sagte 
der verantwortliche General Ali Murtopo: "Dieses Problem 
werden wir in spätestenS 3 Monaten gelöst haben." Nach 
mehr als 6 Jahren - mit einer Besatzungsmacht von 
30.000-35.000 Soldaten - ist es der indonesischen Regie· 
rung bis heute nicht gelungen, den Widerstand des Volkes 
von Osttimor zu brechen. 

Das Oberkommando der indonesischen Besatzungsmacht 
entschloß sich deshalb im lI erbsl des vergangenen Jahres zu 
einer neuen Großoffensive gegen die Guerilleros. Diesmal 
hatte man sich eine besondere Taktik ausgedacht, zynisch 
als "Zaun aus Beinen" bezeichnet: Insgesamt wurden 
50.000 Osltimorenser gezwungen, in kleinen Gruppen unbe­
waffnet den indonesischen Einheiten vorauszumarschieren. 
Ohne Verpflegung oder medizinische Betreuung durch die 
indonesische Annee. Von zwei Seiten wurde in einer Zan­
genbewegung das gesamte Gebiet Osttimors durchkämmt. 
Im Tempo von 3 bis 4 km pro Tag. Monatelang. 
"-lil den Osttimorensern marschierte der Hunger und die 
Malaria. Es gibt keine Statistik darüber, wieviele von ihnen 
unterwegs umkamen. Aber trotz des Aufwandes war die 
Offensive ein Schlag ins Wasser: der GueriJIakrieg geht wei­
ler. 

1975 hatte Osttimor über 700.000 Einwohner. Als die indo­
nesische Armee nach Osnimor einmarschierte, machte sie 
keine Kriegsgefangenen. Mehr als 300.000 Menschen wur­
den umgesiedelt. Ein Teil von ihnen lebt heute noch in mit 
Stacheldraht eingezäunten Lagern. In den Gebirgsgegenden 
zerstörten die Besatzer Dörfer und Felder, auch unter Ein­
satz von Napalm, um die Guerilleros auszuhungern. Der 
Viehbestand wurde auf 1/5 reduziert. Zu den direkten Op­
fern der Invasion müssen Zehntausende hinzugezählt wer­
den, die durch Hunger und Krankheit hinwcggerafft WUT-
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den. Nach 6 Jahren indonesischer Besetzung sind heute nur 
noch 2/3 der Osttimorenser am Leben. 
Setzt man die Zahl von 50.000 Timorensern, die der indo­
nesischen Armee sozusagen als "eingeborene Treiber" dien­
ten, zu der Gesamtzahl der heutigen Bevölkerung Osttimors 
in Beziehung, so wird das ganze Ausmaß dieses Verbrechens 
deutlich: Mindestens jeder 3.0sttimorenser zwischen 15 
und 50 mußte sich in den lebenden "Zaun" einreihen. Die 
Folge dieses massenhaften Abzugs von Arbeitskr'.i.ften: Vor 
der Regenzeit im November konnten viele Felder nicht be­
stellt werden. Einst fruchtbares Land liegt brach. Und eine 
neue Hungersnot bedroht Osttimor. 
Selbst Kräfte , die den Anschluß an Indonesien nach wie vor 
befürworten, wie die Mitglieder der Regionalen Volksver­
tretung, werden immer unzufriedener. Dieses Organ wurde 
von den lndonesiern eingesetzt und stützt sich in der Haupt­
sache auf Angehörige der feudalen Oberschicht, die vor der 
Invasion in der reaktionären Gruppierung APODETI organi­
siert waren. 

Mitte 1981 richteten die Mitglieder der Regionalen Volks­
vertretung einen Beschwerdebrief an den indonesischen 
Präsidenten. Der Brief war stellvertretend für alle vom 
jüngsten und ältesten Mitglied unterschrieben. Wörtlich 
heißt es da: " ... (wir) erhalten laufend ... Berichte und Be­
schwerden von Bürgem über Folterungen. Mißhandlungen, 
Morde und andere unvorstellbare Vorkommnisse ... Das Ge­
setz in der Provinz Osttimor liegt in den Händen bestimmter 
Einzelpersonen oder Gruppen, die ihre persönlichen Interes­
sen über die des Volkes stellen und mit ihren ungesetzlichen 
Maßnahmen den Tod von Menschen verursachen ... " 
Desweiteren werden konkrete Beispiele für die Willkür der 
Militärbehörden genannt. U.a. brachten im Bezirk Viqueque 
die indonesischen Militärs Einwohner "durch Aufschlitzen 
der Genitalien" um. 

Bereicherung indonesischer Militärs 

Was ist nun mit den persönlichen Interessen gemeint? 
17.000 indonesische Soldaten haben die Invasion Osttimors 
mit ihrem Leben bezahlt. 1976 gründete die Militärverwal­
tung eine Organisation zur Unterstützung der Frauen und 
Kinder in Osttimor gefaJlener Soldaten, die PT Denok. 

Diese Organisation besitzt praktisch das Exportmonopol für 
Osttimors Naturreichtümer und landwirtschaftliche Pro­
dukte. Alle exportfahigen Güter (Kaffee, Sandelholz, usw.) 
werden von der Armee zu BilJigstpreisen ein- und mit hohen 
Gewinnen weiterverkauft. 
Schon bald stellte sich heraus, daß die PT Denok alles an· 
dere als eine humanitä~ Organisation zur Linderung der 
finanziellen Not armer indonesischer Soldatenwitwen und 



Waisenkinder war. Die Erlöse fließen hauptsächlich in die 
Taschen der höheren Offiziere. Hauptverdiener ist der Ober· 
kommandierende für den gesamten südlichen Inselbereich 
Indonesiens. Und unter diesem System leiden auch die on­
timorensischen Großgrundbesitzer, die lieber direkt ex­
portieren würden. 
Ein anderer Grund für die allgemeine Unzufriedenheit ergibt 
sich aus den Bestrebungen der indonesischen Behörden, die 
kulturelle und sprachliche Eigenständigkeit der Bewohner 
Osttimors auszulöschen. Alle offiziellen Dokumente existie­
ren ausschließlich in Indonesisch. Nur in dieser Sprache wird 
der Schulunterricht erteilt. Mit Gewalt wird versucht, die 
Bevölkerung zu islamisieren. Der Glaube an seelische 
Mächte, der Animismus, wird als Hexerei bezeichnet, und 
ihre Ausübung mit dem Tod bestraft_ 
In dieser Hinsicht sind die Osttimorenser besonders emp­
findlich_ jahrhundertelange 'portugiesische Unterdrückung 
haben es weder vermocnt, die Landessprache Tetum auszu­
rotten, noch den Katholizismus zur Landeskirche zu ma­
chen_ Die Revolutionäre Regie'tbng Osttimors begann ihre 
Alphabetisierungskampagne 1975 in Tetum und nicht in 
Portugiesisch. Obwohl das Teturn ebenfalls zur malaiischen 
Sprachengruppe gehört, ist Indonesisch eine nicht verständ­
liche Fremdsprache. 
Trotz der Rolle, die die indonesische Regierung in Osttimor 
spielt, wäre es verfehlt, ihr die Hauptschuld zu geben. Noch 
am 17.6_1974 sagte der damalige indonesische Außenmini­
ster Adam Malik, daß seine Regierung das Recht des Volkes 
von Osttimor auf Unabhängigkeit anerkennt und jegliche 
Gebieuforderungen Tndonesiens an OSllimor zurückweist. 
Am 7.12.1975 begannen die indonesischen Truppen mit der 
Annexion·Osnimors. Woher diese sdlllelle Meinungsände­
rung? 

Die Urheberschart liegt bei den USA 

Von 1967 bis 1974 erllielt Indonesien von den USA insge­
samt 94 Mio Dollar Militärhilfe. In der zweiten Hälfte des 
jahres 1975 nahm die Militärhilfe derart sprunghaft zu, daß 
in diesem Jahr über 50 Mio Dollar gewährt wurden. Von 
1976·79 kamen weitere 250 Mio Dollar dazu. 
Das war kein Zufall. In der zweiten Hälfte des jahres 1975 
zeichnete sich deutlich ab, daß auch in Osttimor aus den 
Trümmern des portugiesischen Kolonialreiches eine anti· 
imperialistische Regierung unter der Führung der Revolutio· 
nären Front für die Unabhängigkeit Osnimors (FRETILlN) 
entstehen würde. Eine zweite große Gruppierung, die UDT, 
tral ebenfalls für die Unabhängigkeit ein, war aber pro· 
imperialistisch. Beide Organisationen arbeiteten bis Mai 
1975 zusammen. 

In der Zwischenzeit hatte der CIA mit einem der UDT­
führer über ihren australischen Gewährsmann I\lichael 
Darby Kontakt aufgenommen. Es handelte sich um den Ver· 
treter der US·Erdölfirma "Oceanic Exploration Co." auf 
Osuimor, jaime Santos. Tm Mai 1975 trennte sich die UOT 
plötzlich von der FRETILlN und schlug einen scharfen anti· 
kommunistischen Kurs ein. Im August 1975 versuchte die 
UDT einen Staatsstreich, nachdem jaime Santos kurz vorher 
von seinem australischen CI.-\·Kontakt Darby aus Geheim­
dienstbeständen Waffen erhalten hatte. Nach kurzer und 
siegreicher Gegenoffensive stellte die FRETILlN die Kon· 
trolle über fast ganz Osttimor her und rief am 28.11.1975 
die Demokratische Volksrepublik Osttimor aus. 

Nun spielte der CIA seine letzte Trumpfkarte aus: Die UDT 
und die APODETI schlossen sich noch vor Ausrufung der 
Republik im Oktober 1975 zur Antikommunistischen Be· 
wegung MAC zusammen, die den Anschluß an Indonesien 

verlangte. Und gleichzeitig erhöhte Washington die Militär­
hilfe für Tndonesien! 
Am 7.12.1975 begannen die indonesischen Streitkräfte die 
Invasion OSllimors zu Land, zu Wasser und zu Luft. Etwa 
12 Stunden vorher, am 6.12.1975, wurde die Invasion in 
Djakart3 von höchster Stelle selbst abgesegnet: beim Staats­
besuch von US-Präsident Ford und seinem Außenminister 
Kissinger. Henry Kissinger erklärte öffentlich der Presse: 
"Die USA verstehen die Haltung 1ndonesiens in dieser fra· 
ge:' Bis heute stimmten die USA in der UNO gegen alle 
Resolutionen, die den Rückzug der indonesischen Truppen 
aus Osttimor und Selbstbestimmung forderten. 
Am 31.12.1978, drei jahu später, wurde der Fühur der 
FRETILlN, Nicolau Lobato, von den indonesischen Trup­
pen umgebracht. Die Truppen waren von US·amerikani­
sehen Militärberatem und Spezialisten in Guerillabekämp­
fung begleitet worden; unter ihnen ein Radiofachmann der 
in Darwin, Nordaustralien stationierten Sondergruppe der 
National Security Agency (NSA). (Die NSA hatte in Boli­
vien entscheidend dazu beigetragen, Che Guevara über 
Radiosendungen aufzuspüren.) 
Es war den Spezialisten der US-Streitkräfte bekannt. daß die 
von Lobato befehligte Gruppe einen kleinen Rundfunksen­
der dabei hatte. Dieser Sender wurde ihm zum Verhängnis. 
Insgesamt begleiteten 1978 mindestens 10 US-Militärberater 
die indonesischen Einheiten. 

Kur>dt<bu~de. t"REl1UN in bdre".n G."'''.n o.c_n"""", 1~18 

Ein weiterer Beweis für die Urheberschaft Washingtons in 
dieser Frage ist die Haltung Australiens. Auch dieses US­
hörige Land hat sich bedingungslos hinter Indonesien ge· 
stellt. Und obwohl die indonesischen Truppen bei der Inva­
sion 6 australische Fernseh· und Zeitungsjoumalisten ermor· 
deten, kam kein Wort des Protests über die Lippen australi­
scher Regierungsmitglieder . 
Als Abilio Araujo, Wirtschafts· und Sozialminister der 
Demokratischen Republik Osttimor und Mitglied des Zen­
tralkomitees der FRETILlN 1976 Kampuchea besuchte, 
stand er vor der menschenleeren Stadt Phnom Penh. Auf 
Lastwagen wurden die Menschen zur Solidaritätsveranstal· 
tung mit Osttimor herangekarrt. Damals ahnte er nichts von 
dem grauenhaften Schicksal, das Kampuchea unter Pol Pot 
beschieden war, der 1/3 der Bevölkerung ermorden ließ. Wie 
er ebenfalls nicht ahnte, daß sein Volk einen gleich hohen 
Blutzoll zahlen wiirde. Mit dem Unterschied, daß der Lei· 
densweg des Volkes von Osttimor noch nicht zu Ende ist. .. 
Quellen: Timor·leste independente/FUNU, Lisabon, Revista 
1·4 e Boletim I, East Timor News, Sydney, NT. 71-73, 
Apelo do povo de Timor Leste, Lisboa; Document officiel 
de l'Assemblee generale Nr. A/36j448 "Quest ton du Timor 
Oriental", 1981 
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Befreiungskampf 

Horst·Eckart Gross Ernesto ehe Guevara 
der neue Mensch 

-

Ch< al, G""rrill<rolJl Ikr Stcmo Maestro (t); 0.. Im kubanl$C""" AU, .. Mure: 

Ernesto ehe Guc:vara, legendärer Mitstreiter Fidel Caslros 
während der kubanischc:n Revolution in den 50cr/60er Jah­
ren, wurde vor 15 Jahren von CIA-Schergen in Bolivien cf­
mordet. Als Idol der Jugend in aller Welt, als Vorbild der 
Befreiungskämpfer Lateinamerikas ist er unvergessen. Das 
zeigt unser Beitrag von Horst-Eckart Gross, ßcrufsvcr­
botsopfer und Vorsitzender der Freundschafugesellschaft 
BRD-Kuba. 
H.E. Gross hat sich in Gemeinschaftsarbeit mit K.P. Wolf 
eingehend mit der Biographie ehe Guevaras befaßt und sie 
in Romanform zu Papier gebracht. Titel des soebe n erschie­
nenen Buches: ehe. Meine Träume kennen Grenzen, Welt­
kreis Verlag, Dortmund 1982, 220 S., 12,80 D;\'1. Der Ro· 
man zeichnet die Lebensstationen, den Internat ionalismus 
und Antiimperialismus Che Guevaras nach. Er holt ihn von 
seinem Denkmal. 

Vor 15 Jahren, am 9. Oktober 1967, wurde in Bolivien 
Ernesto Che Guevara ermordet. Die bolivianische Regierung 
und der CIA wußten, daß sie ihn damit nicht besiegt hatten. 
Oeshalb sollte nichts an ihn erinnern. 
Sein Körper blieb spurlos verschwunden, die kleine Schule 
in Higueras, in der er erschossen wurde, war wenig später 
dem Erdboden gleichgemacht. Es waren naive und hilflose 
Bemühungen, dem Beispiel und der Ausstrahlungskraft die· 
ses Revolutionärs entgegenzuwirken, der einen entscheiden· 
den Einfluß auf die politische Entwicklung in Lateinamerika 
ausgeübt hat. In Kuba ist er neben Fidel Castro weiterhin 
eine der populärsten Persönlichkeiten. 
Wie in vielen anderen Ländern wurde Che auch in der Sun· 
desrepublik ein revolutionäres Symbol. Er übte einen großen 
Einfluß auf die Studentenbewegung und die "neue Linke" 
der 60er Jahre aus. Heute noch sind Bücher über ihn und 
von ihm Dauerrenner, auf Plakaten und Buttons ist er bei 
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SpontIS, Kommunisten und Punkern gleichennaßen anzu· 
treffen. Die Faszination, die von dem Symbol Che ausgeht, 
bleibt ungebrochen. Was aber steht hinter dem Symbol? 

[mesto Guevara de la Sema wurde am 14. Juni 1928 in 
Rosario /Argentinien geboren. Seine Vorfahren kamen aus 
Spanien und Irland. Sein Elternhaus war antifaschistisch ge· 
prägt. 

Auf zahlreichen Reisen, insbesondere bei einer neunmonati· 
gen Lateinamerikareise während seines Studiums, erfuhr er 
das Elend und die Ausplünderung des Kontinents. Sein da­
maliges Ziel war es. individuell als Arzt den Armen zu hel· 
fen. Nach Beendigung seines ~ledizin·Studiums 1953 schlug 
er das Angebot eines Professou aus, Assistent an der Univer· 
sität und Teilhaber an der Privatpr.nc:is zu werden. 
Er wollte zehn Jahre die Welt bereisen, um sich dann als 
Arzt niederzulassen. Fast zufaJlig fUhrten ihn seine Reisen 
nach Guatemala, wo er 1954 den Sturz der fortschrinlichen 
Regierung unter Jacobo Arbenz durch einen vom CIA insze· 
nierten Putsch erlebte. Dieses Schlüsselerlebnis zeigte ihm, 
daß das Schicksal der ausgebeuteten Menschen Lateinameri· 
kas nur durch eine Revolution zu verändern ist, die insbe· 
sondere gegen den Hauptfeind, die USA, gerichtet sein muß. 
Durch Selbststudium eignete sich Che umfassende Kenntnis· 
se über den Marxismus·Leninismus an. Er war jedoch noch 
ein potentieller Revolutionär. ohne einen organisatorischen 
Zusammenhang. Es bedurfte des Kontaktes mit Fidel 
Castro, um ihn in einen revolutionären Prozeß einzubinden. 
Guevara wurde Ant bei der Granma·Expedition (Bootsüber· 
fahrt der Guerilleros um Fidel Castro von Mexiko nach Ku· 
ba im Dezember 1956; d. Red.), wandelte sich jedoch in der 
Sierra Maestra schnell zum anerkannten Soldaten. Als erster 
Guerillero wurde er von Fidel Castro zum Comandante er· 
nannt. Sein Ruf in Kuba war bereits 1958 legendär. 



Nach dem Sieg der kubanischen Revolution Oanuar 1959. 
d. Red.) blieb Che zuerst in der Armee, wo er für die poli­
tische Ausbildung und für den Aufbau der Milizen zuständig 
war. Im Oktober 1959 wurde er Leiter der Industrialisie­
rungsabteilung im Agrarreform-Institut INRA, vom Novem­
ber 1959 bis Februar 1961 hatte er das Ami des Präsidenten 
der Nationalbank inne. Am 23. Februar 1961 übernahm er 
das neugebildeie Industrieministerium, das er zusammen mit 
der obersten Planungsbehörde jUCEPLAN bis zum März 
1965 leitete. 

Zwischen 1959 und 1965 reiste Che in zahlreiche Länder, 
um für die kubanische RC!I;ierung politische und wirtschaft· 
liche Verhandlungen zu ftiftT~Jl. Zusätzlich zu diesen Funk· 
tionen gehörte ehe zu den engsten Mitarbeitern Fidel 
Castros in den wichtigsten politischen Leitungsgremien und 
blieb einer der obersten Befehlshaber der Rebellenarmee. Er 
hatte maßgeblichen Anteil an der Vereinigung der drei revo­
lutionären Strömungen Bewegung des 26. Juli, der (kommu­
nistischen) Sozialistischen Volkspartei (PSP) und der Stu­
dentenorganisation Revolutionäres Direktorium zu einer 
einheillichen revolutionären Organisation, die über die Ver­
einigte Revolutionäre Organisation (OR I) und die Vereinigte 
Partei der Sozialistischen Volksorganisation (PURS) zur 
Kommunistischen Partei Kubas (1965) führte. Weiterhin 
dürfte er maßgeblich an der Ausprägung des internationali­
stischen Charakters der kubanischen Revolution mitgewirkt 
haben. 

Neben all diesen Aufgaben hat Che Guevara sich um die 
theoretische Aufarbeitung der revolutionären Prozesse in 
Kuba bemüht. Zahlreiche Schriften und Reden belegen dies. 
Mit dieser Einheit von Theorie und Praxis, die Guevara sein 
ganzes Leben praktiziert hat, und mit seiner Konzeption 
eines neuen Menschen kann seine Ausstrahlungskraft auf 
westeuropäische Intellektuelle miterklärt werden, weniger 
jedoch seine Popularität in Kuba. Letztere war begriindet in 
seinen militärischen Aktionen, wobei der Sieg über mehr als 
3.000 Batista·Soldaten mit etwas mehr als 300 Mann wäh· 
rend der Schlacht von Santa elara im Dezember 1958 ein 
Höhepunkt war. 
Ches Reden zeichnen sich durch Offenheit und selbstkriti­
sche Äußerungen aus, sowie durch die Suche nach lebens­
nahen Lösungen für aufgetretene Probleme. ehe verabscheu­
te leere Formeln und schematische Lösungen. Er bemühte 
sich um die materialistische Analyse. Seine Glaubwürdigkeit 
wurde unterstrichen durch seinen persönlichen Einsatz, so 
wie er sich beispielsweise in den ständigen freiwilligen Ar­
beitseinsätzen ausdrückte. 

ehe - ein .. Aussteiger"? 

ehe baute Häuser, webte Textilien, entlud Schiffe, förderte 
Erze in Gruben. Zusammen mit seiner extremen Bescheiden­
heit und Genügsamkeit dürften hier Wurzeln dafür zu finden 
sein, daß ehe auch heute praktisch allen Kubanern wohIver­
traut ist, auch wenn es keine politische Biographie über ihn 
in Kuba gibt. 
Fidel Castro erklärte am 18. Oktober 1967 den Vorbild· 
Charakter ehes mit seinem revolutionären Denken, mit sei· 
nem eisernen Willen, seiner Zähigkeit und seinem Arbeits· 
geist sowie seiner tief verwurzelten internationalistischen 
GrundeinsteIlung. Hinzugefügt werden sollte aber auch die 
teilweise extreme Kompromißlosigkeit, mit der ehe Guevara 
seine Aufgaben anpackte. Doch nicht Aufopferung allein 
kennzeichnet ihn, sondern dahinter standen Konzeptionen, 
die er nicht nur durch theoretische Arbeiten propagieren 
wollte. sondern vorwiegend durch das eigene Beispiel in die 
Tat umsetzte. 
Der Höhepunkt dieser Einheit von Kompromißlosigkeit und 

Anforderung an sich selbst, als Beispiel voranzugehen, ist 
sein Kampf in anderen Ländern. Zuwenig Dokumente sind 
dazu allgemein zugänglich, als daß eine umfassende Ein­
schätzung heute schon möglich wäre. 

Ober Ches Aktivitäten im Kongo ist nur gesichert bekannt, 
daß sie stattgefunden haben. Ober den Zeitpunkt gibt es 
vom CIA lancierte Gerüchte, und über die Hintergründe ist 
fast nichts bekannt. 

Ober seine Aktivitäten in Bolivien gibt sein "Bolivianisches 
Tagebuch" zwar teilweise sehr detailliert Auskunft, aber die 
Hintergriinde sind ebenfalls faSt nicht bekannt. So konnten 
Spekulationen wild wuchern, die nicht zuletzt mit dem Ziel 
propagiert wurden, aus Che Guevara noch eine Waffe gegen 
die kubanische Revolution zu schmieden. Wenn aber etwas 
gesichert ist, dann die Tatsache, daß der Kampf Ches in 
anderen Ländern keine Abwendung vom Entwicklungspro­
'lee. in Kuba war. Ganz im Gegenteil. 
Che Guevara hat seinen Aufenthalt in Kuba stets als einen 
zeitlich begrenzten angesehen. Mit dieser Einstellung hat er 
die Granma betreten. Nach dem Sieg der Revolution hat er 

Che-Guevara-Treff 

Anlä61ich de, 15. TodeSlage~ des legendären lateinamerikanischen 
Revolutionärs Emeno ehe Guevara findet am 24. Oktober 1982 in 

.Hannover ein groBes ehe-Treffen natt. Veranstalter sind die 50zia· 
tistis.::he Deutsche Arbeiterjugend (SDN) und der MSB Spartakus. 
Eingeladen sind zahlreiche Persönlichkeiten, alle SolidaritäUkomi· 
tees und sämtliche Jugendorganisationen, die an den 11. Welt fest­
spielen 1978 teilgenommen haben - und natürlich alle AIB·Leser. 
Flir sie dlirflen die zahlreichen Diskussionsforen, mit denen das 
Treffen beginnt, von besonderem Intereue sein. 
Themen dieser Foren bzw. Arbdugruppcn. die von 10.00 bis 18.00 
Uhr im Freizeitheim Vahrenwald tagen, sind u.a.: ehe als revoluti0-
nlire! Vorbild? . Der Neue ~ lensch oder No future?, ehe und das 
sozialisti!IChe Kuba heute, Was bringt uns im Friedenskampf der 
Guerillero ehe?, Die GroBmachttheorie und ehe' Haltung >;um 
Imperialismus, Die gesells.::haftlichen Perspektiven des Befreiungs· 
kampfes der Völker, Die Einheit der Linken - eine Utopie? Der 
Kampf gegen die US·Intervention in Mittelamerika/Karibik, Befrei· 
ungskampf der Palästinenser und der Völker des Südlichen Afrika. 
In den irugesamt 10 Arbeiugruppen sollen bevonugt auch Reprä­
sentanten der amiimpcrialinis.::hen SolidaritälSbewegung zu Wort 
kommen. 
Für jede' Forum wird im voraus eine ArbcilSmappe erstellt, die 
allen Teilnehmern zur Verfugung gestellt werden soll. Die Veran­
stalter bitten um Beiträge und Materialhinweisc. 
Die Teilnahmegebtihr beträgt inklusi~ Arbeitsmappe !I D~l. Im An· 
schluß an die Diskussionsforen findet abends ein ehe·Konzert in 
der Eilenrieder Halle in Hannover statt. In einem Kulturprogramm, 
mit dem Höhepunkt des Auftrit tes von Manguare aus Kuba, endet 
das ehe-Treffen. 
Im Foyer der Halle wird eine Infothek über die Ergebnisse der 
Foren vom Tage hcrichten. Die in der antiimpcrialiSlischen Solida· 
ritätsbewegung aktiven Komiten und Initiativen können sich mit 
Informationsständen selbst darstellen. 
Der Eintritupreis für das Oie-Konzert beträgt 10 DM. 
Anmeldungen, Beiträge, Hinweise bitte an: SOAj, Sonnens.::hein· 
gasse 8.4600 Dortmund L 
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sich stets intensiv mit der kontinentalen Strategie des Kamp­
fes gegen den Imperialismus beschäftigt; dies geht aus zahl­
reichen veröffentlichten Schriften und Reden hervor. 
Ausgangspunkt war die Einschätzung, daß die lateinamerika­
nischen Völker im 19. Jahrhundert gemeinsam gegen die 
spanische Kolonialmacht gekämpft hatten. Dabei haben 
Ländergrenzen kaum eine Rolle gespielt, ja sie sind zum Teil 
erst später entstanden. Wenn nun im 20. Jahrhundert die 
Völker Lateinamerikas einen gemeinsamen Feind, nämlich 
den US·Imperialismus, haben, warum soll nicht auch jetzt 
ein gemeinsamer Kampf der lateinamerikanischen Nation ge­
gen den gemeinsamen Feind stattfinden? 

Dieser Standpunkt wurde aber nicht von ehe allein vertre­
ten, sondern von der kubanischen Revolution insgesamt. 
Das zeigen alle einschlägigen Dokumente von der Zweiten 
Deklaration von Havanna (Februar 1962) bis zum Bericht 
der kubanischen Delegation zur Konferenz der Lateinameri­
kanischen Solidaritätsorganisation (OLAS) (August 1967), 
Hinzu kam die moralische Verpflichtung, durch die Inten­
sivierung des Kampfes gegen den US-Imperialismus einen 
Beitrag zur Solidarität mit dem Kampf des vietnamesisehen 
Volkes gegen die USA zu leisten. 

Weiterhin wird die These vom "Aussteiger Guevara" schlicht 
lächerlich, wenn man die näheren Umstände der Vorberei· 
tung der bolivianisehen Guerilla berücksichtigt. ehe konnte 
freiwillige Mitkämpfer anfordern. wo immer er wollte, und 
er hielt auch in Bolivien enge Kontakte zu Kuba. 
Die OLAS-Konferenz in Havanna im August 196 7 war auf 
die Unterstützung des Kampfes der Guerilleros in Latein­
amerika ausgerichtet. Hingegen fehlen jegliche konkreten 
Hinweise auf Differenzen zwischen ehe Guevara und der 
übrigen Führung der kubanischen Revolution. 
Der Guerillakampf in Bolivien war ohne Erfolg, auch die 
spätere Wiederaufnahme des Kampfes durch einige seiner 
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Gefahrten blieb erfolglos. Zahlreiche Guerillafronten waren 
vor ehe in Bolivien gescheitert, und auch nach ihm kämpf­
ten viele erfolglos. Die umfassende Analyse dieser Kämpfe 
steht noch aus. Sicher kann jedoch heute schon festgestellt 
';erden, daß die von Che Guevara maßgeblich mitentwickel­
ten Konzeptionen des revolutionären Kampfes in Latein­
amerika die Realität dieses Kontinents entscheidend verän­
dert haben. 
Dabei sind nicht nur der Sieg der sandinistischen Guerilleros 
in Nikaragua (im Juli 1979; d. Red.) oder die Stärke der 
Guerilla in EI Salvador oder Guatemala zu sehen. Grund­
legend sind die Veränderungen der strategischen Konzeptio· 
nen. Dabei geht es weniger um die abstrakte Frage des be· 
waffneten Kampfes, welche in Lateinamerika wohl nie ein 
gr1.1ndlegendes Problem gewesen war, sondern ufll die Frage 
des Subjekts der Revolution, um die Formen des bewaffne· 
ten Kampfes. um die Einschätzung der Bourgeoisie im Be­
freiungskampf sowie um die Einheit der revolutionären 
Kräfte, 

Seine Herausarbeitung der Rolle der Landbevölkerung im 
revolutionären Kampf ist auch heute noch gültig, während 
sich bei der Einschätzung der Rolle der Bourgeoisie seit dem 
Tode Ches einige Veränderungen auf der Grundlage neuer 
Erfahrungen ergeben haben. 

Damit soll angedeutet werden, daß ehe weder bestätigt 
noch widerlegt wurde. Eine solche Fragestellung wäre Che 
selber zuwider gewesen, denn er zeichnete sich dadurch aus. 
Konzeptionen stets m it der Realität, mit der Praxis zu kon­
frontieren, um sie - und sich - weiterentwickeln zu kön· 
nen. Richtiger ist es wohl, davon auszugehen, daß zahlreiche 
Ideen und Analysen Ches dazu beigetragen haben und auch 
heute noch dazu beitragen. den Befreiungskampf der Völker 
Lateinamerikas besser analysieren, verstehen und fUhren zu 
können. 



Rückblick 

Oktober 1952: Aufstand der "Mau-Mau" 
"Von 1952 bis 1955 br.lchen die Mau·Mau·Unruhen aus ... Sehr bald 
herrschte ... der Terror. Auf die terroristische Welle ... reagierte die 
Regierung (!) von Kenia äußern heftig. Sie ließ sogar den Belage­
rungszustand .'erhängen ... Unter großen Anstrengungen ge lang es, 
nach drei bis vier Jahren die Bewegung schließlich aubureiben." Der­
lei (hier der "Afrika"·Band der " Fischer-Weltgeschichte", 1966, 
S.296) bieten bundesdeutsche Druck .. rzcugnusc bis heute, wenn es 
darum geht einem wenig informierten Publikum die I'C'chlc Sicht in 
Sachen Befreiungskampf Afrikas nahczubringen. 

Das Lehrbcispiel solcher Propagandaszcnarien lieferte die Duslellung 
jenes "Mau·~1au"·Aufstandes in Kenia, der mit der Verhängung des 
Ausnahmezustandes vor 30 Jahren, am 21. Oktober 1952, durch die 
britische Kolonialmacht (!) in seine dl'1lmatische Phase trat. Die bri­
tische Schrecken!ipropaganda prägte das Bild "des Afrikanen" nach­
haltig. 

Der Ursprung des Wortes .. Mau - ~Iau'· liegt im Dunkeln. Angeblich 
hätten Kinder, die bei einer Eideszeremonie des.Kikuyu·Stammes als 
SpähCT aufgestellt gewesen waren, durch den sinnlosen Ruf "Mau· 
Mau" vor du Polizei gewarnt und ein chrisdicher Prediger habe die· 
sen Ruf aufgegriffen. Folgt man "Experten" und sclbsternannten 
"Freunden" Afrikas wie dem Autor der Fischer·Weltgeschichte oder 
dem Westberliner ProfeJSor F. Ansprenger, so hat e5 sich bei den 
"Mau·Mau" um einen "Geheimbund" g .... "ihren Stämmen entmm· 
deter Elemente" gehandelt, bzw. um eine Bewegung, die "im Zei· 
chen eines Rassenkampfes" (F. Ansprenger) wuchs, 
Die britische Kolonialprop~nda stand Pate bei solchen "wissen· 
schaftlichen" Deutungen. Überlegungen iaber den Ursprung der Be· 
wegung erübrigen sich da, Dabei konzediert selbst ein fragwürdiger 
Autor wie der Schriftsteller Rolf Italiaander, "daß die Hauptvel'lmt· 
wortlichen für die Unruhen in Kenia die Senler, die Siedler, gewesen 
sind, ähnlich wie in Algerien die Colons". 
In der Tat ist die Geschichte der ,,~lau·Mau" die der briti!ichen Sied· 
lungspolitik in Kenia, die Mustern folgte wie sie im Apartheidsystem 
Südafrikas praktiziert werden. Im Zuge der Einwanderung englischer 
Siedler wurden die Afrikaner, insbewndere die Angehörigen des 
Kikuyu-Stammes, aus ihren Gebieten vertrieben, in unfruchtbare 
Reservationen gepfercht, zu 180 Tagen Zwangsarbeit im Jahr ver· 
pflichtet, mit Kopfsteuem belegt und einem System von Spezialaus· 
weiskontrollen unterworfen, um sie zur Arbeit auf den Farmen und 
Plantagen der Europäer zu zwingen. Das einzig ertragreiche Gebiet 
des Landes, über 40.000 qkm im Hochland, wurde zum "weißen 
Plateau", schließlich 1938/39 zum ausschließlich "europäillchen 
Sicdlu~gebiet" erklärt, in dem Afrikaner nur als Arbeitskräfte ge­
duldet waren. 
Bereits 1921 regte !lich Widersland gegen die brutale Landraubpolitik 
der Briten. Es entstand die East ACrican Astociation, kurt danach 
eine zunächst auf Stammesbasis beschränkte weitere Gruppe. Einer 
ihrer Führer war ein junger Mann namens J omo Kenyalta. 1943 
gründeten einige afrikanische Politiker die Afrikanische Union Kenias 
(KAU), die 1946, nachdem Jomo Kenyalta an ihre Spitze gewählt 
worden war, zu einer Massenbew~gung anwuchs, Zu ihren Hauptfor­
derungen gehörte die nach Siedlungsrechten für die Afrikaner in den 
fruchtbar~n Hochlandregionen. 

Der Galgen regierte in Kenia 

Gleichzeitig erstarkte die Gcwerkschafu- und Streikbewegung der 
afrikanischen Arbeiter. 1947 kam es zu einem Gener~lstreik der 
Hafenarbeiter in Mombasa. Die antikoloniale Bewegung nahm an 
Stärke zu, wesentlich beeinflußt von dem neuen Sc1bstbewußtscin 
der aus dem Krieg zurückgekehrten afrikanischen Soldaten. "Die 
Dinge werden nie mehr wieder diesclben sein", klagte eine Studie 
iiJer die Kriegsteilnehmer im Jahre 1946. 
Doch namentlich unter den Jug.:ndlichen des b~sonders betroffenen 
Kikuyu·Stamme5 regle sich Ungeduld angesichu der britischen Un° 
nachgiebigkeit allen konstitutionell vorgebrachten Fordenmgen ge­
genüber, Der keniani"he Autor Ngugi wa Thiong'o beschreibt diese 
Entwicklung in einem seiner Romane ( .. WccP not, child"). Etwa 
1948 erklang emmals der Name "Mau·Mau", war die Rede von ge­
heimen Eideszeremonien, nünte ,ich die rechte britische Pressc mit 
erfundenen Schauergeschichten auf das Europäern unheimliche 
Phänomen. 
Das Suaheli·Wort "Uhuru" (Freiheit) versetzte die Kolonialmacht in 

Ab".nspon "'" Ke ... nern in Konun"."o." ....... 

ganz Ostafrika in Unruhe. Sie reagierte mit Repressalien und Verfas­
sungsmanövern. Den wachsenden Einfluß der KAU beantwortete 
London mit Verhaftungen ihrer Führer, Verboten der ~on Afrika' 
nern herausgegebenen Zeitungen und Schließung von Schulen, doch 
der Zulauf hieh an. Am 21. Oktober 1952 verhängte der Gouverneur 
den Ausnahmezustand. 
Die "Mau·Mau"·Kämpfer verübten in erster Linie Morde an Kollabo· 
rateuren unter den Afrikanern - d ie Ge~amtzahl der getöteten Wei· 
ßen bet rug '2. Doch in der internationalen Pressc herrschte ein "Ras· 
ilCnkrieg". 

Die britische Luftwaffe bombardierte die Stammcsgebiete der 
Kikuyu. Um sich zu ren~n, floh die Bevölkerung in das Aberdare· 
Bergland und schuf bewaffnete Selbstschutzabteilungen _ die "Gren­
zen" zwischen "Mau-Mau", der 1952 verbotenen KAU und der übri­
gen Bevölkerung wurden fließend. Von einer holienheit de r "Mau· 
Mau", wie die europäische Geschichtsmär glauben machen will , 
konnte keine Rede ,ein. Im Gegenteil, "Mau-Mau" bi ldete die Spitze 
einer breiten anti kolonialen Bewegung und griff zunehmend auch auf 
andere Stämme über, 
Die britische Soldateska und der Galgen regierte in Kenia. Exempla­
rische Massenhinrichtungen wurden durchgeführt - auf Golf· und 
Tennisplätzen wurden Galgen errichtet. S(hnellgerichte verurteilten 
iiJer 100.000 Personen - nahezu ein Viertel der erwachsenen 
männlichen Kikuyu-Bevölkerung; über I Mio Kikuyu und Embu WUT" 

Ikn in sog. Schutzdörfer unter "Sicherheitsverwahrung" gepfercht; 
an die 1.000 Todesurteile wurden vollnreckt, britischer "Sportgeist" 
kam in der Obung von Soldaten zum Ausdruck, Kopfgelder für jeden 
erschO$scnen Kikuyu zu vereinbaren. 

DQch die Politik des Terrors erwies sich als erfolglos. Der beweg­
lichen "Mau·Mau"·Kämpfer wurden die britischen Truppen nicht 
habhaft, die Verhaftung der KAU- und vermuteter "Mau-~Iau"· 
Führer fUhrte ebenfalls zu nichu, denn die " Mau·Mau"·Bewegung 
kannte nur schwach ausgebildete organisator ische und Führungs­
strukturen. 
Parallel zum Kampf im Hochland setzten den Briten die Streikwellen 
zu. 1953, 1954 und 1955 fanden insgesamt 91 Streiks sta tt , der 
größ te im Män 1955 wiederum in Mombasa. Die Bekämpfung der 
"Mau-Mau" bildete einen willkommenen Vorwand, d ie kenianiJche 
Arbeiterbewegung zu zerschlagen, In breit angelegten Verhaftungs­
kampagnen, z.B. "Operation Anvil", wurden zehntausende Arbeiter 
iiJerpriift und tausende in Konzentrationslager gesperrt. 
Dem britischen Kolonialterror fielen über t 1.000 Afrikaner zum 
Opfer - die britische Propaganda sprach indessen $leu nur von den 
übertriebenen Zahlen de r "Mau·Mau"·Opfer, Für F. Ansprenger er· 
wies sich "die britische Staatskunst auf der Höhe ihres Rufes". 
Dem "Mau·Mau"·Aufstand blieb de r unmittelbare Erfolg versagt. 
Eine Befreiungsbewegung wie die algerische FLN etwa war die der 
"Mau·Mau" gewiß nicht. Programmatik und politische Praxis waren 
ihr fremd. Allerdings zwang sie die britische Kolonialmacht zu eini­
gen Rdormansätzen, an deren Ende schließlich die Unabhängigkeit 
Keniu im J ahre 1963 stand. J. Ostrowsky 
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Rezension 
Vietnam/lndochina: Land der Reisfelder 

Sieben J ahre nach Beendigung des Indochinakrieges (19:,4-197S) 
wollen zwei neuere Bücher - das ist die erklärte Absicht ihrer Auto­
ren - dem Leser helfen, zu einer differenzierteren Sichtweise des 
Kricgl:s bl'w. der gegenwärtigen Situation in Indochina zu gela.ngen. 
Cuong Ngo-Anh, Die Vieleong. Ana to mie eine r S treitmac:h t im Gue­
rillak rieg, Verlag Bemard &: Grad e, München 198 1, 293 Seiten, 
DM 28,~O 
will am Beispiel des "Vieleong" einen Ikilrag zur Aufarbeitung und 
Bewertung von Ursachen, Verlauf und Folgen des Vietnamkonni ktes 
lidern. Die Arbeit gliedert sich in eine Darstellung der Gründung der 
Nationakn Bdreiungsfront Südvietnams (fLN), ihrer politischen 
und militärischen Organisation sowie der T heorie und Pra~is ihrer 

Einer der Leitgedanken du AUlors ist es be1.eiehnenderwei~, "auch 
die dunklen Kapitel der Siegerarmee in angemessener Weise" zu er· 
hellen, denn der "offizielle Ankläger (nämlich die Republik Südviet· 
nam; d. Verf.), der Interes~ hätte, Licht in die dunklen Kapitel der 
Siegeranneen zu bringen, ist ... von der Wehbiihne verschwunden" 
(5. 16). Um seiner Intention gerecht zu werden, greift der AUlOr in 
~iner sich fa ktemdchen Darstellung häufig auf Unterstellungen zu· 
rück, die im Laufe der Kontroverse um den Vietnam krieg längst 
widerlegt wurden. 
Ein Beispiel hierfür iSi die Darstellung des Tongking·Zwischenfalls 
von 1964. Obwohl die Pentagon·Papien: eindeutig belegen, daß die· 
ser von der US·Regierung bewußt provoziert worden war, um die 
Bombardierung Noruvietnams vor der Wehöffentlichkeit zu n:chtfer· 
tigen, behauptet der Autor, Hanoi hätte "durch die Steigerung des 
Konflikts in Vietnam die Amerikaner zu einem Angriff auf Nord· 
Vietnam zu provozieren" (S.32) versucht, um die Sowjetunion in 
den Vietnam krieg hineinzuziehen. Durchgängig vertritt der Autor die 
These von der nordvietnamesischen Aggression: "Da die vietname· 
sische kommunistische Partei ihr Ziel der Wiedervereinigung auch mit 
diplomatiKhen Möglichkeiten nicht erreichen konn te, entschlaß sie 
sich zur Anwendung von Gewalt" (5.33). Unter den Tisch fi llt dabei, 
daß Nordvietnam erst nach Eskalation der Gewalt durch die USA 
direkt in die Auseinandersetzungen eingriff. 
W"ii hn:nd Cuong Ngo-Anh bemüht ist , bei jeder Gelegenheit den nord· 
vietnamesischen Streitkräften und der FN L angebliche Verbn:chen 
anzudichten, verhannJost er zugleich die tatsächlichen Verbrechen 
Siidvietnams und der USA. So kOll5tatiert er hinsichtlich de r im Rah· 
men des "Spezial krieges" errichteten "Strategischen Dörfer" lako· 
nisch das SCheitern dieser Strategie. Grund dafür sei u.a., daß sich die 
Bauern "mit der neuen Struktu r (der "Strategischen Dörfer" ; d. 
Verf.) nicht identifizieren konn ten" (5.41), was "zur Flucht aus den 
Lagern bei jeder sich bietenden Gelegenheit" und zu "der geringen 
Neigung der zurückgebliebenen Bewohner, die Dörfer gegen Angriffe 
w verteidigen" (5.41), führte. Daß es bei der Zwangsevakuierung 
und · in ternierung unter der Bevölkerung zahlreiche Opfer gab, daß 
deren Häuser und Felder abgebrannt wurden, bleiht unerwähnt. 
Zusammenfassend ist festzustellen: Der Autor stellt den Krieg als 
einen zwischen Süd· und Nordvietnam ausgetragenen Bürgerkrieg im 
Zeichen der "Großmächteriva.lität" dar, wobei er eine nordvietname· 
sische Aggression unterstellt, die Stärke der FNL bei der Bevölkerung 
in e rster Linie auf die Schwäche des südvietnamesischen Regimes 
zurilckführt und versucht, die FNL als nordvietnamesischen Fremd· 
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körper in Slidvietnam erscheinen zu lassen. Er bleibt damit weit hin· 
ter dem aktuellen Diskuuionsstand über die Vietnam frage zuriick. 
Anders dagegen das Buch von 

(;;.;nter Giesenfeld, Land der Reisfelder. Vie tnam, Laos, Kampuehea, 
Pahl·R ugenstein Verlag, Köln 1981, 220 Seiten, 14,80 DM. 

Der Autor tritt durch die Vennittlung authentischer Information 
sowohl "linken" Mythologisierungen als auch proimperialistischen 
Verdrehungen der Geschichte Vietnams entgegen. Das Buch be· 
schriinkt sich dabei weder zeitlich auf die neuere ~Khichtliche Ent· 
wicklung, noch regional auf Vie tnam, sondern verdeutlicht dem 
Leser die wesent lichen ~schichtl ichen Entwicklungen in Indochina 
von den Anfingen bis in die heutige Zeit und arbeitet dabei Gemein· 
samkeiten und Unterschiede zwischen den einzelnen indochinesi· 
schen Staaten heraus. 
Besonderes Gewicht wird den Entwicklungen in Indochina ~it dem 
ersten direkten Eingreifen europäiKher Mächte zugemessen. Niemals 
wird dabei das Ilistorische Geschehen im indochinuischen Raum ;.ro. 
liert betrachtet, sondern auch die machtpolitischen Un.achen fur das 
Vor~hen der Kolonialmächte - Konkurrenz untereinander, Ausbeu· 
tungsintercssen an Rohstoffen usw. -' aufgezeigt . Die materiellen 
Entbehrungen, welche die indochinesischen Völker unter französi· 
scher Kolonialherrschaft ertragen mußten, werden ebenso veran· 
schaulicht wie die Auswirkungen der Kolonialpolitik auf die kulturel· 
le Identität: "Wie die alte Dorfstru ktur, so sollte auch das konfuzia· 
nische Bildungssyuem zerstört werden." Der "Analphabetismus brei· 
tete sich wieder stark aus; zu Beginn des 20. Jahrhunderts gingen in 
Vietnam kaum noch 10% der Bevölkerung in die Schule" (s.70). 

Wie wichtig deranige historische Kenntnisse für das Verständnis des 
heutigen Indochina sind, zeigt das in der aktuellen Diskussion um 
Kampuchea häufig benutzte Klischee eines unuherwindharen Hasses 
zwischen Khmer und Vietnamesen. G. Giescnfeld weISt nicht nur auf 
vielfältige indochinesische Gemeinsamkeiten im Widerstandskampf 
gegen die französische Kolonialmacht hin. Er zeigt auch, daß "der 
angeblich jahrhundertealte und unüberwindliche Haß zwischen 
Khmer und Vietnamesen, der (ur spätere Herrscher Kampucheas, wie 
1.on No! oder Pol Pot, zum benimmenden Element ihrer Politik 
werden sollte, zum großen Teil auf sehr gezielte Maßnahmen der 
Franzosen zurückzuführen (in) und von ihnen als Herrschaftsinstru· 
men! benutzt worden (war): alle führenden Posten der Exekutive 
ihres Herrschaftsapparates besetzte die Kolonialmacht in Laos und 
Kampuchea mit Vietnamesen", so daß do rt die "Herrschaft praktisch 
von Franzosen und Vietnamesen ausgeübt wurde" (5 .63). 
Dem Kampf um die Unabhängigkeit Indochinas gegen den französi· 
schen und japanischen Imperialismus ist ein eigenes Kapitei gewid· 
met. In ihm werden der damalige Stand der PToduktionsweise, das 
Verhältnis von Arbeitern und Bauern sowie d ie Befreiungsbewegun· 
gen und die Parteien dargestellt. Vor allem wird am Beispiel Ho Chi 
Minhs nachgewiesen, daß der Marxismus Indochina nicht von außen 
auf~zwungen wurde. Der Marxismus ist "in einer rur das Land 
adäquaten Form durch den patriotischen Widerstand vennittelt wor· 
den", und "niemand war von seinen umfassenden Kenntnissen und 
Erfahrungen her so gut vorbereitet, den Marxismus in die nationalen 
Traditionen des Widerstandes einzuflihren und den Nutzen zu erken· 
nen, den er für diesen Befreiungskampf haben konnte, wie Ho Chi 
Minh" (5.8:'). 
Das Buch enthält ausführliche DanteIlungen des französischen Kolo­
nialkriegs in Indochina sowie der US·amerikanischen Aggression von 
19::'4 bis 197:' . Eine besonden wertvolle Argumentationshilfe sind 
G. Giesenfelds aktuelle Erläuterungen zu den Hintergründen des 
Konflikts zwischen Vietnam und Kampuchea einerseits und des chi· 
nesischen Angri ffs im J ahre 1979 andererseits. Der Rolle der VR 
China wird dabei auch historisch auf den Grund gegangen, ohne daß 
sich der Autor zu vonchnellen oder simplifizierenden Schlußfolge· 
rungen hinreißen läßt. 
Was jedoch die aktuelle Konfronta tion in der Region betrifft, so ist 
sein Urteil eindeutig: "Wieder sehen sich die drei in,dochinesischen 
Länder einem gemeinsamen Feinde gegenüber. Die VR Ghina, neuer· 
dings in 'Waffenbriiderschaft' mit den USA, ist offensiC htlich fest 
enuchlossen, den Wiederaufbau mit der Perspektive des Sozialismus 
in den drei Ländern, zu dem die~ sich in freier Selbstbenimmung 
entschlossen haben, mit al len Mitteln zu verhindern, Krieg einge· 
schlossen." (5.191) 
GÜIlter Giesenfeld hat "ein parteiliches Buch" geschrieben, wie Erich 
Fried in ~inem Vorwort zu Recht feststellt - ein Buch, dem eine 
weite Verbreitung zu wünschen ist. A. Krajczek 
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Was will der 6. BUKO? 

Für den 17.-21. No~.,mbcr 1982 ruft du 
BUKQ-KoordinicrullgQunchuß tum VI. 
BundukonfH'B cnlwickJungspotiliJChrr AI:­
tioD'fIJ'Ippcn in Mannheim auf. ~r Kongreß 
steht unter dem Molla "Entwicklulil heißt 
Befreiung". 
.,Wir wollen die Rolle der BRD in der Dritten 
Welt aufdecken", heißt es in dem Aufruf. 
"ihren Anteil an der Heraulbildung und Fest­
KhrcibuflI umerdriickcriKhcr Strukturen 
und internationaler Abhangighitcn deutlich 
machen. Duu mUssc:n wu allc Ebenen im~· 
rialililischer Politik einbuichen: lnlc,~nen 
und WiruehaftspoJilik der dculichcn Indu­
strie, deren Rahmcnabliicherung dun:h staat· 
liehe Politik und auch die Rolle anderer ge­
fClI,ehafdicher Kräfte (z.B. Kirchen). Ocr 
Schwerpunkt muß aber auf den erst .. n bf:iden 
Ikrcichcn liegen," In einem wateren Schritt 
1011 lUch Alt(mati"en zur bemehenden Drit­
te·Welt·Politik, nach "eigenen Ansatzen zur 
Ver .. nderung" ge.ucht ",erden. 
Imgesamt ~ind Arbcit$fJllppcn zu 17 T,",,­
mrnbcrcichtn geplant, zu denen eine Reihe 
von Vorbereitun~matcrialien trstellt werden. 
Dieu; Materialien können bezogen ..... erden 
bei; Maguin·Verlag, Königl ..... q 7, 2300 
Kielt. 
A.uf1"l,l.fe mit dem detaillierten Arbciugn..p· 
penprogramm und den Teilnahmcbedingun· 
sen können bestellt werden bei: BUKO. 
Nel"$t ..... q 32-34, :?OOO lIambuI"J 50. 

FlImereignis ZU Chile 

In jeder Hinsicht empfehlenswert ist der neue 
Spkllilm des ,,l"·Regineun Costa·GavnJ. 
.. Minins - Vumißt". du im September 
1982 in den bundesdeuuchen Kinos angclau' 
fen ist. Der Hollywood·Streifen spielt vor 
dem hiftorifChen HinteI"Jrund des Militlu'" 
putsches in Chile 1973. Am Beispiel desjun· 
gen US .. BUrgen Charles Horman, der durch 
Zufall an geheime Informationen Uber die 
Verwicklung der US·Botschaft u-nd des CIA 
in das Putschgcschehen gelangt. wird das 
Schicksal t.auw:nder Verschwundener UM Er­
mordr;ter ellemplariKh dargestellt. 
Oie Spuren fUhren ins Fußballstadion von 
Santiago, dem KZ der Militirs. "'9 Honnan 
schließlich ermordet wird. Sein Vate r Ed .. 
ward. ein konservativer und gutsituierter New 
Yorker Gelchäftsmann. stößt bei den Nach .. 

fonchungen nach 5Cmem Sohn auf unum· 
II(ißliche Be ..... eiw:. daß die Morder in der USo 
80uchart sitzen. Er gelangt :tu der rur USo 
Streifen ungewöhnlichen E"rkenntnis: Nicht 
menschliches Versagen. Korruption oder 
moralische Schwachnellen im American Way 
or Life sind verantwortlich, sondern die USo 
amerikanische Politik in ~om System her ~er· 
hrecherich. Prildikat "Buonden wert~oll". 

Honduras 

Oie fortge,<:tzten Aktiontn der KonterTCvolu· 
lion gegen Nikaragua und EI Sall-ador von 
honduranischem Gebiet aus nahmen am 
2S.8.1982 40 Bremer Bürger zum Anlaß, du 
dortige honduranifChe Korl$ulat symboliICh 
zu be$(tzen. Aufgerufen zu dieser Aktion 
halle das Bremer Nikatagua/EI-Sah'ador­
Komitee. das darauf hinwies, daß hondura .. 
nische Truppen direkt in EI Salvador gegen 
die Befreiungsfront Farabundo Marli 
(FMLN) eingesetzt werden. 

Guatemala 

Gunter Herterieh. SPD .. ~ldB und Mitglied des 
Au)wärtigen Auuchuuel, pb bei einem Auf­
enthalt in Guatemala Ende Juli 1982 folgen .. 
des zum besten; "Das Volk und die Regie .. 
rung Deutschlands sind lehr erfreut über die 
po.itiven Vennderuf'llCn. die sich unter dem 
neuen Regime von General Rios Montt abgc· 
uichnet haben. Die Bundeirepublik hat gro­
&es Interesse dann, winschaftliche Hilfe an 
die Under Zentra1amerikas zu leisten ... Wir 
wiiu;n, daß unter I'riIsident Rios Monn eine 
Politik verfolgt wird. in der den Menschen· 
rechten ein bevorzugter Platt eingeräumt 
wird." 
Angesichts von ~OO Ermordeten im Monat 
nach dem Putsch ~om 2'. M;ln; dJ. ICheint 
dieser SPD-Abgcordnete hier die Reapn'sche 
Menschenrechudefinition aoxuwenden. Daß 
G. Herlerich der Militärdikutur nicht aus Uno 
wis'<:nheit zu Hilfe eilt, sondern eber wohl 
den Boden fl.ir eine aktivere Unterstützung 
der Bundesregierung rur das Mordregime be· 
reiten will, zeigt allein schon die Tauache, 
daß er Abonnenl dei AlB ist. 

Südafrtka-lktionsbelspiele 

Mulheimer und Dui$burg\'r Schüler beschäf­
tiglen sich mit Siidafrika und stellten ihre 
Po.itionen mit mehreren Aktionen der Of­
fentlichkeit dar. Verschiedene Tennine und 
Erfahrungen der Schüler werden in der Doku· 
mentation " SiidaJrika - Wu gcht uns du 
ua1 .. ( 140 S.) ausfiihrlieh beschrieben. 
Nicht so Khr all Sammlulll von Fakten über 
das Apartheid·ReSime. sondern als interessan" 
tes Beispiel ist es für die Arbeil von Schillern, 
Lehrern und Solidaritäuinitiativen eine 
nüu:liche Hilfe. EI kann t.urn Selbstkosten­
preis von 8,80 DM plus Porto bei der Infor .. 
mationutelk Siidlichel Afrika. Bliicherstr. 
14 •. UOO Bonn 1 beIleIlt werden. Femer ilt 
über die Aktionen der Schüler ein glcichbe· 
titelter Film bei G. Meißnu. S .... dstr. 1,4330 
Mtilheim/Ruhr:tu entkihen. 

Aktuelle Buchtips: IUkaragua 

vor dem 

neue Nikara&ua hat die 
lernen d ie: h eihcit, Zwei 

in Nicaragua, I 
e.V .• Wuppcrtal. 64 S., 3 D~I 
Sie behandelt knapp aber 

im R..;.hmen der ~~i':~::::,~ 
der Agrarreform. der 

eioe, 

oder dei Aufbaus der 

den revolutionären 
anläßlich eines 

in Managua. 

Kretz . Barfuß zum Siq, Hanninl 
19.80 DM , 

I~;k"",~"i.", die Kampfe in den 
zur Revolution. sergio('::~~,';:,:1 

in seinem Vorwort eine gute 
die Geschichte. ~or allem über 

I"km,,, Zeit nach der Ermordung S.ndin,,;'1 
Rinron/ Krista Tebbc (Hrsg.), 

Muhen de r Ebene, Peter Hamma-
224 S., 28.80 DM 
verdient pnz bewndert: 
Hier haben vortrefOiche Fotografen 
nierende Bilder 
vom Krieg, vom Sieg 
Triumph. ~om Aufbau de$ Landes 
nem Alltag. Eingerahmt werden die 
von Aubät:ten profilierter Autoren wie 

gio Ramirtt, Antonio Skarmeta odO";'.~:';;"~;1 
Cardenal (Der die Geschich te der .. 
und den revolutiOn.i.ren Prmeß heute. 
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Kurzinformationen 

Papua·Neugulnea 

VR CHINA 

(J 

~ I ichael Somare, unter denen Fühnmg 
Papua·Ncu8l.lincs 1975 von Australien unab· 
hängig geworden war, ist am 2.8.1 982 vom 
109·Sitze·Parlament wieder zum Premiermi· 
nister gcwähh worden. Seine Vereinigte Par· 
tei von Papua und Neuguinea (Pangu·Partci) 
hatte b.,i den Juni-Wahlen 52 Sitze (1977: 
35) gewonnen und verfügt nun in Koalition 
mit 9 Unabhängigen und 5 Vertretern der 
Vereinigten Partei (UP) über eine komfor­
table Mehrheit. Verlierer der Wahl ist du bis· 
herige Premierministcr J . Chan. dessen Volks­
fortschritupartci (PPP) 11 ihrer ehedem 21 
Sitze abgab. 
M. Somar<:s Regierung i~t mit gravierenden 
Problemen konfrontiert. Wegen sink .. nder 
Weltmarktprcisc sind die Exporteinnahmen 
seit 1980 um 40% gefallen, die Auslands,,<:r· 
schuldung erreichte 1,~ Mrd DM. Die unein· 
geschränkte Öffnung des Landes rur ausländi· 
sche Kapilalanla~n hat den Multis die Kon· 
trolle über die reichen Bodenschätze beschert 
und die nationale Kleinindust rie geschädigt. 
Im Gefolge steigender Arbeitslosigkeit wuchs 
die Kriminalität. 

Bolivien 

Nach dem Machtantritt General. Guido Vi i· 
doso Caldw>ns (siehe AlB 7-8/ 1982. S. 82) 
halten die Aktionen verschiedener Gesell· 
schafusektoren gegen die Wil1$(:hafupolitik 
und für den Rücktritt der Militä" an. 
Angesichts einer Inflationsrate von 80% 
fühnen die Bauern Aktionen gegen den Er· 
zeugerpTeisSiopp für Agrarprodukte durch. 
Ein Streik der Transportunternehmer für eine 
Erhöhung de r Busfahrpreise um 200% wurde 
mit Massendemonstrationen beantwortet. Die 
Bergarbeitergewerkschafl Hihne am 27. und 
28. August dJ . einen Streik gegen die Wirt· 
Khaftspolitik und ruf vorgezogene Wahlen 
durc:h. 
Aufgrund des Massendrucks hat sich die Re· 
gierung bereit erklärt, die Wahlen vorzuzie· 
hen und iibu den vom Gewerkschaftsverband 
CO S vorgeschlagenen Wahltermin 
(5. [2. 1982) zu verhandeln. Gleichzeitig 
kündigte sie an, die Wahlen nicht nach dem 
gültigen Wahlrecht von 1980 abzuhalten, $On· 
dem nach dem vom 196$, das ein~führt 
wurde, um den Sieg des Regierungskandida­
ten abzusichern. 
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Nlkaragua 

Anlaß zu neuen Auseinandersetzungen zwi· 
schen der Aml!iklrche und Anhängern der Re· 
volution gab eine Amire, an der der antisan­
dinistiKhe SpTecha des Erzb istums, Pater 
Bismarck Carballo, beteiligt war. Er war am 
11. .August 1982 zusammen mit einer Frau, 
beide nackt, auf der Straße gefilmt worden, 
nachdem der Ehemann sie überrascht hatte. 
B. Carballo behauptete später, er wäTe ~­
zwungen worden, sich aUS2.uziehen. 
Dies nahmen am 16. August dJ . Schüler und 
Mitglieder der konterrevolutionären Demo· 
kratischen Bewegung Nikarnguas (MDN) zum 
Anlaß, um aus Protest gegen die "anlichrist· 
liche" Haltung der Regierung mehrere katho· 
liKhe Schulen zu bestreiken und zu besetzen. 
Als in Massaya 15.000 Personen gegen diese 
Aktionen pTt)lestierten, wurde aus dem Sale· 
sianerkolleg auf sie geschossen und 2 Perso­
nen getötet. Daraufhin wurden 81 Personen 
festgenommen und der splUlische Direktor 
des Kollegs des Landes "erwiesen. 
Diese Vorfälle sind Teil einer Strategie der 
konterrevolutionären Kräfte, über die Amts· 
kirche Teile der Christen in Opposition zur 
Revolution zu bringen (siehe AlB 7-8/1982, 
S.12). Zu diesem Zweck wird versucht, Prie­
ster, die die Revolution unterstützen, und die 
kirchlichen Basisgemeinden zu disziplinieren. 
In diese Auseinandersetzung griff schon 
Wochen vor den erwähnten Zwischenf<iIIen 
der Papst ein, indem er in einem Brief vor der 
Entstehung einer Vo]kskirche warme. In die· 
se Strategie paßt auch die Reaktion des USo 
Außenministeriums, das in Verdrehung der 
Tatsachen die Erei811is$C als eine "neue Stufe 
in der Eskalation der Unterdrückung und der 
Gewalt seitens der sandinistischen Regie­
rung" bezeichnete. 

Mexiko 

Am 20. August ]982 i~t Meltiko knapp am 
Staatsbankrott vorbcigeschlinert. In Ver· 
handlungen mit Vertretern von mehr als 100 
Banken in New York erreichte das mit 80 
~l rd Dollar höchstverschuldete Land der Weh 
einen Zahlungsaufschub für Krcditrückzah· 
lungcn von etwa 10 Mrd DQJlar, die in den 
nächsten drei Monaten fallig geworden wä· 
ren. Die meltikanisehe Zahlungsunfähigkeit 
ist haupl5ächlich darauf zuriickzuführen, daß 
die Einkünfte aus dem Erdöleltport, mit dem 
die ehr~izigen ]nvcstitionsprogramme finan· 
ziert werden sollte, in den letzten Monaten 
weit hinter den Erwartungen zurückblieben. 
Zusätzlich zu dem Schulden..ufschub hat die 
muikanische Regierung neue internat ionale 
Kredite mobi lisiert: 4,5 Mrd Dollar vom In­
ternationalen Währungsfonds (IM F), I Mrd 
von der US·Regierung ab Vorauszahlung auf 
zukünflige Erdöllieferungen, I Mrd Dollar 
von US·Banken und 1,5 Mrd Dollar von den 
antralbanken westeuropäischer Länder und 
J apans. Als Bedingung rur das - anders als im 
Falle Polens - prompte Entgegenkommen 
der internationalen Banken wird Meltiko ein 
Sparprogr-.lmm nach typischem I.\iF·Muster 
in Kauf nehmen müssen. Zugleich wird sein 
politischer Handlungsspielraum gegenüber 
den USA, sowohl was die Lieferbedingungen 
für Erdöl als auch was die betont antiinter· 
ventionistische Haltung gegenüber Mittel· 
amerika betrifft, drastisch eingeschränkt. 

Pe .. 

Seit dem Frühjahr dJ. macht die Gueri lla· 
gruppe "Sendero Luminoso" durch Aktionen 
in der Bcrgbauregion von Ayacucho von sich 
reden. Seit der Sendero im März dJ. aus ci· 
nem Gefängnis 250 Insassen befreite, 
herrscht dort de r Ausnahmezustand. Im 
Augun dJ. gelang dem Sendero gar die 
LahmJcgung der gesamten Stromversorgung 
in der Hauptstadt Lima, wo prompt ebenfalls 
der Ausnahmezustand verhängt wurde. 
Der maoistische Sendero scheint wegen seinn 
Aktionsformen innerhalb der Linksparteien 
und der Gewerkschafubewegung weitgehend 
isoliert zu sein. Viele befürchten, daß der 
Sendero mit seinen Aktionen nur den Boden 
dafür bereitet, daß dem Militär eine Rückkehr 
zur Macht erleichtert wird. 

Domlnikanische Republik 

Am 16. August 1982 trat Salvador Jorge 
Blanco sein Amt als neuer Präsident der 
Dominikanischen Republik an. Jorge Blanco 
war im Mai d.J. als Präsidenuchaftskandidat 
der sozialdemokratisch orientierten Domini­
kaniKhen Revolutionären Partei (PRO) sieg· 
reich aus den Wahlen hervorgegangen. Er ist 
Nachfolger von Jacobo Maj luta, der seit dem 
mysteriösen Selbstmord von Antonio 
Guzman am 4. Juli dJ. ab Interimspräsident 
fungiert halle. 
Gleich nach dem Guzman·Selbstmord hatte 
die US·Botschaft in Santo Domingo dem 
putschbereiten Militär zu "erstehen gegeben, 
daß Wa5hington keine Beeinträchtigung de5 
ve r f a S5 ull8smäßigen Regierungswech~e ls 

wünsche. Anläßlich seiner AmISeinführung 
brachte J. Blanco zum Ausdruck, daß er die 
"eucHenten Beziehungen" zu den USA fort· 
zusetzen gedenke, einem "Land, das wir trotl 
der historischen UmSlände, die uns lum Zu­
~mmenstoß geführt haben (gem";nt ist die 
US·l ntervention 1965; ,iehe Al B 5/1980, S. 
36: d. Red.), bewundern und respektieren." 
(L<- Monde, Paris, 18.8.1982) Entsprechend 
besitzen für ihn Schritte w~ beispielswiese 
die Wiederaufnahme diplomatischer Bezie· 
hungen zu Kuba "keine Priorität". 
Stattde"en wird die neue Regie rung dem kri· 
sengeschüttelten und hoch .. erschuldeten 
Land (488 Mio Dollar) ein AUileritätspro· 
gramm des Internationalen Währungsfonds 
verordnen. Dazu gehören neben einer unver­
meidlichen Abwertung des Dominikanisehen 
Peso, die zur weiteren Steigerung der L<-bens· 
haltungskosten fiihren wird, die Entlassung 
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von 30% der im öffentlichen Sektor Ikschäf· 
ligten, ein einjähriger Lohnuopp, Lohnkür· 
zungen für die oberen Staatsange5lclltcn, ein 
Importvcrbol für die dominikan;schcn 
Grundnahrungsmittel Reis, Bohnen, Schwei­
ne· und Hiihnerflcisch sowie eine höhe~ Bc­
neuerung von Vermögen und Luxusgütem. 

Waffenhandel 

Die Sowjetunion liderte die masten Waffen 
in die Dritle Welt. Zu diC5f:m Ergf:bnis kam 
ein im Auftrag des US-Aulknministcriums 
angefertigter Geheimdienstbericht im August 
1982. Ocr Trick: Verglichen werden nicht 
der Wert, sondern die Stückzahlen gelieferter 
"Waffensysteme". Zu diesen ühlen je nach 
Ikdarf Flugzeuge, Rakelen, Schiffe, Panzer 
eie. Bereits in der Studie wurde eingeräumt, 
daß die US·Waffcnexporlc - in Dollareinhci· 
Icn gerechnet - 20% über den s.owjctischcn 
liegen. James Bruckley, Vizestaausekretär für 
Sicherheitsfragtn im US·Außenministcrium, 
gab bei der Präsentation des Berichts vor der 
Pressc sogar noch mehr zu: Tatsächlich würde 
diese Differenz 100% betragtn. 

China-USA 

Nach monatelangtn Geheimw:rhandlungen 
einigten sich die USA und die VR China. über 
die strittige Taiwanfrage und deren zukünf· 
tige Behandlung. In einer gemeinsamen Erklä· 
rung vom 17.8.1982 heißt es, daß die Waffen· 
lieferungen der USA an Taiwan das Ausmaß 
der vorangegangenen Jahre nicht übertreffen 
bzw. ständig herabgesetzt werden sollen 
(1979 erhielt Taiwan Waffen und Ersatzteile 
in der bisherigen Rekordhöhe von 800 Mio 
Dollar). Olina verpflichtet sich, eine Wieder­
vereinigung mit der Insel grund$litzlich auf 
friedlichem Wege zu vol1z.iehen. 
Der Leiter der Fernostabteilung im USo 
Außenmininerium, Holdridge, sagte vor dem 
Kongreß, die neue Formel sei für beide Seiten 
zufriedenstellend. Präsident Reagan fugte hin· 
zu, daß "eine starke und dauerhafte Be .. ";e· 
hung" mit Peking "lebenswichtig ist rur unse· 
re langfristigen nationalen Sicherheitsinteres· 
sen hinsichtlich der zunehmenden Bedrohung 
seitens der UdSSR". (Zit. nach: U.S. Ncws &: 
WOlld Report, Washington, 30.8.1982) Das 
Weiße Haus betonte demgegen(l)er, daß Tai· 
wans Sicherheit - festgelegt im Taiwan Rela· 
tions Act - nicht in Frage gestellt sei, da das 
neue Shanghai·Kommuniquc die USA nicht 
davon abhalte, weiter Waffen an Taiwan zu 
liefern. So hat die Reagan·Administration 
den Verkauf von 60 F·5E OberKhaU·Jagd· 
flugzeugen im Wert von 240 Mio Dollar an 
Taipei angekündigt. 
Die Volksrepublik Otina will daran festha l· 
ten, sich gegenüber der Außenwelt nicht ab· 
zuschließen, und ihre Verbindungen mit an· 
deren Ländern weiter ausbauen. Das sagte 
Deng Xiaoping, stellvertretender Vorsitzen· 
der der KP Chinas in seiner Rede zur Eröff· 
nung des 12. Parteitages am 1.9.1982 in 
Peking. Als Hauptaufgaben der 80er Jahre 
nanme er außer der inneren Modernisierung 
Chinas das Bemühen um Wiedervereinigung, 
insbesondere mit Taiwan, und den Kampf ge. 
gen den "Hegemonismus" (gemeint ist die 
UdSSR; d. Red.). 

Kurzinformationen 

SOdaf,lka: Ruth First zum Gedenken 

Ruth Fin' (104..) mit ANCGene.alKktair W. $i<utu (1.) imJollf t956 

Am 17. August 1982 wurde Ruth Fim in 
Maputo/M09Imbique Opfer eines Mordan· 
schlags, hinter dem der südafrikanische Ge· 
heimdienst NIS und der US·Geheimdienst 
C1A Slehen. 

Ruth First wurde beim öffnen einer Brief· 
bombe tödlich verletzt. Absender des Um· 
schlags war das in Washington residierende 
African Center of Bibliography - eine Ein· 
richtung des C1A, die regelmäßig hunderte 
afrikanischer Intellektueller mit dem Periodi· 
kum Sadex beschickt. Als die Briefbombe in 
ihren Händen explodierte, befanden sich 
gleichzeitig Aquino de Bragan~ (Direktor 
des Zentrums für Afrikanische Studien der 
Universität l\Iaputo) und mehrere seiner Mit· 
arbeiter in den Räumen des Studienzentrums. 
Sie wurden teilweise schwer verletzt. 

RUlh First, Mutter von drei Töchtern, war 
eine der prominentesten Gegnerinnen des 
südafribnischen Apartheidregimes. Als lang· 
jähriges führendes Mitglied des Afrikanischen 
Nationalkongresses (ANC) und der Südafrilta· 
nischen Kommunistischen Panei spielte sie 
eine wichtige Rolle in der Kongreßbewegung 

Seychellen 

Neun MOß.ille nach der von Siidafrika organi· 
sierten SÖldner·Aggress ion (siehe AlB 
1/1982, S.58) scheiterte in der Inselrepublik 
Seychellen ein weiterer Puuchveuuo;h. In der 
Nao;ht vom 17. zum 18. August 1982 rebel· 
Iierten Armeeinheiten einer Garnison, besetz· 
ten eine Radi05lation und forderten Verände· 
rungen in der politischen Führung des Lan· 
des. 
Obwohl der Putsch"ersuch im Inneren der 
Seychellen seinen Ausgang ß.ilhm und die 
Umstände im einulnen noch nicht geklärt 
sind, deuten erste Indizien auf eine neuer· 
liche, diesmal indirekte ausländische Beteili· 
gung. Bezeichnenderweise war die betroffene 
Garnison ß.ilo;h der Aggression vom November 
1981 mit der ßewao;hung der internierten 
südafrikanischen Söldner beauftr.lgt. Nach 
der Zeugenaussage eines Verantwortlichen 
des "on den Putschisten vorübergehend be· 
setzt gehaltenen Radios Seyo;helLen standen 
die Put«:histen während ihrer Aktion in tele· 
grafischem Kontakt mit einem südafrikani· 
sehen ,Joumalisten". Sie kündigten ihre Ab· 
sicht an, alle Söldner zu befreien, und forder­
ten lIilfe von Südafrika und Großbritannien. 

der 50cr Jahre und wirkte an der Vorberei· 
tung und Durchführung des Volkskongresses 
in Kliptown am 26, Juni 1956 mit. Nachdem 
sie Ende de r 50cr J ah re zum erstenmal ver· 
haftel worden war, verließ sie Südafrika und 
bekämpfte seith .. r von ihrem Londoner Exil 
aus den Apartheidstaat. Seit den 60er Jahren 
hat sie mehrere Bücher über Afrika veröffent· 
licht und sich auf internationalen Konferen· 
zen als Anklägerin der wcstlio;hen Zusammen· 
arbeit mit Südafrika weltweite Anerkennung 
erworben. Zusammen mit ihrem Mann, dem 
ANC·Führer J ot Siovo, stand sie deshalb seit 
langem auf der Ab5cllußliste des südafrikani· 
sehen Geheimdienstes. ln Mo~mbique arbei· 
tete sie zuletzt an einem Forschuß8sprojckt 
übe r moo;ambiquanisehe Wanderarbeiter im 
Südlichen Afrika und die Verhältnisse in den 
südafrikanischen Bergwerken. 
Ruth First bleibt ein Vorbild für aLLe Journa· 
listen und Wissenschaftler, die sich der Sache 
der Befreiung Siidafrikas verpflichtet wissen. 
Das Attentat auf sie reiht sio;h ein in ähnliche 
Mordanschläge auf die ANCVertretungen in 
London (März 1982) und Swa~iland Uuni 
19&2). 

Tschad 

Nach der Eroberuflg der Haupmadt des 
Tschad, N'Djamena, am 7.6.82 dur<:h die 
Truppen Hintne Habres (FAN)zekhnct sio;h 
noch immer keine Lösung des Konflikts ab. 
H. Habrc hat mit Abdelkader Kamouguc, des· 
sen Truppen (FAT), dcn Süden des Landes 
beherrschen und mit dem Demokratisch· 
Revolutionär<n Rat (CDR), dessen Führer 
Acyl Ahmat am 19.7. dJ. ermordet wurde, 
in LibreviILe/Gabun bisher ergebnislose Ge· 
spräche über cine Aussöhnung aufgenommen. 
Gleichzeitig finden Kämpfe statt innerhalb 
der FAT sowie zwisdlen Teilen der " AT und 
den Truppen des CDR. Goukouni Oueddei, 
ehemaliger Präsident des Tschad, der in Alge· 
Tien im Exil lebt, hat es abgelehnt, mit H. 
HabTi zu \'erhandeln, und verliucht stattdes· 
sen, alle fortschrittlichen Kräfte um die Na· 
tionale Bcfreiungsfront des Tschad (Frolinat) 
zu vereinen, um den Kampf wicderaufzuneh· 
men. Während FT".lnkreich und die USA H. 
Habre de faeto als rechtmäßigen Präsidenten 
anerkennen, lehnten die Delegationen auf 
dem Anfang August d.J. gescheiterten OAU· 
Gipfel in Libyen eine Anerkennung H. 
Habres ab. 
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prnet 1982: Gibt es nach Peter Weiss nur 
nO(;h die Ästhetik des kleinsten Widerstands? Den 
ahrmarkt der kleinen Wahrheiten? Ist die Literatur 

'-U\"OUIUO von der allgemeinen Krise eingemacht? . 
Llteraltur zwischen Kulturimperialismus und neuer 

deutscher Welle, oder: was lesen die 400.000 Friedens­
demonstranten? . Mythisches, Märchenhaftes, Phantasti­
sches, Science Fiction, Pädagogik-, Mütterlichkeits- und 
Psychoboom .. Wer schreibt mir (35 J., alleinstehend, 
1 Kind, Sozialarbeiterin, wohnhaft in ... ) mein Buch? . 
Theater heute: Warum muß man sich dieses forsche 
Gelispel und die Stellungs kämpfe in einem geschlossenen 
Raum ansehen? . Bedingt zurechnungsfähig: Schriftsteller 
für den Frieden· Rezensionen und konkrete Literaturtips 
Autoren: Heinar Kipphardt, Hermann Peter Piwitt, 
Gerd Fuchs, Walter Boehlich, 
Michael Schneider, Christel 
Dormagen, Karin Reschke, 
Yaak Karsunke, Jörg Huff­
schmid, Günter Herburger , 
Volkmar Sigusch, Michael 
Scharang, Bernt Engelmann, 
Jörg Sandkühler, Martin 
Walser, Hermann L. Grernliza 

~ ~ ~ 

Ab 5. Oktober 1982 an jedem 
Kiosk 




